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Nach der Krise ist vor der Krise, bestätigt 
ÖGB-Präsident Erich Foglar das Schwer-
punktthema der „A&W“ 3/2011, mit 
einem Unterschied: „Die Arbeitneh-
merInnen sind massiv unter Druck ge-
raten und zahlen zum Großteil die Zeche 
für die Bewältigung der Krise.“ Das In-
terview führten wir wieder gemeinsam 
mit zwei KollegInnen, die derzeit den  
60. Lehrgang der Sozialakademie besu-
chen:  Sabine Schwarzendorfer und An-
dreas Guttmann.
Dass die alte Fußballweisheit „nach dem 
Spiel ist vor dem Spiel“ auch für die  Krise 

gilt, beweist der AK-Unternehmens-
monitor – statt mehr Fairness wurde die 
Verteilungsschieflage verstärkt (S. 12).
BetriebsrätInnen haben Feuerwehrfunk-
tion, weiß auch der ÖGB-Präsident, für 
viele von ihnen sind die Zeiten daher be-
sonders hart, wie hart, untersuchte  eine 
aktuelle Diplomarbeit (S. 14).
SchülerInnen Volkswirtschaftslehre nä-
herzubringen, ist Johannes Lindner ein 
Anliegen, daher hat er auch eine Frage-
stunde mit Finanzstaatssekretär Schieder 
organisiert – lesen Sie dazu den Artikel 
des Maturanten Raphale Zajac (S. 22).

Die vorliegende A&W setzt sich aber 
nicht nur mit der Krise auseinander, 
 sondern auch mit der Diskussion zur 
Heeresreform (S. 42)  und der Forderung 
nach Mindestlöhnen für Asiens Textil-
arbeiterInnen (S. 44).
Besuchen Sie uns auch im Internet: Auf 
der Homepage www.arbeit-wirtschaft.at 
haben Sie die Möglichkeit, Artikel zu 
kommentieren und E-Cards zu versen-
den. Wir freuen uns übrigens stets über 
Kritik und Anregung: aw@oegb.at

Für das Redaktionskomitee
Katharina Klee

Redaktion internKeine Entspannung

www.arbeit-wirtschaft.at
Alle Beiträge finden Sie auch auf unserer Homepage sowie die   
eine oder andere Ergänzung zu einzelnen Themenschwerpunkten, die wir aus 
 Platzgründen in der Zeitschrift nicht mehr berücksichtigen konnten.

Dieser Code kann mit einem internet-fähigen Kamera-
Handy abfotografiert werden. Ein »Reader« entschlüsselt 
den Code und führt Sie auf die gewünschte Website.  
Die Reader-Software erhalten Sie zum Beispiel hier:  
www.beetagg.com/downloadreader/
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Das Spiel geht weiter

I
n Japan bebt die Erde und rund um 
die Welt sind Menschen vor ihren 
Fernsehgeräten und Computern er-
schüttert. Doch nicht nur die Natur-

katastrophe bewegt uns, sondern mehr 
noch die – erst durch Menschenhand 
entstandene – andere, größere Bedro-
hung: der Super-Gau.

Mehr als 50 AKW - 256 Vulkane

Japan war auf Erdbeben vorbereitet, be-
richten alle KorrespondentInnen in den 
klassischen Medien und im weltweiten 
Netz. Rund um die Uhr sind Tausende 
Bilder aufzurufen, Augenzeugenberichte, 
Filme, Analysen. Doch die wahre Gefahr 
ist unsichtbar, wie wir spätestens seit 
Tschernobyl wissen. In Japan hat man 
mit den verheerenden Folgen atomarer 
Verstrahlung schon viel länger Erfahrung, 
wenn auch in noch konzentrierterer 
Form, denken wir nur an Hiroshima.

Und trotzdem stehen oder standen 
in diesem Hightech-Land über 50 AKW. 
Sicher, man wusste um die Risiken der 
tektonischen Zone – immerhin finden 
sich 265 Vulkane auf der Insel – aber das 
Risiko ging man ein. Energie ist Geld.

Der Reaktor von Fukushima war 40 
Jahre alt, es gab Vertuschungsskandale 
um Schäden. Auch das sind die Spiel-
regeln des freien Marktes, die Strom zu 

Ware machen und sich über Risiken und 
Nebenwirkungen ausschweigen. Die 
Stromunternehmer in Japan machen die 
Info-Schotten genauso dicht, wie ihre 
kommunistischen Vorgänger in Tscher-
nobyl. Sie sind Gambler, die ihr Spiel 
machen. Den Preis zahlen wir wohl alle.

Das große Beben ließ auch die Bör-
sen erzittern – die Folgen, die diese Ka-
tastrophe in der drittgrößten Volkswirt-
schaft der Welt für den Weltmarkt haben 
wird, sind noch nicht abschätzbar.

Was das mit: „Nach der Krise ist vor 
der Krise“, dem Schwerpunkt dieses 
Heftes zu tun hat, fragen Sie sich viel-
leicht: Die Naturkatastrophe mit der Fi-
nanzmarktkatastrophe?

Es ist diese Gamblingmentalität, die 
für mich hier und dort zum Ausdruck 
kommt, die Verantwortungslosigkeit 
und dieses Gefühl der Unverwundbar-
keit, das die SpekulantInnen an den 
internationalen Börsen mit den Betrei-
berInnen der japanischen AKW eint. 
Wird schon nichts passieren, lautet das 
optimistische Dogma. Auch ich bin Op-
timistin. Ich gehöre zu diesen Leuten, 
die gerne darauf verwiesen, dass sich das 
chinesische Schriftzeichen für Krise aus 
Teilzeichen für „Gefahr“ und „Chance“ 
zusammensetzt. Und so habe ich irgend-
wo auch gehofft, dass die Finanzmarkt-
krise auch etwas Positives bewirkt: Dass 

die Menschen umdenken und sich weh-
ren, dass diese Gamblingmentalität ein-
gegrenzt wird, dass dem Neoliberalismus 
die Larve vom Gesicht gerissen wird. 

Aber die Spieler tragen noch immer 
ihre Masken. Die, die gestolpert sind 
haben sich meist schon wieder aufgerap-
pelt, kassieren längst wieder fette Boni, 
machen wieder gute Geschäfte. Und wir 
sehen zu, empören uns nicht und akzep-
tieren die Gesetze des Marktes wie Na-
turgesetze, Schulter zuckend und ohne 
Gegenwehr.

Vor 25 Jahren Tschernobyl

Tschernobyl vor 25 Jahren hat nicht den 
Ausstieg aus der Atomenergie gebracht 
– ganz im Gegenteil: Seit damals sind 
neue Reaktoren entstanden, und auch 
Japan wird vermutlich allen Risiken zum 
Trotz nicht auf den günstigen Strom ver-
zichten. Auch dort wird man die Kata-
strophe schnell wieder vergessen haben, 
neue AKW werden aufsperren, allen Äng-
sten und Unsicherheiten zum Trotz.

Auch weil wir es zulassen, weil wir 
mitspielen und da oder dort sogar den 
Gamblern applaudieren. Wie sagte 
schon Einstein: „Die Welt wird nicht be-
droht von den Menschen, die böse sind, 
sondern von denen, die das Böse zulas-
sen.“ Es ist an uns!

Katharina Klee
Chefredakteurin

Standpunkt
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Andrea Griesebner (2. v. l.), Professorin für neuere Geschichte an 
der Uni Wien, gibt einen kurzen Überblick über die  Geschichte des 
Frauentags. Rechts von ihr Christa Pölzlbauer und Ingrid Moritz.

TeilnehmerInnen des 60. Lehrgangs der Sozialakademie  
lauschen gespannt der Podiumsdiskussion. Die Sozak bietet die 
 umfassendste Ausbildung für ArbeitnehmervertreterInnen.

Die Betriebsräte und Sozak-Schüler Michael Huber und  
Thomas Kinberger diskutierten auch nach der Podiumsrunde mit 
VÖGB-Leiterin Sabine Letz lebhaft weiter.

Eines haben alle Veranstaltungen der Sozialakademie  
miteinander gemeinsam: Hier wird effektive Wissensvermittlung  
mit sozialer Kompetenz gekoppelt.
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Emanzipation Macht Gerechtigkeit
Am 10. März 2011 fand eine Veranstaltung zum 100. Internationalen Frauentag im Rahmen des 60. Jahr-
gangs der Sozialakademie statt.

Unter dem Motto „Emanzipation Macht 
Gerechtigkeit“ fand am 10. März 2011 
eine Diskussion zum 100. Internationa-
len Frauentag statt.  Aus diesem Anlass 
beschäftigte sich der 60. Lehrgang der 
Sozialakademie mit Geschichte und Er-
rungenschaften der Frauenbewegung so-
wie aktuellen frauenpolitischen Themen. 
Dabei wurde auch über gewerkschaftliche 
Strategien zur Umsetzung dieser Forde-
rungen diskutiert. Andrea Griesebner, 
Professorin an der Uni Wien, präsentierte 
die Geschichte des Frauentags und gab 

einen kurzen Überblick über das Thema 
„Gender Mainstreaming“.   Christa Pölzl-
bauer, Mitinitiatorin des Frauenvolksbe-
gehrens 1997 berichtete, wie das Frauen-
volksbegehren zustande kam, und mit 
welchen aktionistischen Mitteln die 
Frauen auf ihre Rechte aufmerksam 
machten. Ingrid Moritz, die Leiterin der 
Abteilung Frauen und Familie der AK 
Wien, brachte die aktuellen politischen 
Forderungen in die Diskussion ein. Sabi-
ne Letz, Leiterin des VÖGB moderierte 
die Veranstaltung.

B u c h t i p p

Irmtraut Karlsson
Frauen graben, wo sie stehen.
Frauengeschichte von  unten –  
Gendermainstreaming in der  
Praxis, ÖGB-Verlag, 2010, 160 Seiten,  
€ 9,90, ISBN 978-3-7035-1449-4

Bestellung:
ÖGB-Fachbuch handlung, 1010 Wien, 
Rathausstr. 21, Tel.: (01) 405 49 98-132 
fachbuchhandlung@oegbverlag.at
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ÖGB Kärnten:

Alpe-Adria-Lehrlingsverbund
Regionales Potenzial für eine bessere Ausbildung nutzen.

Arbeiterkammer:

Vergleichen bringt Bares
Mit AK-Tarifrechnern zum günstigsten Telefon- und Internetangebot.

Eine Vorreiterrolle in der Lehrlingsausbil-
dung einzunehmen und dem Land einen 
Wettbewerbsvorteil zu verschaffen – die-
se Ziele werden mit den von ÖGB und 
ÖGJ Kärnten präsentierten Reformvor-
schlägen zur Lehrlingsausbildung ver-
folgt. Gemeinsam arbeiten sie unter an-
derem an einem Modell, das künftig 
 jungen Menschen eine verknüpfte Aus-
bildung in drei Ländern – in Kärnten, 
Slowenien und Friaul – ermöglichen soll. 

Wirtschaft und Industrie kommen 
ihrer Aufgabe, junge Menschen auszu-
bilden, kaum mehr nach, die Durch-
fallquoten bei Lehrabschlussprüfungen 
lassen auf Mängel in der Ausbildung 
schließen und gleichzeitig warnt die 
Industrie eindringlich vor einem dro-
henden Facharbeitermangel. Der Alpe-
Adria-Lehrlingsverbund soll diesem 
Negativtrend entgegenwirken. Das Mo-
dell basiert auf der Idee, dass Lehrlingen 
die Möglichkeit gegeben wird, in meh-
reren Betrieben über die Landesgrenzen 
hinaus, eine Ausbildung zu absolvieren. 

„Das Fehlen bestimmter zur Ausbil-
dung wichtiger Strukturen im Betrieb 
muss dann nicht länger ein Grund sein, 

keine Lehrlinge auszubilden. Denn 
dadurch, dass sich mehrere Betriebe 
zusammenschließen, können derartige 
Defizite ausgeglichen werden“, erklärt 
Hermann Lipitsch, Landesvorsitzender 
des ÖGB Kärnten. „Lehrlinge bekom-
men somit eine bessere und umfas-
sendere Ausbildung bei gleichzeitigem 
Erwerb von Fremdsprachenkenntnis-
sen, was sich positiv auf Verdienst-
möglichkeiten und Zukunftschancen 
der Jugendlichen und in weiterer Folge 
natürlich auch auf die Wirtschaft aus-
wirkt“, so Lipitsch. 

Das Modell würde ebenso einen 
wichtigen Beitrag zur wirtschaftlichen 
Zusammenarbeit auf regionaler Ebene 
leisten und das Bundesland als Wirt-
schaftsstandort nachhaltig stärken. Li-
pitsch ist auch überzeugt, dass der Alpe-
Adria-Lehrlingsverbund das regionale 
Bewusstsein der Menschen in Kärnten 
stärken würde, was angesichts anhal-
tender Diskussionen zu Ortstafeln und 
Zweisprachigkeit mit Sicherheit ein 
Vorteil wäre.

Mehr Infos unter:
www.oegb.at/kaernten

Zeit nehmen und genau rechnen lohnt sich 
bei den Telefon- und Internettarifen, rät 
die AK. Die Ersparnisse sind enorm. Das 
zeigt eine aktuelle Analyse von Konsu-
mentenabfragen bei der AK zu Internet- 
und Telefontarifrechnern. AK-Konsu-
mentInnenenschützerin Daniela Zim-
mer: „Der erste Blick reicht oft nicht. 
Denn etwa Freiminuten beim Telefonie-
ren, Frei-SMS oder unterschiedliche Da-
tenpauschalen beim mobilen Internet 
können zu Kostenfallen werden.“ Aktuell 
sind in den AK-Tarifrechnern 77 Mobil-
funk- und 34 mobile Datentarife für 
 KonsumentInnen. Die AK hat 21.633 

Konsumentenabfragen von ihren Han-
dytarif-, Internettarif-, mobilen Internet- 
und Festnetzrechnern von vier Monaten 
ausgewertet (Oktober 2010 bis Jänner 
2011). Dabei zeigen sich extreme Preis-
unterschiede. Wird z. B. der billigste Ta-
rif mit dem mittleren Tarif verglichen, 
sind beim Handy durchschnittlich Er-
sparnisse von 81 Prozent drinnen, beim 
Internetrechner 52 bis 77 Prozent (abhän-
gig von der Entbündelung), beim mobi-
len Internetrechner 75 Prozent und beim 
Festnetzrechner 38 Prozent. 

 Mehr Infos finden Sie unter:
tinyurl.com/5vw24s6

http://www.arbeiterkammer.at/online/mit-ak-tarifrechnern-zum-guenstigsten-angebot-60214.html
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ÖGB:

9. April 2011: Fahr mit zur Demo!
Nein zu Sparmaßnahmen, für ein soziales Europa, für gerechte Bezahlung und Jobs.

Duftender Doppelpunkt:

Preisverleihung und Buchpräsentation 
Wir rufen auf! Penner, Fleischwölfe und arbeitsscheues Gesindel.

Die Finanzkrise hat Europa in eine unheil-
volle Situation gebracht: Mehr als 23 Mil-
lionen Arbeitslose, Millionen Menschen 
in prekären  Arbeitsverhältnissen, und 
soziale Spannungen nehmen überall zu.

Die einzigen Antworten der Europä-
ischen Regierungen darauf waren dras-
tische Sparmaßnahmen.

Wir haben die Krise nicht verur-
sacht: Wir lehnen eine Ideologie ab, die 
den Wettbewerb zum einzigen Element 

des Zusammenlebens in Europa macht; 
wir lehnen die Kürzung von Löhnen, 
Sozialleistungen und Pensionen ab; wir 
lehnen die Aufweichung von Arbeits-
rechten und soziale Rückschritte ab.

Wir wollen ein sozialeres Europa: 
Wir verlangen die Einführung einer 
 Finanztransaktionssteuer; wir verlangen 
eine nachhaltige Politik für Wachstum 
und Beschäftigung, die auch ökologisch 
verträglich ist; wir verlangen verstärkte 

Koordinierung in steuerlichen Fragen 
und mehr Transparenz, um Sozialdum-
ping in Europa zu verhindern.

Abfahrtsdaten Wien: ÖGB, 1020 
Wien, Johann-Böhm-Platz 1, 8.00 Uhr, 
U2-Station  Donaumarina. Die Teilnah-
me ist kos tenlos.

 Weitere Informationen auch zu den 
Abfahrtsdaten in den Bundesländern 
finden Sie unter:
tinyurl.com/d2hh4z

Das Thema des zweiten Literaturpreises 
„Der Duft des Doppelpunktes“ lautete 
„Arbeitswelt und Sprache“. Am Freitag, 
den 13. Mai 2011 um 18 Uhr wird im 
Lesesaal der AK-Bibliothek Wien für 
 Sozialwissenschaften, Prinz-Eugen- 
Straße 20–22, 1040 Wien, der Preis an 
die vier GewinnerInnen und ihre Tuto-
rInnen übergeben und die Anthologie 
(„Wir rufen auf! Penner, Fleischwölfe und 
arbeitsscheues Gesindel“) mit den weite-
ren prämierten Texten vorgestellt. Der 
Eintritt ist frei. 

Über das Buch: Das Thema des zwei-
ten Literaturpreises „Der Duft  des Dop-

pelpunktes“ lautete „Arbeitswelt und 
Sprache“. Ergänzt wurde der Hauptpreis 
dieses Mal durch den „Literatur-Twit-
ter“. In der Anthologie sind die Beiträge 
der PreisträgerInnen und ihrer Tuto-
rInnen sowie die prämierten Kurztexte 
der „TwitteratInnen“ versammelt. 

Die Menschen in den im Buch vor-
liegenden Texten tauchen tief in die 
Arbeitswelt ein. Sie entlarven „coole“ 
Wortschöpfungen, die ihnen den Aus-
verkauf ihrer sozialen Rechte schmack-
haft machen sollen, als Management-
Floskeln. Sie verlieben sich und werfen 
mit Ausdrücken aus dem Wirtschafts-

englisch um sich. Sie zeigen sich anpas-
sungswillig, indem sie einen flexiblen 
Kühlschrankinhalt fordern. 

Sie erkennen, wie schmal der gesell-
schaftliche Grat zwischen arbeitslos und 
arbeitsscheu ist. Sie werden, in Arbeits-
vermittlungsinstitutionen aufgerufen, 
zur Nummer. Sie lassen sich vom Schön-
reden der Bezeichnung Penner nicht 
blenden. Und sie stellen fest, dass hin-
ter dem „aufgeblasenen“ Meat-Grinder 
nichts anderes steckt als der „gute alte“ 
Fleischwolf.

 Mehr Info: www.literaturblog-duftender- 
doppelpunkt.at

Giovanni di Lorenzo im Gespäch mit Peter Huemer 
Giovanni di Lorenzo (*1959 in Stockholm), deutsch-italienischer Journalist ist einer der prominentesten Journalisten 
und Zeitungsmacher Deutschlands. Seit 1980 ist er journalistisch tätig. Er schrieb unter anderem für „Stern“, „Trans-
atlantik“, „Twen“, „Süddeutsche Zeitung“ und „DIE ZEIT“. 1999 wurde er Chefredakteur des Berliner Tagesspiegel 
und ist seit 2004 Chefredakteur der angesehenen deutschen Wochenzeitung DIE ZEIT. Er arbeitet seit 1984 im Fern-
sehen und moderiert seit vielen Jahren die Talkshow III nach 9 von Radio Bremen. Für seine Medienarbeit erhielt er 
zahlreiche Auszeichnungen darunter den renommierten Adolf-Grimme Preis, den Preis der europäischen Presse und 
den italienischen Journalistenpreis Premio Ischia. Buchpublikationen: „Auf eine Zigarette mit Helmut Schmidt“ und 
zuletzt „Wofür stehst Du?“ 
Donnerstag, 31. März 2011, 19 Uhr, AK Wien, Bildungszentrum, Großer Saal, Theresianumgasse 16–18, 1040 Wien
Eine Veranstaltung der AK Wien und der Stadtzeitung Falter.
Eintritt frei 
Um Anmeldung bis 29. März wird gebeten  stadtgespraech@akwien.at
Telefon (01) 501 65 DW 2882  Mehr Infos: www.wienerstadtgespraech.at/aktuell

http://www.oegb.at/servlet/ContentServer?pagename=OEGBZ/Page/OEGBZ_Index&n=OEGBZ_demo
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Sabine Schwarzendorfer, Alter 35, 
 Regionalsekretärin GPA-djp Oberöster-
reich, Teilnehmerin des 60. SOZAK-
Lehrgangs
Andreas Guttmann, Alter 37, Arbei-
terbetriebsrat voestalpine Stahl Dona-
witz, Teilnehmer des 60. SOZAK-Lehr-
gangs

Arbeit&Wirtschaft: Ist unser Titel 
„Nach der Krise ist vor der Krise“ zu 
pessimistisch formuliert?

Nein, der Titel trifft es sehr genau – lei-
der, weil sich grundlegend nichts geän-
dert hat, was Auslöser und Ursachen der 
Krise betrifft. Es wird wieder spekuliert 
wie eh und je, es werden Boni gezahlt 
wie eh und je, und das Wirtschaftssystem 
aus Liberalisierung, Deregulierung und 
Privatisierung ist ein und dasselbe wie 
vor der Krise. Jedoch einiges hat sich 
schon geändert – durch die Krise: Die 
ArbeitnehmerInnen sind massiv unter 
Druck geraten und zahlen zum Großteil 
die Zeche für die Bewältigung der Krise. 
Und die Staatsverschuldung ist aufgrund 
der Rettungsmaßnahmen – vor allem für 
Banken und aufgrund niedrigerer Steu-
ereinnahmen – in die Höhe geschnellt. 
So wurde aus einer Immobilienkrise eine 
Finanzkrise, daraus eine Wirtschaftskri-
se, und die ist zu einer Schuldenkrise 
geworden. Jetzt droht auch noch eine 
soziale Krise. 

All das, was eine vernünftige Re-
aktion darauf gewesen wäre, ist nicht 
eingetreten. Es wurde verabsäumt, Spe-
kulationen einzudämmen, die Bonus-
Zahlungen in ein vernünftiges Maß zu 
bringen, die Finanzmärkte zu regulie-
ren und eine Finanztransaktionssteu-
er einzuführen. Die hätte ja nicht nur 
eine einnahmenseitige Steuerwirkung, 
sondern auch eine regulierende Wir-
kung. Für die Finanztransaktionssteuer 
hat sich Anfang März eine deutliche 
Mehrheit im EU-Parlament gefunden. 
Jetzt muss die EU-Kommission rasch 
tätig werden. Am sinnvollsten wäre na-

türlich eine globale Lösung, aber das ist 
aus heutiger Sicht nicht denkbar, weil 
sehr viele Länder nicht bereit sind, die-
se Steuer einzuführen. 

Was sind die Folgen der Krise? 

Derzeit wird auf europäischer Ebene hef-
tig über eine Wirtschaftsregierung, über 
einen Wettbewerbspakt oder über einen 
Euro-Pakt debattiert. Aber all das bedeu-
tet, dass noch mehr Druck auf die ein-
zelnen Staaten ausgeübt wird, die Staats-
verschuldung rasch zurückzufahren – 
mit all den sozialen Härten und negativen 
Auswirkungen auf die ArbeitnehmerIn-
nen und ihre Familien, vor allem aber 
auf unsere Systeme der sozialen Sicher-
heit, ob Pensionen, Gesundheit oder So-
zialhilfe. 

EZB-Präsident Jean-Claude Trichet 
hat kürzlich gemeint, er findet es un-
möglich, wenn die Inflation zu Lohn-
erhöhungen führt. Das wirft schon die 
Frage auf, warum ArbeitnehmerInnen 
keinen Teuerungsausgleich bekommen 
sollten. Wir werden dafür sorgen, dass 
sich Trichet in dieser Frage sicher nicht 
durchsetzt. Schon vor der Krise hat es 
Konvergenzkriterien gegeben, geht es 
nach der EU-Kommission, sollen künf-
tig verschärfte Kriterien gelten. Aus 
vormals nur angedrohten Sanktionen 
sollen in Zukunft automatische wer-
den. So gesehen ist nach der Krise auch 
immer vor der nächsten Krise.

Also haben wir nichts gelernt?

Kein Land der EU hätte die Krise allein 
durchgestanden. Fairerweise muss man 

Z u r  p e r s o n

Erich FoGLAR

Geboren: 19. 10. 1955 in Wien

Erlernter Beruf: Werkzeug-
macher

1979–1987 Betriebsrat  
(von 1982–1987 freigestellt)

1985–1987 Stv. Vorsitzender 
des Arbeiterbetriebsrates

1984–1987 Bildungsreferent der Bezirksleitung 
Wien-Südwest

1987–1988 Sekretär der Gewerkschaft Metall-
Bergbau-Energie (GMBE)

1988–1992 Zentralsekretär-Stv. der GMBE/  
Finanzreferat

1992–9. 5. 2006 Zentralsekretär der GMBE  
(15. Gewerkschaftstag), ab 2000 Gewerkschaft 
Metall-Textil

29. 3. 2006–16. 5. 2006 Leitender Sekretär des 
ÖGB für Finanzen

9. 5. 2006–1. 12. 2008 Vorsitzender der 
 Gewerkschaft Metall-Textil-Nahrung (GMTN)  
(1. Kongress GMTN/Fusion von Gewerkschaft 
Metall-Textil und Gewerkschaft Agrar-Nahrung-
Genuss)

Seit 24. 1. 2007 Mitglied im Vorstand  
des Österreichischen Gewerkschaftsbundes

1. 12. 2008–2. 7. 2009 Geschäftsführender 
 Präsident des ÖGB

2. 7. 2009 Wahl zum Präsident des ÖGB beim  
17. Bundeskongress

„Wir haben Feuerwehrfunktion“
ÖGB-Präsident Erich Foglar im Gespräch mit zwei BetriebsrätInnen, die derzeit  

die Sozialakademie besuchen, über die Krise und deren Folgen.
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daher auch sagen: Es haben sich alle Län-
der in einer seltenen Einigkeit zu den 
Rettungsschirmen bekannt, um damit 
die Krise zu bekämpfen – in letzter Kon-
sequenz wurde Solidarität aufgebracht. 
Das war bei der großen Wirtschaftskrise 
in den 1930er-Jahren nicht der Fall. 

Andreas Guttmann: Die Banken ha-
ben viel Geld bekommen, um wieder 
aus der Krise steuern zu können. Wie 
steht der ÖGB zur Bankensteuer? Wer-
den die Banken diese sofort an die 
Kunden/Kundinnen weitergeben?

Zunächst muss man feststellen: Bank ist 
nicht gleich Bank. Es gibt einen großen 
Unterschied zwischen Investment-
banken, bei denen hat die Krise ihren 
Ausgang genommen, und jenen Banken, 
die das realwirtschaftliche Geschäft be-
treiben – die unverzichtbar sind für ein 
funktionierendes Wirtschaftsleben. 

Den Banken wurde daher aus gu-
ten Gründen geholfen: Denn wenn 
Banken zusammenbrechen, bricht die 
Wirtschaft zusammen – das hätte katas-
trophale Auswirkungen. Daher ist ein 
funktionierender Bankensektor ein le-
benswichtiger Kreislauf der Wirtschaft. 
Es wurde damit aber auch gleichzeitig 
das Eigentum der Bank-Eigner gerettet. 

Banken könnten jetzt natürlich 
die Bankenabgabe auf verschiedensten 
 Wegen an ihre Kunden/-innen weiter-
geben, z. B. über Kontogebühren, 
Kreditgebühren oder Sparzinsen. Aller-
dings wissen wir nicht, ob die Banken 
diese Gebühren nicht auch ohne Ban-
kenabgabe erhöht hätten. Daher haben 
wir mit der Bankenabgabe zumindest 

Mehreinnahmen erreicht, die zur Kri-
senbewältigung beitragen. Durch das 
strenge Monitoring des KonsumentIn-
nenschutzes der Arbeiterkammer und 
durch den Wettbewerb der Banken bei 
Kreditkonditionen und Sparzinsen bin 
ich relativ entspannt, was die Banken-
abgabe betrifft. 

Weniger entspannt sehe ich hin-
gegen den in Wahrheit größten Preis-
treiber: die Spekulationen allgemein, 
und speziell Spekulationen im Lebens-
mittelbereich oder mit Rohstoffen, die 
für die Erzeugung von Lebensmitteln 
notwendig sind. Das ist in meinen Au-
gen ein Verbrechen an der Menschheit: 
Weltweit verhungern Tausende Men-
schen, weil sie sich Lebensmittel ein-
fach nicht mehr leisten können.

Andreas: Wir haben in der voestalpine, 
zumindest in Donawitz, die Krise re-
lativ gut überstanden. Was mich als 
Gewerkschafter aber sehr stört ist, dass 
die Arbeitslosigkeit nicht ganz so 
schnell zurückgeht, obwohl viele Fir-
men wieder hohe Gewinne schreiben. 
Wäre es für die Gewerkschaft denkbar, 
gesetzlich Überstunden für das Unter-
nehmen so teuer zu machen, dass es 
nicht mehr lukrativ ist, die vorhan-
denen Beschäftigten zu Überstunden 
zu nötigen? 

Es steht grundsätzlich jeder Gewerk-
schaft frei, im Kollektivvertrag einen 
Überstundenzuschlag festzulegen. Aller-
dings ist das gerade in Zeiten der Kri-
senbewältigung schwer beim Kollektiv-
vertragspartner durchzusetzen. Unter-
nehmen wollen in erster Linie natürlich 

Überstundenzuschläge wegbekommen. 
Eine Lösung, um Überstunden zu redu-
zieren, wäre zum Beispiel auf betrieb-
licher Ebene. Da kann der Betriebsrat 
eine Regelung vorschlagen, dass eine 
 bestimmte Anzahl von MitarbeiterIn -
nen Überstunden leistet, und wenn das 
mehr werden, dann muss ein neuer 
 Mitarbeiter, eine neue Mitarbeiterin ein-
gestellt werden. Das ist dann ähnlich der 
Forderung der Gewerkschaften zu sehen, 
die Zeitarbeit in den Unternehmen auf 
zehn Prozent zu beschränken, weil in 
manchen Betrieben aufgrund der aktu-
ellen Situation weit mehr als zehn Pro-
zent ZeitarbeitnehmerInnen beschäftigt 
sind. 

Auf gesetzlicher Ebene kann man 
das im Moment schwer regeln, weil die 
dafür nötige Mehrheit im Nationalrat 
derzeit unwahrscheinlich ist.

Was man aber unbedingt mit be-
denken muss ist, dass ein zu hohes 
Maß an Überstunden schlicht und 
einfach ungesund ist. Daher sollten 
wir nachdenken, ob das Verteuern 
der Überstunden der richtige Weg ist. 
Denn auch wenn das Unternehmen 
bereit ist, einen immens hohen Über-
stundenzuschlag zu zahlen, werden sie 
damit für ArbeitnehmerInnen nicht 
gesünder. Daher müssen wir auch jene 
ArbeitnehmerInnen, die vielleicht auf-
grund der guten Bezahlung  bereit sind, 
sehr viele Überstunden zu machen, vor 
den gesundheitlichen Risiken und spä-
teren Schäden warnen. Denn das kann 
letztendlich, zum Beispiel aufgrund 
von Berufsunfähigkeit oder Invalidität, 
sogar zu geringeren Pensionen führen. 
Auf die gesamte Erwerbsarbeitszeit ge-
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sehen rentiert sich das dann für die Be-
troffenen in den seltensten Fällen.  

Sabine Schwarzendorfer: Zeitarbeit 
ist auch für mich ein wichtiges Thema. 
Warum kann man Unternehmen nicht 
verpflichten, ZeitarbeitnehmerInnen 
nach einer gewissen Zeit ins Stamm-
personal aufzunehmen? 

ZeitarbeitnehmerInnen sind, wenn man 
es genau nimmt, theoretisch nicht un-
bedingt schlechter gestellt als das Stamm-
personal: Sie haben eine gesetzliche Ba-
sis, das Arbeitskräfteüberlassungsgesetz, 
sie haben einen guten Kollektivvertrag 
mit einer Kündigungsfrist wie andere 
auch. Zudem gibt es Branchen, wo die 
Kündigungszeiten für das Stammperso-
nal sogar kürzer sind, zum Beispiel am 
Bau oder im Gastgewerbe. 

Zeitarbeitskräfte waren aber natür-
lich die ersten, die nach Ausbruch der 
Krise ihre Arbeit verloren haben – da-
rauf haben wir ab Herbst 2008 oft auf-
merksam gemacht. 

Eine Regelung die besagt, dass Un-
ternehmen nach einer bestimmten Zeit 
ihre ZeitarbeitnehmerInnen in das 
Stammpersonal übernehmen müssen, 
wäre begrüßenswert – keine Frage. Der-
zeit gibt es zumindest die Möglichkeit, 
per Betriebsvereinbarung die Anzahl 
der ZeitarbeitnehmerInnen im Verhält-
nis zur Stammbelegschaft zu begrenzen. 
Das ist ein guter Ansatz auf betrieb-
licher Ebene. Gesetzlich sieht es aber 
momentan nicht nach Mehrheiten aus.

Sabine: Als ich noch bei der Quelle ge-
arbeitet habe, hat es mich erschüttert, 
dass es immer noch Unterschiede zwi-
schen ArbeiterInnen und Angestellten 
gibt, wie zum Beispiel bei den Kündi-
gungsfristen. Warum ist das so?

Die Unterschiede gehen auf die Ge-
schichte zurück: Verschiedene Branchen 
brachten unterschiedliche Regelungen 
hervor. Daraus haben sich unterschied-
liche Gesetzesvorlagen entwickelt: für 
die ArbeiterInnen das ABGB und für die 
Angestellten im Wesentlichen das Ange-
stelltengesetz. Die laufende Debatte um 
die Vereinheitlichung des Arbeitsrechts 
betrifft daher vor allem Beginn und En-
de des Arbeitsverhältnisses und die An-

sprüche, die damit zusammenhängen 
– das sind die klassischen Elemente. 

Andreas: Thema flexiblere Arbeitszeit: 
Wir ArbeitnehmerInnen sind bereits 
sehr flexibel; eine gesetzliche Verkür-
zung der wöchentlichen Normalar-
beitszeit würde zum Beispiel uns im 
Betrieb sehr helfen, um gesündere 
Schichtmodelle umsetzen zu können. 
Bestehen da Chancen?

Die Forderung nach einer Verkürzung 
der Normalarbeitszeit stammt aus einer 
Zeit, in der wir in Österreich noch mehr 
Industrie und produzierendes Gewerbe 
hatten. Das hat sich jedoch drastisch ver-
ändert. Ausschlaggebend dafür war die 
Entwicklung zu einer Dienstleistungs- 
und Informationswirtschaft – und dort 
ticken die Uhren im wahrsten Sinne des 
Wortes anders. Für Mobiltelefone und 
Laptops gibt es keine Stechuhr mehr, da 
ist die Selbstausbeutung ungebrochen. 
Die größte Chance ist meiner Meinung 
nach die Reduzierung der Belastung – 
und da sind wir wieder beim Thema 
Überstunden. Es müsste den Betriebs-
rätInnen mit Unterstützung der Ge-
werkschaften gelingen, Überstunden so 
einzudämmen, dass für die Betroffenen 
die Belastungen geringer werden. 

Eine generelle Arbeitszeitverkür-
zung – wie sie einst unter Dallinger 
noch diskutiert wurde – erscheint heu-
te nicht mehr ganz zeitgemäß. Denn 
wenn wir über Arbeitszeitverkürzung 
reden, muss uns klar sein, dass wir 
etwa 900.000 Teilzeitbeschäftigte und 
prekäre Arbeitsverhältnisse in unserem 
Land haben. Einige wenige wollen das 
selbst, weil es ihnen gerade in ihre Le-
bensphase gut hineinpasst, andere fin-
den schlicht und einfach keine andere 
Arbeit. 

Sabine: Ich frage mich manchmal, wa-
rum wir als GewerkschafterInnen Er-
rungenschaften wie das Insolvenzent-
geltsicherungsgesetz nicht „besser ver-
kaufen“? Viele glauben, dass das 
selbstverständlich ist.

Für viele Menschen trifft das leider zu, 
alles was da und gegeben ist, wird als 
selbstverständlich angesehen und dabei 
wird vergessen, dass nichts von selbst ge-

kommen ist – ganz im Gegenteil: Gera-
de, was das Arbeitsrecht angeht, ist fast 
alles nur durch das Engagement der Ge-
werkschaften entstanden. Vor 250 Jah-
ren gab es keinen Kollektivvertrag, vor 
150 Jahren keine BetriebsrätInnen und 
keine  Sozialversicherung in der heutigen 
Ausprägung. Dafür war damals noch 
Kinderarbeit weit verbreitet. Heute ha-
ben wir ein 13. und 14. Monatsgehalt, 
Urlaubs anspruch, Unfall-, Kranken-, 
Pensions-, Arbeitslosenversicherung etc.

Die Gewerkschaft ist jener Teil un-
serer Gesellschaft, der für soziale Ge-
rechtigkeit eintritt, dazu gehören für uns 
vier wesentliche Elemente: Verteilungs-
gerechtigkeit, soziale Sicherheit, Chan-
cengleichheit und Mitbestimmung. 
Nur, wir reden eben nicht jeden Tag 
darüber, weil es schon selbstverständ-
lich geworden ist. Und die Menschen 
interessiert weniger, wie diese Selbstver-
ständlichkeiten historisch entstanden 
sind, zum Teil lange vor ihrer Zeit. Sie 
wollen wissen, wie sich jetzt und heute 
ihre Situation verbessern lässt.

Das gilt auch für den Insolvenzaus-
gleichsfonds: So lange es dem Unter-
nehmen gut geht, interessiert sich nie-
mand dafür. Geht das Unternehmen 
pleite, sind die Nicht-Mitglieder oft 
die ersten, die beim Betriebsrat sitzen. 
Da beginnt wieder euer Job: Wir haben 
nun einmal eine Art akute Feuerwehr-
funktion, die die Menschen mehr inte-
ressiert als die historische Entstehung 
von Selbstverständlichkeiten. Ich kann 
nur hoffen, dass wir euch dafür ge-
meinsam mit der Arbeiterkammer auch 
über Fortbildungsmaßnahmen wie die 
Sozialakademie ausreichend Unterstüt-
zung und Beratung geben – denn die 
ist unentbehrlich für eure Funktion.

Wir danken für das Gespräch.

Katharina Klee für Arbeit&Wirtschaft

Internet:

Homepages der AK und des ÖGB:
www.arbeiterkammer.at

www.oegb.at

Schreiben Sie Ihre Meinung an die Redaktion
aw@oegb.at
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1929, zu Beginn der Weltwirtschaftskrise, 
schlug der Bund der Freien Gewerkschaften 
der österreichischen Regierung ein „Mini-
malprogramm“ zur Bekämpfung der Kri-
senfolgen mit der extrem hohen Arbeits-
losigkeit vor. Der Staat sollte eingreifen, um 
Arbeit und gleichzeitig eine stabilere wirt-
schaftliche Basis für die Zukunft zu schaf-
fen. Johann Schorsch, Sekretär des freige-
werkschaftlichen Dachverbands und Initi-
ator des Programms, berichtete darüber am 
29. Jänner 1930 in der Vollversammlung 
der Arbeiterkammer in Wien und stellte es 
zur Diskussion.

Gefordert wurde etwa der lange vernach-
lässigte  Ausbau der Infrastruktur: Wir 
verlangen die Beschleunigung der 
Bestellungen des Bundes, seiner An-
stalten und Betriebe. Wir verlan-
gen insbesondere die Beschleuni-
gung der Bestellungen der Bundes-
bahnen. 

Das Argument der leeren Staatskassen ließ 
Schorsch nicht gelten: Alle Gewerk-
schafter wissen aus Erfahrung, dass 
die Industrie heute vielfach ge-
zwungen ist, Maschinen und an-
deres Material an Kunden zu lie-
fern, die nicht so sichere Schuldner 
sind wie der Bund. Und was die Indus-
trie für Private akzeptiere, müsse sie auch 
dem Staat zugestehen, nämlich eine Hi-
nausschiebung der Zahlungsfrist. 
… Die Industrie selbst hätte davon 
den Vorteil, dass sie ihren ur-
sprünglichen Betriebsapparat auf-
rechterhalten kann, während sie 
heute Arbeiter entlassen muss. 

Eine bleibende Verbesserung
Die Gewerkschaft forderte schon 1929 nachhaltige Sanierungsmaßnahmen  

nach der Wirtschaftskrise, um neue Krisen zu verhindern.
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Es sollte also erreicht werden, was in der 
Wirtschaftskrise 2009 mit der vom ÖGB 
durchgesetzten Kurzarbeitsregelung gelun-
gen ist.

Eine andere zentrale Forderung: Die Er-
richtung einer Kreditorganisation 
oder Kreditversicherung für Aus-
landsaufträge der Industrie, unter 
Heranziehung der Banken und 
Sparkassen. … Die Banken sind, 
so die Begründung, ... bei mancher In-
dustrie so stark engagiert, dass es 
dem Unternehmer gar nicht mehr 
möglich ist, mehr Kredit in An-
spruch zu nehmen. … Es scheitert 
jede Ausdehnung des Fabrikbe-
triebes an dem Mangel an Geld. 
Umgekehrt, passiert der Bank ir-
gendein kleiner Stoß, dann hat so-

fort die gesamte Industrie darunter 
zu leiden. Das sollte in Zukunft durch die 
Kreditversicherung  bleibend verhindert 
werden.

Die Regierung lehnte aber damals das Ein-
greifen des Staates in die Wirtschaft ab. 
Deshalb wurde Österreich mit der Krise 
schlechter fertig als die meisten anderen 
Länder, während es nach dem Ende der Kri-
se von 2009 besser dasteht als viele ande-
re. Die von der Gewerkschaftsbewegung 
erreichten Maßnahmen hatten daran einen 
entscheidenden Anteil.

Ausgewählt von Klaus-Dieter Mulley

Zusammengestellt und kommentiert von 
Brigitte Pellar

brigitte.pellar@aon.at

Beginn des Eisenbahner-Streiks 1933. 
Schon vor der Wirtschaftskrise waren 
Ausbau und Modernisierung des 
 Verkehrsnetzes wegen Sparbudgets 
praktisch gestoppt worden.  
Das schadete der Volkswirtschaft.
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W
ährend viele Beschäftigte mit 
Kurzarbeit, Kündigungen so-
wie Lohn- und Gehaltseinbu-
ßen konfrontiert waren, zeigt 

der AK-Unternehmensmonitor, dass die 
österreichischen Unternehmen trotz Kri-
senjahr 2009 mit guten Bilanzdaten auf-
warten können: Überraschend stark pro-
fitierte die Gruppe der Eigentüme-
rInnen. Hohe Eigenkapitalrenditen und 
üppige Dividenden stehen weiterhin auf 
der Tagesordnung. Im Gegensatz dazu 
erreicht die effektive Steuerleistung der 
Gewinnunternehmen ihren absoluten 
Tiefpunkt. Mehr denn je müssen die 
Unternehmen in die Verantwortung ge-
nommen werden und endlich einen ge-
rechten Beitrag leisten.

Unternehmen am Prüfstand

Wie makroökonomische Daten bele -
gen, blieb die österreichische Wirtschafts-
leis tung im Jahr 2009 nicht von der 
 weltweiten Rezession verschont: Das 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist um  
3,9 Prozent zurückgegangen und die 
 Arbeitslosigkeit auf 7,2 Prozent ange-
stiegen. 

Diese negativen Entwicklungen ha-
ben ihre Spuren auch in der heimischen 
Unternehmenslandschaft hinterlassen: 
Auftragseinbrüche gepaart mit Umsatz-
einbußen und sinkenden Beschäftig-
tenzahlen waren die Folge. Allerdings 

zeigen die Ergebnisse des AK-Monitors, 
dass die großen Unternehmen bzw. pri-
mär deren EigentümerInnen die Krise 
besser als kolportiert gemeistert haben. 
Das neu entwickelte Monitoring stellt 
die Mikroebene und damit das einzel-
ne Unternehmen in den Mittelpunkt: 
Für die Jahre 2005 bis 2009 wurde die 
Performance von jährlich bis zu 1.500 
mittelgroßen und großen Kapitalgesell-
schaften unter die Lupe genommen. 

Industrie mit Spitzenrenditen

Trotz der schwierigen Rahmenbedin-
gungen präsentiert sich die Ertragslage 
der heimischen Wirtschaft durchaus ro-
bust: Wurden in den Hochkonjunktur-
zeiten stolze Eigenkapitalrentabilitäten 
von bis zu 15 Prozent erzielt, freuen sich 
die KapitaleignerInnen auch im Krisen-
jahr über eine hervorragende Rentabili-
tät von im Schnitt zehn Prozent. 

Mit einem deutlichen Abstand von 
6,3 Prozentpunkten zur risikolosen 
Verzinsung (Sekundärmarktrendite wird 
der viel zitierte Mut und die Risikobe-
reitschaft der UnternehmerInnen wohl 
mehr als großzügig abgegolten. Das 
eingesetzte Kapital der Anteilseigne-
rInnen verzinst sich weiterhin prächtig, 
während es für die SparerInnen nur 
magere Zinsen gibt. 

Besonders gut verdienen ließ es sich 
in der Sachgüterindustrie: Die Indus-
triellen im Lande sind Spitzenverdie-
ner mit einer erzielten Rendite auf das 
eingesetzte Eigenkapital von fast 16 
Prozent. Auch das operative Ergebnis 
(EBIT) gemessen an den Umsätzen ist 
2009 recht gut ausgefallen: Es konn-

te eine durchschnittliche EBIT-Quote 
von fast fünf Prozent erwirtschaftet 
werden. 

Die Ergebnisse der Untersuchung 
zeigen außerdem, dass die Ausschüt-
tungen der heimischen Unternehmen 
bezogen auf die Löhne und Gehälter in 
den letzten fünf Jahren massiv gestie-
gen sind: 2008 erreicht dieses Verhält-
nis mit mehr als 40 Prozent den bishe-
rigen Höhepunkt. Umso erstaunlicher 
erscheint, dass dieses hohe Niveau auch 
im Krisenjahr 2009 (39,7 Prozent) 
gehalten wurde. Zum Ausschüttungs-
kaiser hat sich einmal mehr die hei-
mische Energiewirtschaft gekrönt: In 
Summe wurden rund drei Viertel der 
Lohn- und Gehaltssumme an die Ei-
gentümerInnen abgeführt. Angesichts 
der Rekordenergiekosten, mit denen 
die Bevölkerung derzeit zu kämpfen 
hat, scheinen diese hohen Dividenden-
zahlungen besonders unangemessen. 
Außerdem erzielen die Energieversor-
gungsunternehmen im Vergleich zu 
den anderen Wirtschaftszweigen die 
höchste EBIT-Marge von rund sechs 
Prozent. Diese Gewinnspanne bietet 
auf jeden Fall Spielraum für notwen-
dige Preissenkungen. 

Sichere Eigenkapitalausstattung

Trotz der allgemein angespannten Lage 
sind die untersuchten Unternehmen im 
Durchschnitt mit ausreichend liquiden 
Mitteln ausgestattet: Der Liquiditäts-
grad hat sich zwar im Zeitverlauf etwas 
verschlechtert, erreicht allerdings auch 
im Krisenjahr die 100-Prozent-Marke. 
Zudem können sich die heimischen Un-

Von wegen fair teilen ...
Die Krise hat die Verteilungsschieflage in den heimischen Unternehmen verschärft. 

Satte Renditen, großzügige Dividenden – was bleibt da noch vom Kuchen?

AutorInnen: Christina Wieser
Abteilung Betriebswirtschaft der AK Wien

Markus Oberrauter
Abteilung Betriebswirtschaft der AK Wien
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ternehmen durchwegs auf eine sehr ro-
buste Eigenkapitalausstattung verlassen: 
Die durchschnittliche Eigenkapitalquo-
te liegt mit 43 Prozent immer noch in 
einem sehr guten Bereich und stellt da-
mit einen verlässlichen Krisenpolster 
dar. 

Die vergleichsweise beste Eigenka-
pitalquote weist einmal mehr der hei-
mische Energiesektor mit 54,5 Prozent 
auf. Aber auch die anderen Wirtschafts-
sektoren zeichnen sich durch sehr gute 
Eigenkapitalquoten von über 35 Pro-
zent aus.

Investitionsneigung 144,1 Prozent

Ein positiver Zukunftsindikator ist die 
Entwicklung der Investitionen: Die mit-
telgroßen und großen Unternehmen ha-
ben trotz Krise deutlich mehr investiert 
als die Wertabnutzung der Anlagen (Ge-
bäude, Maschinen, Fahrzeuge usw.) aus-
macht, der Grad der Investitionsneigung 
in Sachanlagen liegt damit bei guten 
144,1 Prozent. Weiters hat die Erholung 
auf den Finanzmärkten zur Folge, dass 
der Investitionsfokus wieder stärker auf 
den Erwerb von Wertpapieren und Be-
teiligungen gesetzt wird. 

Die Ergebnisse des AK-Unterneh-
mensmonitors zeigt eine immer größer 
werdende Kluft zwischen dem theore-
tisch gesetzlichen Körperschaftssteuer-
satz von 25 Prozent und den tatsäch-
lich geleisteten Steuern. Gerade im 
Krisenjahr 2009 war die Steuerleistung 

der Gewinnunternehmen mit einer 
effektiven Steuerquote von 17,5 Pro-
zent am niedrigsten. Den vergleichs-
weise geringsten Steuerbeitrag weist 
der Dienstleistungssektor mit nur 12,5 
Prozent auf. 

Gruppenbesteuerung, diverse Steuer-
schlupflöcher und andere steuerscho-
nende Konstruktionen machen Öster-
reich – auch im internationalen 
Vergleich – offenbar zu einem Steuer-
paradies für Unternehmen. Seit der 
Einführung der Gruppenbesteuerung 
im Jahr 2005 entgehen dem österrei-
chischen Fiskus bisher jährlich rund 
500 Mio. Euro an Körperschaftssteuer-
einnahmen. Durch den Druck der 
 ArbeitnehmervertreterInnen konnten 
allerdings im Zuge der Budgetkonsoli-
dierung erste Schritte (Bankenabgabe, 
Korrekturen im Stiftungsbereich, Ein-
schränkung des Zinsenabzugs bei Be-
teiligungserwerb im Konzern) für mehr 
Steuergerechtigkeit gesetzt werden.

Banken als Steuersparefrohs 

Jetzt werden erstmals auch Kreditinsti-
tute, die in Form der Bankenabgabe ei-
nen nominellen Steuerbeitrag leisten 
müssen, in die Steuerpflicht genommen. 
Denn bisher konnte der österreichische 
Fiskus so gut wie kein substanzielles 
Steueraufkommen vom Kreditsektor er-
warten: Beispielsweise liegt die inlän-
dische Steuerquote1 der Raiffeisenzen-
tralbank AG im Jahr 2009 nur bei 0,6 
Prozent2 (2008: 2,4 Prozent). 

OECD-Daten zeigen, dass die effek-
tive Steuerleistung des österreichischen 
Kreditsektors auch im internationalen 

Vergleich äußerst niedrig ist: Öster-
reich liegt auf Basis der konsolidierten 
Daten mit einer Steuerleistung von 9,3 
Prozent am unteren Ende, während der 
gewichtete OECD-Schnitt bei 26,2 
Prozent liegt. 

Bilanzpolitik ist legal

Selbst wenn es durch weitere gesetzliche 
Maßnahmen gelingt, die effektive Steu-
erquote an den Körperschaftssteuersatz 
anzunähern, finden Unternehmen wohl 
auch in Zukunft Möglichkeiten, ihre 
Steuerleistung auf ein Minimum zu 
 senken. 

Denn Bilanzpolitik ist legal, oder wie 
es Kurt Tucholsky formuliert hat: „Dieje-
nigen Ausreden, in denen gesagt wird, 
warum die AG keine Steuern bezahlen 
kann, werden in einer sogenannten 
Bilanz zusammengestellt.“ Gerade des-
halb wird die AK auch in Zukunft ein 
Auge auf die Bilanzen der heimischen 
Unternehmen haben, die Ergebnisse 
des nächsten Unternehmensmonitors 
sind mit Spannung zu erwarten.

Internet:

AK-Unternehmensmonitor,  
ein Projekt der AK NÖ, OÖ und Wien

tinyurl.com/674sc2p

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an die AutorInnen

christina.wieser@akwien.at 
markus.oberrauter@akwien.at 

oder die Redaktion
aw@oegb.at

1  Inländische Steuerquote: Verhältnis der ausgewiesenen inlän-
dischen Steuern lt. Geschäftsbericht zum Ergebnis der gewöhn-
lichen Geschäftstätigkeit.

2  Vgl. Geschäftsbericht (2008, 2009) der Raiffeisen Zentralbank AG.
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Überraschend stark profitierte die Gruppe der 
EigentümerInnen. Hohe Eigenkapitalrenditen 
und üppige Dividenden stehen weiterhin auf der
Tagesordnung.

http://www.arbeiterkammer.at/bilder/d136/Unternehmensmonitor2010.pdf
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Krise im Betrieb
Eine Diplomarbeit beschäftigt sich mit der Wahrnehmung der Krise  

in österreichischen Betrieben.

S
owohl im medialen Diskurs als 
auch in verschiedenen Wissen-
schaften wurden in den vergange-
nen Jahren Analysen über die öko-

nomischen Ursachen und Auswirkungen 
der Krise erstellt. Doch was glauben die 
Betroffenen? Eine im Herbst 2010 mit 
knapp 100 österreichischen Betriebsrä-
tInnen durchgeführte, quantitativ ange-
legte Studie versuchte aus Sicht der Be-
troffenen Antworten auf folgende Fragen 
zu finden:

Mit welcher Art von Krise haben wir 
es überhaupt zu tun? Wer hat die Krise 
(mit-)verursacht? Wer wird die Haupt-
last der Krisenbewältigung zu tragen 
haben? Welche weitreichenden (politi-
schen) Konsequenzen könnten sich aus 
der Krise ergeben?

Krisenbewusstsein …

Dass die derzeitige Krise keine reine Fi-
nanz- oder Wirtschaftskrise ist, sondern 
eine Verknüpfung dieser beiden Krisen-
formen darstellt, liegt für die befragten 
BetriebsrätInnen auf der Hand. Ein 
Großteil ortet jedoch die Verursache-
rInnen der Krise eher in der Finanzwelt: 
96,9 Prozent sehen die Banken und die 
FinanzspekulantInnen und 91,5 Prozent 
die Rating-Agenturen als Hauptverursa-
cherInnen der Krise an. Knapp drei Vier-
tel der Befragten geben internationalen 
Unternehmen sowie dem Wirtschafts-

system im Allgemeinen Schuld an der 
Krise. Nur 52,6 Prozent sind der Mei-
nung, dass verschuldete Staaten die Krise 
verursacht haben. (Siehe Tabelle)

Schlechtes Zeugnis für die Politik

Die bisher getätigten Krisenbewälti-
gungsmaßnahmen werden von den Be-
triebsrätInnen ambivalent beurteilt. Ar-
beitnehmerInnenfreundliche Maßnah-
men, wie die Investition in bzw. die 
Schaffung von neuen Arbeitsplätzen 
(92,6 Prozent Zustimmung), Umschu-
lungsmaßnahmen (81,9 Prozent Zustim-
mung) oder Kurzarbeitsregelungen (67,7 
Prozent Zustimmung) werden erwar-
tungsgemäß für sinnvoll erachtet. Nicht-
arbeitnehmerInnenfreundliche Maßnah-
men, wie Zwangsurlaube (49,5 Prozent 
Ablehnung) oder Kündigungen (86,3 
Prozent Ablehnung) werden nicht gou-
tiert. Maßnahmen, wie das Bankenret-
tungspaket oder die Verschrottungsprä-
mie, die sich nicht direkt am Arbeitsplatz 
auswirken, werden weder besonders stark 
befürwortet noch besonders stark abge-
lehnt. 

Ob das „Sparpaket“ der Regierung 
für die BetriebsrätInnen Sinn macht, 
konnte nicht erfragt werden, da das 

Budget erst im Dezember 2010 veröf-
fentlicht wurde und die Befragung vor-
her durchgeführt wurde. Allerdings lässt 
sich sagen, dass nur wenige Befragte mit 
der Leistung der Politik zu Zeiten der 
Krise zufrieden sind. Über 60 Prozent 
sind der Meinung, dass PolitikerInnen 
noch nicht genügend getan haben, um 
die Auswirkungen der Krise ausreichend 
abzufedern. Trotz dieses schlechten 
Zeugnisses für die Politik wird sich je-
doch, laut eigenen Angaben, an der poli-
tischen Einstellung der Befragten durch 
die Krise kaum etwas ändern.

Hinsichtlich der politischen Fol-
gen der Krise ergibt sich für viele der 
Befragten ein recht düsteres Bild: Über 
80 Prozent glauben, dass durch die Kri-
se extreme Parteien gestärkt werden. 
Über 60 Prozent sind darüber hinaus 
der Meinung, dass der soziale Friede in 
Österreich gefährdet wäre, und dass das 
Vertrauen der Bevölkerung in die Politik 
zunehmend schwinde.

… und Krisenbetroffenheit

Die Einstellungen hinsichtlich der Ursa-
chen und Auswirkungen der Krise lassen 
sich teilweise durch die hohe Krisenbe-
troffenheit der Befragten erklären. Fast 

Autorin: Julia Hofmann
Referat für Menschenrechte  

und Gesellschaftspolitik Österr. 
HochschülerInnenschaft 

KrisenverursacherInnen (eher) verursacht weder noch (eher) nicht verursacht
Banken 96,90 % 2,00 % 1,10 %
FinanzspekulantInnen 96,90 % 2,10 % 1,00 %
Rating-Agenturen 91,50 % 5,30 % 3,20 %
Internationale Unternehmen 73,40 % 17,00 % 9,60 %
Wirtschaftssystem im Allgemeinen 72,90 % 14,60 % 12,50 %
Verschuldete Staaten 52,60 % 17,90 % 29,50 %
WirtschaftspolitikerInnen im Allgemeinen 63,50 % 17,20 % 19,30 %
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die Hälfte der BetriebsrätInnen geben an, 
persönlich von der Krise betroffen gewe-
sen zu sein, bei knapp 60 Prozent waren 
Personen aus ihren Betrieben Leidtra-
gende der Krise. Die meisten Betriebsrä-
tInnen spürten die Krisenauswirkungen 
in Folge von Kurzarbeit, Lohneinbußen 
sowie fallenden Zinsen. Kündigungen 
trafen meist eher die MitarbeiterInnen. 

Zusätzlich zu diesen direkten beruf-
lichen Auswirkungen sind sich beinahe 
alle Befragten darüber einig, dass je-
der und jede indirekt „die Krise zahlen 
muss“. Am meisten werden sie nach ei-
genen Angaben von höheren Abgaben 
und Einsparungen im Familien- und 
Sozialbereich betroffen sein.

Die wenigsten der Befragten empfin-
den jedoch die Verteilung der Krisenkos-
ten als sozial gerecht. Knapp 80 Prozent 
würden am liebsten die Reichen und 
Vermögenden zur Kasse bitten. Mehr als 
zwei Drittel würden es befürworten, 
wenn VertreterInnen der Finanzwirt-
schaft die Auswirkungen der Krise zah-
len würden. In Kenntnis des österreichi-
schen politischen Systems glauben aber 
knapp 90 Prozent, dass die Arbeitneh-
merInnen, sowie knapp 75 Prozent, dass 
mittlere EinkommensbezieherInnen die 
Krisenkosten tragen werden müssen. 
Weniger als zehn Prozent sind der Mei-
nung, dass Reiche und Vermögende 
wirklich einen gerechten Beitrag zur Kri-
senbewältigung leisten müssen.

Verunsicherung über die Krise hinaus

Diese negativen Einschätzungen hin-
sichtlich der Krise (wie die allgemeine 
Skepsis gegenüber der Rolle der Politik 

oder die als sozial ungerecht titulierte 
Verteilung der Krisenkosten) kommen 
allerdings nicht aus heiterem Himmel. 
Zunehmende soziale Verunsicherung so-
wie abnehmendes Vertrauen in Politik 
und Institutionen halten nicht erst seit 
der Krise Einzug in die österreichische 
Gesellschaft. Auch die befragten Betriebs-
rätInnen sind stark skeptisch gegenüber 
den aktuellen gesellschaftlichen Entwick-
lungen. Einige Zahlen seien hier kurz ge-
nannt:

Über 60 Prozent der Befragten sor-
gen sich wegen der Stabilität des Pensi-
ons- und Gesundheitssystems sowie der 
Entwicklung der Arbeitslosigkeit in Ös-
terreich. Ebenso viele haben Angst vor 
zunehmenden sozialen und politischen 
Spaltungen. Weniger als 30 Prozent ha-
ben Vertrauen in die Regierung. Auch 
das Vertrauen in die meisten Parteien 
(mit Ausnahme der SPÖ) ist ziemlich 
gering. Die einzigen Institutionen, in 
die die BetriebsrätInnen erwartungsge-
mäß noch vertrauen, sind die Arbeiter-
kammer sowie der ÖGB (über 80 Pro-
zent Vertrauen). Dennoch überwiegt bei 
den meisten Befragten ein Gefühl der 
Machtlosigkeit: Knapp die Hälfte der 
Befragten glaubt nicht (mehr) daran, 
dass die Politik noch handlungsfähig 
gegenüber transnational agierenden Ak-
teuren ist.

Dieses Gefühl der Verunsicherung 
und der Ohnmacht paart sich zuneh-
mend mit einer Kritik an bestehenden 
gesellschaftlichen Verhältnissen in Ös-
terreich: Über 95 Prozent sind der Mei-
nung, der gesellschaftliche Reichtum 
könne gerechter verteilt werden. Über 
70 Prozent glauben, in Österreich gäbe 

es keine soziale Mitte mehr, sondern nur 
noch „oben“ und „unten“. 70 Prozent 
geben des Weiteren an, dass sich, ihrer 
Meinung nach, in Österreich eine „ego-
istische Ellbogen-Mentalität“ durchge-
setzt habe.

Was tun?

Solche negativen Zukunftsperspektiven 
können Resignation auslösen, aber auch 
Räume eröffnen, die Politik neu zu ge-
stalten. Zurückkommend auf die aktuelle 
Krise haben die befragten Betriebsrä-
tInnen hier einige Ideen anzubieten: Ein 
gerechteres Steuersystem müsse her und 
zwar eines, das die Niedrigverdiene-
rInnen sowie den Mittelstand entlaste 
und eine Vermögens- und Stiftungssteu-
er beinhalte. Es müssten mehr Investiti-
onen in Bildung, Gesundheit und Sozi-
ales getätigt werden. Darüber hinaus 
brauche es eine Steuer auf Finanztrans-
aktionen. Und wenn all dies nicht in An-
griff genommen werde, bleibt für die Be-
fragten immer noch die Variante des 
„Protestes von unten“: Über 90 Prozent 
sind bereit, an Protestkundgebungen, so-
wie knapp 70 Prozent an Streikmaßnah-
men teilzunehmen.

Internet:

Diplomarbeit ab April zum Download:
othes.univie.ac.at

Schreiben Sie Ihre Meinung
an die Autorin

julia.hofmann@oeh.ac.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

Dass die derzeitige Krise keine reine  
Finanz- oder Wirtschaftskrise ist, sondern  
eine  Verknüpfung dieser beiden Krisenformen 
 darstellt, liegt für die befragten Betriebs-
rätInnen auf der Hand.
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Aufwärts mit Sparpaketen
Die Auftragsbücher werden voller, Kurzarbeit seltener und die Börsenkurse steigen 
wieder – die Krise scheint überstanden. Werden die Zeiten wirklich für alle besser?

D
ie Nachrichten der vergangenen 
Wochen und Monate liefern ein 
eher uneinheitliches Bild. So ver-
zeichnete die Erste Group im drit-

ten Quartal 2010 das beste operative Er-
gebnis in der Geschichte der Bank. BMW 
hat 2010 erstmals mehr als eine Million 
Motoren produziert. Die Zahl der Kurz-
arbeiterInnen sinkt in allen Bundeslän-
dern kontinuierlich gegen Null.

Zahlenspiele

Die Tageszeitung „Kurier“ feierte Ende 
Februar nach der Veröffentlichung der 
ÖAK-Zahlen ihren „großen Erfolg bei 
den Abos“ und die „stabile Entwicklung 
auf hohem Niveau“. Wenige Tage davor 
war bekannt geworden, dass 36 Kurier-
MitarbeiterInnen beim AMS zur Kündi-
gung angemeldet wurden, wobei es sich 
zum Teil um Änderungskündigungen 
handelte. 

„Von Personalmaßnahmen wurde 
bereits im vergangenen Herbst gespro-
chen, Begründung: Veränderungen in 
der Medienlandschaft durch Gratis-
zeitungen oder das Internet sowie stei-
gender Kostendruck“, so Betriebsrats-
vorsitzender Christoph Silber. „Doch 
die Kündigung einer derart großen 
Anzahl von MitarbeiterInnen über 50 
ist nicht nur unsozial, sondern wider-
spricht klar der langjährigen Tradition 
des ‚Kurier’“, meint Silber. Die Bot-
schaft, dass MitarbeiterInnen ab 50 aus 
Kostengründen um ihren Arbeitsplatz 

zittern müssen, schadet nicht nur dem 
Image dieser Zeitung, sondern der ge-
samten Branche.

Der Konkurrenzdruck ist in fast al-
len Branchen groß. Einkommenskür-
zung oder Jobverlust, das ist auch im 
Sozial- und Gesundheitsbereich keine 
ungewöhnliche Nebenwirkung von 
Sparmaßnahmen. 

Sozial Global, eine Aktiengesell-
schaft, die Dienste wie Essen auf Rädern 
oder Heimhilfen anbietet und aus dem 
1958 von SPÖ-Frauen gegründeten Ver-
ein „Die Frau und ihre Wohnung“ her-
vorgegangen ist, beschäftigte kürzlich 
die Gewerkschaften. 385 langjährige 
MitarbeiterInnen, fast die Hälfte der 
Belegschaft, wurden zur (Änderungs-)
Kündigung angemeldet. Denn in Zu-
kunft sollten alle MitarbeiterInnen nach 
dem Kollektivvertrag für Gesundheits- 
und Sozialberufe (BAGS-KV) angestellt 
werden, nicht mehr branchenübliche 
Sonderzulagen sollten ab April einge-
stellt werden. Nach massivem Druck 
seitens der Gewerkschaften (unter an-
derem wurde eine Online-Unterstüt-
zungsaktion ins Leben gerufen) wurden 
die Kündigungen schließlich zurückge-
zogen und Einkommenskürzungen ent-
schärft. Reinhard Bödenauer, GPA-djp: 
„Wir haben einen Flächenbrand be-
fürchtet, wenn ein derartiges Vorgehen 
Erfolg gehabt hätte.“  

Von Wirtschaftskrise zu sozialer?

Von der Wirtschaftskrise zur sozialen Kri-
se? Die Wirtschaftskrise, so Sabine Ober-
hauser anlässlich des UNO-Tages der so-
zialen Gerechtigkeit am 20. Februar, ha-

be in manchen Bereichen die Kluft 
zwischen Arm und Reich sogar noch ver-
größert: „ATX-Manager verdienen das 
48-fache ihrer Angestellten und die 
obers ten zehn Prozent der Haushalte be-
sitzen 54 Prozent des Geldvermögens.“ 

Österreich rangiert punkto sozia-
ler Gerechtigkeit zwar derzeit auf Platz 
neun unter den 34 OECD-Staaten, 
liegt aber in vieler Hinsicht sehr wohl 
im  internationalen Trend mit All-in-
Ver trägen, Änderungskündigungen, 
schlecht bezahlten Jungakademike-
rInnen, Reallohneinbußen, Personalein-
sparungen etc. 

Ausschüttungen gestiegen

Im Dezember 2010 haben die Arbeiter-
kammern Wien, Nieder- und Oberöster-
reich erstmals die Ergebnisse des AK-Un-
ternehmensmonitors (2005 bis 2009) 
veröffentlicht: Dieser zeigte unter ande-
rem, dass die Ausschüttungen der hei-
mischen Unternehmen gemessen an den 
Löhnen und Gehältern im Erhebungs-
zeitraum massiv gestiegen sind. Und das 
hohe Niveau von 39,7 Prozent wurde 
auch im Krisenjahr beibehalten. 

Knapp zwei Drittel der gesamten 
Steuereinnahmen in Österreich kom-
men aus Lohnsteuer und Mehrwert-
steuer. Vermögensbezogene Abgaben 
machen hingegen nur 1,4 Prozent des 
gesamten Abgabenaufkommens aus. 
Zum Vergleich: Der EU-Schnitt der 
Einnahmen aus vermögensbezogenen 
Steuern liegt bei 5,4 Prozent. Würde 
man unsere 1,4 Prozent entsprechend 
anheben, kämen zusätzlich rund vier 
Mrd. Euro jährlich ins Budget. Damit 

Autorin: Astrid Fadler
Freie Journalistin
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wäre die längst fällige Sozialmilliarde 
und noch vieles mehr finanzierbar bzw. 
die im Rahmen des Sparpakets erfolgten 
Kürzungen von Sozialleistungen wären 
hinfällig.

Zur Kasse, Papa!

Aber derzeit wird weniger über Vermö-
genssteuern diskutiert als etwa über die 
bedarfsorientierte Mindestsicherung. 
Rund 750 Euro monatlich (plus ein even-
tueller Wohnkostenzuschuss) – das ent-
spricht exakt der Mindestpension und 
damit kann niemand große Sprünge 
 machen. 

Die Armutsgefährdungsschwelle 
für Alleinlebende lag laut EU-SILC 2009 
bei 994 Euro monatlich. In der 15a-
Vereinbarung haben alle Bundesländer 
vereinbart, dass Verwandte von (frühe-
ren) MindestsicherungsbezieherInnen 
keinen Regress leisten müssen. Die 
Steiermark wird Angehörige trotzdem 
zur Kasse bitten, diese werden je nach 
Einkommen vier bis 15 Prozent der 
Mindestsicherung zuzahlen müssen. 
Nach anfänglichem Protest des Sozial-
ministers wurde die steirische Variante 
schließlich mit 1. März Realität. 

Ende Februar gab es in anderen 
Bundesländern bereits konkrete Verbes-
serungswünsche zur Mindestsicherung. 
Die Salzburger Armutskonferenz, Ar-
beiterkammer, Caritas und andere So-
zialinitiativen forderten unter anderem 
ein Verschlechterungsverbot gegenüber 
der alten Sozialhilfe.

An sich hat Österreich punkto Ar-
beitsmarkt die Krise gut gemeistert. Wie 
Belgien und Deutschland hat es vor 

allem auf Kurzarbeit gesetzt, während 
andere mit Personalabbau reagierten. 
Dafür gab es Lob von EU-Kommissar 
László Andor, auch wegen der vergleichs-
weise niedrigen Jugendarbeitslosigkeit. 
Österreich verzeichnete Ende 2010 
mit 4,5 Prozent knapp hinter den Nie-
derlanden die zweitniedrigste Arbeits-
losenquote in der EU (Durchschnitt 
9,3 Prozent). Trotzdem: Österreich liegt 
bei einigen negativen Entwicklungen 
durchaus im Trend. Wie in anderen 
EU-Ländern auch ist beispielsweise die 
Teilzeitquote seit 1974 von rund sieben 
Prozent auf mehr als das Dreifache ge-
stiegen (2010 rund 25 Prozent). Beson-
ders bemerkenswert ist die deutlich hö-
here Steigerung bei Männern (von 1,2 
auf 7,2 Prozent).

Arbeitsvolumen sinkt

Die Zahl der tatsächlichen geleisteten Ar-
beitsstunden in Haupt- und Zweittätig-
keiten (Arbeitsvolumen) lag 2009 sowohl 
bei den Erwerbstätigen insgesamt als 
auch bei den Unselbstständigen unter 
dem Wert des Vorjahres. Soweit hier be-
reits Zahlen vorliegen, sank laut Statistik 
Austria das Arbeitsvolumen auch 2010 
weiter.

Schon immer versuchen Geschäfts-
führerInnen, PressesprecherInnen & 
Co. ihr Unternehmen, ihre Organisati-
on ins beste Licht zu rücken. Positives 
wird groß hervorgestrichen, der Rest 
verschwiegen, ähnlich wie Politike-
rInnen, die selbst für Stimmenverluste 
fast immer irgendeine positive Inter-
pretation finden. Wenn etwa die Wirt-
schaftskammer einen Gründerboom fei-

ert, dann bedeutet das nur bedingt neue 
Arbeitsplätze. Denn seit 1995 ist der 
Anteil der Einzelunternehmen bei den 
Neugründungen von 68 auf 83 Prozent 
gestiegen.

Leiharbeit hat zugenommen

Zu den Krisen-Nebenwirkungen zählt 
auch in Österreich, dass Leiharbeit 
 zugenommen hat. Die Big Player der Per-
sonalüberlassungsbranche sind seit ei-
niger Zeit im Aufwind, nehmen laufend 
MitarbeiterInnen auf und verzeichnen 
zum Teil mehr als 50 Prozent Umsatzstei-
gerung. Bei BMW besteht derzeit ein 
Viertel der Belegschaft aus Leiharbeite-
rInnen. 

„Dass LeiharbeiterInnen nur Auf-
tragsspitzen abfangen, davon sind wir 
offenbar schon weg“, konstatierte OÖ-
AK-Präsident Johann Kalliauer bei der 
Bilanzpressekonferenz der Steyrer Ar-
beiterkammer. Als Lösung schweben 
den BelegschaftsvertreterInnen Quoten 
vor, die den Anteil der Leiharbeit im Be-
trieb beschränken.

Internet:

AK-Unternehmensmonitor:
tinyurl.com/674sc2p

Armutskonferenz
www.armutskonferenz.at

Schreiben Sie Ihre Meinung
an die Autorin

afadler@aon.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at
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Die Kündigung einer derart großen Anzahl  
von MitarbeiterInnen über 50 ist nicht nur 
 unsozial, sondern widerspricht klar  
der langjährigen Tradition des „Kurier“.

http://www.arbeiterkammer.at/bilder/d136/Unternehmensmonitor2010.pdf
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I
n der Diskussion um den Sozialstaat 
gibt eine Wende: Nach jahrelanger 
Kritik daran wird neuerdings wieder 
der Ausbau in den Vordergrund ge-

stellt. Vom Forschungsinstitut bis zu den 
„Altvorderen“ konservativer Familienpo-
litik, von internationaler Seite bis zum ös-
terreichischen Wirtschaftsminister lautet 
die „neue“ Empfehlung für die Weiterent-
wicklung des Sozialstaats: mehr öffentliche 
Sachleistungen! Statt Geld zu verteilen 
sollen Dienstleistungen geschaffen wer-
den, die den Bedürfnissen der Menschen 
entsprechen. Die öffentliche Hand soll 
dafür sorgen, dass u. a. flächendeckend 
und auf höchstmöglichem Niveau Kinder 
betreut, Kranke gepflegt und Menschen 
aus- und weitergebildet werden. Das hat 
eine Reihe von Vorteilen, die immer mehr 
politische AkteurInnen überzeugen.

Mehr Sachleistungen

Mehr Sachleistungen bringen bessere Er-
gebnisse. Erstens: Mehr Jobs. Der Ausbau 
sozialer Dienstleistungen schafft direkt 
und indirekt neue Beschäftigung; mehr 
als jede andere Art, allgemeine Steuermit-
tel einzusetzen. Zwar ist die Arbeitslosig-
keit wieder rückläufig, von „Vollbeschäf-
tigung“ ist Österreich mit mehr als 
370.000 Arbeitssuchenden (vorgemerkte 
Arbeitslose und Personen in Schulungs-
maßnahmen) aber weit entfernt. Berück-
sichtig man die nur moderaten Wachs-

tumsprognosen und die weitere Öffnung 
des heimischen Arbeitsmarkts ist das Er-
schließen neuer nachhaltiger Beschäfti-
gungspotenziale unerlässlich.

Zweitens: Mehr Qualität. Wer Leis-
tungen in Auftrag gibt, kann die Stan-
dards dafür bestimmen. Hohe Quali-
tät ist unverzichtbar, wenn es z. B. um 
Frühförderung der Kinder, Versorgung 
Pflegebedürftiger oder die Qualifizierung 
Arbeitssuchender geht. Diese Qualität 
darf nicht dem „freien Markt“ überlassen 
werden, sondern soll von der öffentli-
chen Hand bestimmt werden. 

Drittens: Mehr Gendergerechtigkeit. 
Frauen erbringen nach wie vor das Gros 
unbezahlter Betreuungsarbeit. Soziale 
Dienstleistungen sind der Schlüssel, um 
diese unbezahlte Arbeit in bezahlte um-
zuwandeln, und die Qualifikationen der 
Frauen am Arbeitsmarkt zu nutzen.

Viertens: Mehr Budgetspielraum. Es 
zahlt sich mittel- und langfristig für das 
Budget nicht nur aus, diese Zukunftsin-
vestitionen zu tätigen, dauerhaft über-
steigen sogar die Mehreinnahmen v. a. 
aus der gestiegenen Beschäftigung diese 
Kosten bei Weitem. Zu schön, um wahr 
zu sein? Die AK Wien berechnete Kos-
ten und Effekte von drei Maßnahmen 
zur Umschulung sowie den Ausbau von 
Kinderbetreuung im Detail. Schon nach 
vier Jahren rechnen sich die Investiti-
onen mit einem Plus fürs Budget in der 
Höhe von jährlich 130 Mio. Euro bis zu 
800 Mio. nach zehn Jahren. Der Grund: 
Durch z. B. steigende Beschäftigung in 
den Maßnahmen selbst (TrainerInnen, 
Pädagogen/-innen usw.) und durch die 
Chance der KursteilnehmerInnen bzw. 
der Personen mit Betreuungspflichten, 
(wieder) erwerbstätig zu sein, fließen 

Bildungs- und Sozialmilliarde 
 rechnet sich

Sie ist eine sinnvolle Investition zur langfristigen Entlastung des Budgets. 

AutorInnen: Adi Buxbaum
Abteilung Sozialpolitik der AK Wien

Sybille Pirklbauer
Abteilung Frauen – Familie der AK Wien
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Frauen erbringen nach wie vor das Gros 
 unbezahlter Betreuungs- und Versorgungsarbeit. 
Soziale Dienstleistungen sind der Schlüssel 
 dafür, diese unbezahlte Arbeit in bezahlte 
 umzuwandeln und die Qualifikationen der 
 mittlerweile ausgezeichnet gebildeten Frauen 
wirklich zu nutzen, indem sie diese am 
 Arbeitsmarkt einsetzen.

dauerhaft mehr Steuern und  Abgaben 
ins Budget zurück. Zusätzlich ergeben 
sich entsprechende Einsparungen in 
der Arbeitslosenversicherung, wenn es 
gelingt, durch die (Höher-)Qualifizie-
rungsprogramme neue Jobs mit vormals 
Arbeitsuchenden zu besetzen. Diese Ef-
fekte gibt es ebenso beim Ausbau von 
Ganztagsschulen, Pflegeeinrichtungen 
oder anderen relevanten öffentlichen Be-
ratungs- und Betreuungs angeboten. 

Was bisher geschah

Der krisenbedingte Anstieg (z. B. durch 
Bankenpakete, Konjunkturstützungs-
maßnahmen etc.) des Budgetdefizits und  
der Staatsverschuldung 2009/10 haben 
den Druck zur Budgetkonsolidierung er-
höht. Das schlägt sich auch im aktuellen 
Budget 2011 nieder. Die Bewertung der 
einzelnen Maßnahmen fällt zwiespältig 
aus: Das Aus maß der Konsolidierung er-
scheint insge samt angemessen, es gibt 
erste positive Weichenstellungen, jedoch 
auch soziale Härten. 

Positiv ist jedenfalls, dass immerhin 
rund 40 Prozent des Konsolidierungs-
bedarfs nicht über Sozialkürzungen, 
sondern über zusätzliche Einnahmen 
erreicht werden, mit ersten Schritten in 
Richtung einer höheren Besteuerung 
von  Gewinnen und Erträgen aus Ver-
mögen. Erfreulich ist, dass es trotz des 
Spardrucks Investitionen in Bereichen 
wie Ganztagsschule, Forschung und 
thermische Sanierung gibt. Allerdings 
sind diese viel zu gering. Gerade einmal 
80 Mio. Euro/Jahr bis 2014 für Ganz-
tagsschulen, aber keine Mittel für den 
Ausbau von Kinderbetreuung und Pflege 

und das trotz schmerzhafter Kürzungen 
bei den Geldleistungen. 

Hingegen könnten mit einer – öko-
nomisch und gesellschaftlich sinnvoll 
investierten – „Bildungs- und Sozialmil-
liarde“ nicht nur bestehende strukturelle 
Defizite zum Großteil beseitigt werden, 
sondern auch Beschäftigung für Zehn-
tausende geschaffen werden. 

Soziale Dienstleistungen sind dann 
wirklich wertvoll, wenn sie angeboten 
werden, wo sie gebraucht werden. Die 
räumliche Nähe bedeutet einen dop-
pelten Gewinn: Zum einen erhalten die 
Menschen Unterstützung, Beratung oder 
Betreuung vor Ort; zum anderen ent-
stehen Arbeitsplätze dort, wo die Leute 
leben. 

Die Gemeinden haben beim Ausbau 
der verschiedenen Versorgungsange-
bote eine entscheidende Rolle. Sie sind 
nicht nur zuständig für soziale Dienst-
leistungen, sie kennen auch die Verhält-
nisse und den Bedarf vor Ort am besten. 
Das größte Problem dabei stellt aber die 
mangelnde Finanzkraft der meisten (klei-
nen) Gemeinden dar. Eine ganztägige 
Kinderbetreuung bereitzustellen, Bil-
dungsmaßnahmen anzubieten und auch 
noch ein Pflegeheim zu betreiben – nicht 
selten eine budgetäre und strukturelle 
Überforderung. Die Lösung: Kooperati-
on! Das betrifft einerseits die Angebote 
selbst, etwa indem eine Kinderkrippe, 
ein Pflegeheim usw. gemeinsam betrie-
ben werden; zum anderen könnte auch 
bei „Hintergrundleistungen“ zusammen-
gearbeitet werden, indem zum Beispiel 
eine Gemeinde die Lohnverrechnung 
für mehrere übernimmt, während eine 
andere sich um die Organisation der 

mobilen Dienste kümmert. So können 
soziale Dienste bedarfsorientierter und 
kostengünstiger erbracht werden. Zu-
sätzlich entsteht Beschäftigung vor Ort, 
was gerade in Regionen, wo sonst gepen-
delt werden müsste, wichtig ist. 

Produktiver Sozialstaat

Langsam setzt sich bei den relevanten 
EntscheidungsträgerInnen die Einschät-
zung durch, dass der Sozialstaat nicht nur 
wichtig für eine faire Teilhabe am Wirt-
schafts- und Gesellschaftsleben ist, er ist 
auch ein produktiver Faktor. Investiti-
onen in Kinderbetreuung, Bildung, Pfle-
ge und Forschung gelten als Maßnah-
men, die durch mehr Beschäftigung, hö-
here Produktivität der Arbeitskräfte und 
der besseren Nutzung von Fähigkeiten 
und Talenten mittel- und langfristig die 
Wohlfahrt erhöhen. Dafür braucht es ne-
ben Gestaltungswillen auch entspre-
chende Budgetmittel. Je schneller diese 
Zukunftsinvestitionen getätigt werden, 
umso glaubwürdiger wird die Prognose: 
Die gute soziale Infrastruktur in Öster-
reich wird zum Standortvorteil und 
Wachstums- und Beschäftigungsmotor!

Internet:

AK Studie zur Bildungs- und Sozialmilliarde
tinyurl.com/6zpp3lz

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an die AutorInnen

adolf.buxbaum@akwien.at
sybille.pirklbauer@akwien.at

oder die Redaktion
aw@oegb.at

http://www.arbeiterkammer.at/online/page.php?P=29&IP=57940&AD=0&REFP=5387
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Sparpolitik ist common nonsense
Nahezu alle nicken, wenn es heißt: Der Staat muss sparen. Doch ist das wirklich so? 

Wem nützt das? Und wann ist das Gegenteil richtig? 

D
ie Finanzwirtschaft und allen vo-
ran die Banken haben die Krise 
verursacht und die Realwirtschaft 
und die ArbeitnehmerInnen mit-

gerissen. Die globale Finanzkrise hat nach 
Angaben von FMA-Vorstand Kurt Pribil 
bisher 11,2 Billionen Euro (15 Bio. Dol-
lar) gekostet. In dieser Zahl mit zwölf 
Nullen sind auch die Kursverluste an den 
Börsen enthalten, die mit der Krise ein-
hergingen. 

Doch schon im vergangenen Jahr ha-
ben sich die Banker an der New Yorker 
Wall Street Boni in der Höhe von 144 
Mrd. Dollar ausgezahlt. Sparen müssen 
also andere. Die arbeitenden Menschen 
und „der Staat“. Denn „man kann nicht 
mehr ausgeben als man einnimmt“, das 
weiß, so argumentierte zumindest die 
deutsche Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel, jede schwäbische Hausfrau. So weit 
der common sense. Doch ist das wirk-
lich so? Muss der Staat sparen? Und auf 
wessen Kosten muss er das tun?

Fehlschluss: Staat ist wie Hausfrau

„Das Problem bei solchen Vergleichen, 
ist der Analogieschluss. Der einzelne 
Haushalt hat keine wirkliche Möglichkeit 
seine Einnahmen zu erhöhen, und wenig 
Möglichkeiten seine Ausgaben zu sen-
ken“, so Stephan Schulmeister, Experte 
im Wirtschaftsforschungsinstitut (WI-
FO) zum Fehlschluss Hausfrau – Staat. 
Die Auswirkungen des Sparens sind ein-
fach nicht zu vergleichen. Während es 
außer der Familie selbst niemandem auf-

fällt, wenn die Ausgaben strikt begrenzt 
werden, so sind die Auswirkungen, wenn 
der Staat auf die Ausgabenbremse steigt 
für die Volkswirtschaft oftmals fatal: „50 
Prozent des Bruttoinlandsproduktes lau-
fen über den öffentlichen Sektor, das hat 
immense Auswirkungen auf die Gesamt-
wirtschaft“, betont Schulmeister. Dabei 
hat der Staat – im Gegensatz zur Durch-
schnittsfamilie – sehr wohl sinnvolle 
Möglichkeiten, die Einnahmen zu steu-
ern, sprich – im Einzelfall eben auch zu 
erhöhen.

Vergleich Staat Unternehmen hinkt

Aber auch der oft zitierte Vergleich Staat 
– Unternehmen hinkt etwas: Andrea Gri-
sold, Professorin für Volkswirtschaftsleh-
re an der Wirtschaftsuniversität Wien 
erklärt: „Der Analogieschluss Staat/Un-
ternehmen hält schon deshalb nicht, weil 
sich auch Unternehmen verschulden, um 
ihre Rechnungen zu zahlen oder Investi-
tionen zu tätigen.“

Es gibt aber noch einen weiteren 
Grund, der Doktrin vom eisernen Spa-
ren nicht auf den Leim zu gehen: Denn 
was für einen Einzelnen richtig ist, ist 
für die Gruppe alles andere als hilfreich, 
erklärt Schulmeister anhand eines Bei-
spiels im Theater: „Wenn einer aufsteht, 
ist das für ihn gut, weil dann sieht er 
besser. Wenn das aber alle im Zuschau-
erraum machen, dann sieht wieder jeder 
gleich schlecht wie vorher.“ 

Etwas was für einen Einzelnen rati-
onal und naheliegend erscheint, kann 
für das System Staat irrational sein und 
das Gegenteil dessen bewirken, was man 
erreichen will: „Wenn nämlich zum Bei-

spiel der Staat die Wirtschaftsleistung 
zurückfährt“, so Stephan Schulmeister, 
dann schadet das dem gesamten System.

Gute Schulden, schlechte Schulden

Es kommt also, so sind sich die Exper-
tInnen einig, sehr darauf an wofür der 
Staat Schulden macht. Andrea Grisold: 
„Aus ökonomischer Perspektive sind all 
jene Staatsschulden sinnvoll, die zu einem 
höheren wirtschaftlichen Output und 
einem höheren Wohlstand in der Zu-
kunft führen.“

Woher aber kommt die Ansicht, dass 
der Staat wie Muttchen aus den Fünfzi-
gerjahren das Haushaltsbuch zu führen 
hat und keine Schulden machen darf?

„Es sind komplexe Prozesse verbun-
den mit einem massiven Paradigmen-
wechsel, der dazu geführt hat, dass sich 
die Meinung ‚der Staat ist schlecht, Pri-
vat ist gut‘ als Weltanschauung und all-
umfassende Mode durchgesetzt hat“, so 
Schulmeister. Auch PolitikerInnen schei-
tern, wenn sie andere Ansichten vertre-
ten, denn gegen die Medien Politik zu 
machen wurde zunehmend schwieriger. 
Also alles eine unumkehrbare, quasi na-
turgesetzliche Sache? „Man könnte es 
schon ganz anders machen, wenn man 
ein Konzept hätte“, erinnert Schulmeis-
ter an Franklin Delano Roosevelt, der 1933 
Amerika mit seinem New Deal aus der 
Depression holt. Der New Deal war 
eine Reihe von Wirtschafts- und Sozial-
reformen in den USA, die mit massiven 
staatlichen Investitionen die Binnen-
konjunktur ankurbelten. Damals waren 
ein Viertel der US-AmerikanerInnen 
 arbeitslos und die Not war groß. 

Autorin: Dagmar Gordon
Freie Journalistin
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Stefan Schulmeister meint, dass heutzu-
tage viel Zivilcourage und eigenes Den-
ken vonnöten wäre, um diesem neolibe-
ralen Paradigma etwas entgegenzusetzen. 
Dazu kommt, so Luise Gubitzer, Profes-
sorin am Institut für Institutionelle & 
Heterodoxe Ökonomie der WU, „dass 
wir schon längst in einer Dienstleistungs-
gesellschaft leben. Allein 83 Prozent der 
Frauen in Österreich arbeiten im Dienst-
leistungsbereich. Aber noch immer ge-
lingt es Industriellen und ihren Interes-
senvertreterInnen, der Öffentlichkeit 
und eben auch den PolitikerInnen ein-
zureden, dass sie die Wirtschaft wären. 
Dabei steht ihre Wirtschaftsleistung in 
keiner Relation zu ihrer Macht.“

Sparen und die Folgen

Die Politik hat dadurch oftmals einen 
sehr eingeschränkten Begriff von der 
Wirtschaft. Luise Gubitzer erklärt: 
„Wenn gespart wird, was sich derzeit 
überall abzeichnet, dann muss man auf 
die Frauen schauen und sich fragen: Wel-
che Bedeutung haben diese Bereiche, in 
denen gespart wird, für die Versorgung 
der Menschen? Es sind wesentliche Ver-
sorgungsbereiche wie zum Beispiel Pfle-
ge, in denen eingespart wird, und dort 
wird doppeltes Leid verursacht: Zum ei-
nen bei den ArbeitnehmerInnen und zum 
anderen bei den KlientInnen.“ Man 
sollte, so Gubitzer, den Staatshaushalt 
eher durch Sparen in jenen Bereichen sa-
nieren, die nicht versorgungsrelevant sind 
„Die Abwrackprämie war aus dieser Sicht 
nicht sonderlich sinnvoll.“ Durch Ein-
sparungen im Dienstleistungsbereich ge-
hen vor allem Frauenarbeitsplätze verlo-

ren, und die unbezahlte Arbeit nimmt zu. 
Zum Beispiel werden die Krankenhäuser 
angehalten, die Verweildauer von Patien-
tInnen deutlich einzuschränken, was da-
zu führt, dass vor allem Frauen die Pflege 
zu Hause unbezahlt übernehmen. Durch 
den Verlust von Arbeitsplätzen geht dem 
Staat aber auch wertvolles Humankapital 
und produktive Kapazitäten verloren.

Mehr Schulden, weniger Arbeitslose?

Soll der Staat also ganz nach der Aussage 
des eben erst hymnisch gefeierten Bun-
deskanzlers Kreisky lieber ein bisschen 
mehr Schulden machen, um Arbeitslo-
sigkeit zu verhindern?

Andrea Grisold meint dazu: „Grund-
sätzlich hatte Kreisky Recht. In der län-
gerfristigen ökonomischen Perspektive 
hatte er Recht.“ Stephan Schulmeister 
ist sich ebenfalls sicher: „Kreisky hatte 
sehr wohl Recht, die Lage in Öster reich 
 hätte sich damals durch Sparen ver-
schlimmert.“ 

Luise Gubitzer, die die Finanzmarkt-
krise mit den Worten Naomi Kleins als 
Finanzmarktkatastrophe bezeichnet, be - 
tont, dass es vor allem in Krisensitua-
tionen den neoliberalen Interessen blen-
dend gelinge sich zu positionieren. Das 
sei umso bedenklicher, als die Lösung 
für die durch die Krise entstandenen 
Probleme heute nicht mehr wie in den 
Siebzigerjahren auf nationalstaatlicher 
Ebene gefunden werden könne. 

Andrea Grisold: „Es ist völlig klar, 
wem das nützt, wenn bei Sozialausga-
ben oder der Bildung gespart wird. Es 
gibt weltweit einen Steuerwettbewerb 
nach unten. Daher ist das Problem nicht 

allein nationalstaatlich zu lösen. Aller-
dings ist empirisch nachweisbar, dass 
die Unternehmensbesteuerung nicht der 
einzige Grund für Ansiedelung neuer 
Unternehmen ist.“

Trotzdem sind sich die Wissenschaf-
terInnen einig, dass die Staatsschulden 
nicht in den Himmel wachsen sollten. 
Denn ein zu hoher Schuldendienst 
schadet auch dem Mittelstand und den 
ArbeitnehmerInnen. Allerdings meinen 
sie, dass eine Entschuldung nicht durch 
weitere Massensteuern, sondern durch 
eine Erhöhung der Steuern auf Kapital 
und Vermögen sowie eine Erhöhung der 
Unternehmenssteuern zu erreichen sei.

Auch im Sinn der UnternehmerInnen

Stefan Schulmeister: „Eine Staatsschul-
densanierung, die an den Vermögen an-
setzt wäre im Endeffekt auch im Sinne 
der Unternehmer. Das würde ihnen ganz 
massiv nützen. Nicht profitieren würden 
die Finanzkapitalbesitzer. Unternehmer 
haben das schon lange begriffen Unter-
nehmervertreterInnen tun sich damit 
ideologisch etwas schwerer.“

Internet:

InterviewpartnerInnen:
www.wu.ac.at/vw3/institut/grisold 

www.wu.ac.at/vw3/institut/gubitzer
stephan.schulmeister.wifo.ac.at 

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an die Autorin

d.gordon@ideenmanufactur.at
oder die Redaktion
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Allein 83 Prozent der Frauen in Österreich 
 arbeiten im Dienstleistungsbereich.  
Aber noch immer gelingt es Industriellen  
und ihren InteressenvertreterInnen, der Öffent-
lichkeit und eben auch den PolitikerInnen 
 einzureden, dass sie die Wirtschaft wären.

http://stephan.schulmeister.wifo.ac.at/
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W
ir alle kennen Fragestunden aus 
dem Nationalrat. Im Rahmen 
des 8. VWL-Perspektiven-Se-
minars stellte sich der Finanz-

Staatssekretär Andreas Schieder Fragen 
zur Budgetsanierung von interessierten 
WirtschaftslehrerInnen und Maturan-
tInnen. Durch die Finanzkrise ist die 
Situation der Staatshaushaltsdefizite zu 

einem virulenten Problem angewachsen. 
Die Budgetsanierung ist allerdings 
 verknüpft mit vielen unpopulären Maß-
nahmen. 

Wie Wirtschaft ankurbeln?

Eine der großen Fragen ist, wie man die 
Konsolidierung des Budgets, also das 
Ausgleichen des Defizits, mit einer 
gleichzeitigen Ankurbelung der Wirt-
schaft unter einen Hut bringen kann, 

ohne den Schuldenberg weiter wachsen 
zu lassen und nicht die Steuerzahle-
rInnen zur Kasse bitten zu müssen. De 
facto sei das nicht möglich, betonte 
Schieder. Ohne zusätzliche Einnahmen 
kann ein Staat sich nicht sanieren, und 
ohne Geld ist ein Ankurbeln der Wirt-
schaft nicht möglich. Es geht eher da-
rum, wen man zur Kasse bittet, wo man 
durch Steuern sinnvolle Barrieren schafft 
(beispielsweise um risikoreiche Ge-
schäfte stärker zu besteuern oder zu ver-
hindern), und wie man jene, die von der 
Krise am stärksten getroffen wurden, 
weiter entlastet. 

Verlauf der Krise in Österreich

Die meisten Fragen des interessierten 
Publikums befassten sich mit den Aus-
wirkungen der Finanzkrise und deren 
Bewältigung. Staatssekretär Andreas 
Schieder schilderte den Verlauf der Fi-
nanzkrise in Österreich vor allem an-
hand der Entwicklung der Arbeitslosen-
quote und des Budgetdefizits. 

Die Zahlen sprechen für sich: Im 
Vergleich zu anderen Märkten wie bei-
spielsweise den USA ist die Krise in Ös-
terreich relativ „glimpflicher“ verlaufen 
und auch im EU-Durchschnitt liegt 
Österreich gut.

Der Beschäftigungsgrad konnte 
durch rasche Maßnahmen hoch ge-
halten werden und hat mittlerweile ei-
nen historischen Höchststand erreicht. 
Grund dafür ist ein Bündel an Maß-
nahmen, das sowohl Unternehmen als 
auch ArbeitnehmerInnen betraf. Die 
Einführung der Kurzarbeit und das Ar-
beitsmarkt-Paket half Herrn und Frau 

Fragestunde zur Budgetsanierung
Staatssekretär Andreas Schieder hat WirtschaftslehrerInnen und interessierten 

SchülerInnen Fragen zu Budget und Konsolidierung beantwortet.

Autor: Raphael Zajac
Maturant der Schumpeter Handelsakademie

Finanz-Staatssekretär Andreas Schieder 
mit dem Autor des Artikels,  
dem Maturanten Raphael Zajac.
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Österreicher, nach Möglichkeit ihre 
Stelle zu behalten, das Bankenpaket 
und die Übernahme von Sicherheiten 
für Unternehmenskredite stärkten die 
Liquidität am österreichischen Geld-
markt. 

Um schneller aus einer Krise in wirt-
schaftlichen Aufschwung übertreten zu 
können, ist eine Stärkung der Kaufkraft 
vonnöten. Konsumverweigerung führt 
zu einem Negativ-Trend, der sowohl 
Staat, Unternehmen als auch letzt-
endlich die ArbeitnehmerInnen selbst 
trifft. Das nimmt den Schluss vorweg, 
dass ein Staat zuerst investieren muss, 
um danach wieder besser dastehen zu 
können. 

Ein Loch im Staatshaushalt

Die Abwendung dieses Negativ-Trends 
und die daraus resultierenden Investiti-
onen kosteten natürlich Geld und rissen 
ein großes Loch in den österreichischen 
Staatshaushalt. Betrug 2007 und 2008 
das Budgetdefizit 0,4 bis 0,5 Prozent, so 
stieg 2009 das Defizit auf 3,5 Prozent 
und 2010 auf 4,5 Prozent. 

Die Schuldigen sind nicht schwer 
zu finden: Weniger Einnahmen aus 

 weniger Steuern, weniger Arbeitende 
und zusätzliche Investitionen kosteten 
den Staat viel Geld. Doch der neuer-
liche Aufschwung jetzt ist in hohem 
Ausmaß den raschen Maßnahmen zu-
zuschreiben. 

Das Ausgleichen des Defizits ist un-
abdingbar, da nur so weitere Kosten ver-
mieden, die Flexibilität des Staates hoch 
und die Verpflichtungen gegenüber an-
deren eingehalten werden können. 

Die Konsolidierung soll zu 50 Pro-
zent aus Einnahmen und zu 50 Prozent 
durch Sparen erreicht werden, wobei 
zwei Drittel der dazu vereinnahmten 
Steuern aus dem Finanzsektor kom-
men sollen. Die Herausforderung für 
Österreich besteht darin, die Steuer-
last nun strukturell und nachhaltig zur 
Vermögensbesteuerung zu verschieben, 
da Hauptträger der Steuern noch im-
mer die Arbeitseinkommen sind. Eine 
Anhebung der Mehrwertsteuer ist laut 
Schieder nicht die richtige Maßnahme, 
da so die Falschen betroffen wären. 

Kürzung der Sozialleistungen

Die abschließende Fragerunde wurde 
mit dem aktuellsten Thema eröffnet,  
der Kürzung von Sozialleistungen und 
im Speziellen die der Familienbeihilfe. 
Ist sie notwendig? Wäre eine Verwal-
tungsreform zu Einsparungsmaß-
nahmen nicht sinnvoller und gibt es 
„gute  Schulden“?

Laut Schieder sei die Kürzung der 
Familienbeihilfe zwar eine harte Maß-
nahme, aber notwendig, da ohne diese 
Maßnahme eine Kürzung aller Beihil-
fen eingeführt hätte werden müssen, 

oder eine andere Finanzierung des 
Mutter-Kind-Passes notwendig gewor-
den wäre. Und nicht alles an Verwal-
tung in Österreich sei unnötig, sondern 
im Gegenteil sogar sinnvoll. Es werden 
bereits Effizienzpotenziale eingelöst, 
ein gutes Beispiel hierfür ist FinanzOn-
line. Und Schulden, die aufgenommen 
werden, um später eine Verbesserung 
zu erzielen, wie es passiert ist, könnte 
man als gute Schulden bezeichnen. 

Eine Frage blieb offen

Eine Fragestunde – eigentlich waren es 
fast zweieinhalb Stunden – war aller-
dings nicht lang genug, um alle Fragen 
zu klären. Auf EU-Ebene stellen sich 
Herausforderungen für die Zukunft, 
nämlich wie man die Stabilität des Euros 
gewährleistet, und wie man die Regulie-
rung der Finanzmärkte dahingehend 
verbessert, um zukünftige Krisen zu ver-
meiden, auch wenn der Ausgangspunkt 
nicht die EU war. Doch der Handel mit 
gefährlichen Finanzprodukten geht 
schon wieder von vorne los. Die wohl 
ungeklärteste Frage ist und bleibt: Ha-
ben wir etwas aus dieser Krise gelernt?

Internet:

Präsentation zur Budgetsanierung
www.ifte.at

Schreiben Sie Ihre Meinung  
an den Autor

johannes.lindner@kphvie.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

Im Rahmen des 8. VWL-Perspektiven-Seminars 
stellte sich Finanz-Staatssekretär Andreas 
Schieder Fragen zur Budgetsanierung  
von  interessierten WirtschaftslehrerInnen und 
MaturantInnen. 
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Das 9. VWL-Perspektiven-Seminar „Ökono-
mische Bildung zwischen Status quo und 
Zukunftsorientierung“ findet von 19. bis 
21. Oktober 2011 statt. 

Anfragen beim Organisator dieser Veran-
staltung unter  
johannes.lindner@kphvie.at
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Schau genau
Eine Lehre aus der Krise: Kein Markt, kein Anbieter, kein Produkt soll künftig  

ohne Aufsicht sein – Regeln sind notwendig!

D
ie globale Finanzkrise, die in meh-
reren Wellen seit dem Jahr 2007 
um den Globus rollte, hat 
Schwachstellen im regulato-

rischen Rahmen und der Aufsicht über 
die Finanzmärkte offengelegt. Gesetzliche 
Rahmenbedingungen, nationale Auf-
sichtsmodelle und die grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit hatten mit der 
Globalisierung der Märkte, dem Fort-
schritt der Integration innerhalb des Eu-
ropäischen Wirtschaftsraumes (EWR)
und der rasanten Entwicklung nicht 
Schritt gehalten. Auf globaler Ebene wur-
den diese Themen im Rahmen der G-20 
adressiert und die Lehren daraus gezogen: 
„Kein Markt, kein Produkt, kein Anbie-
ter soll künftig mehr ohne Aufsicht sein!“ 
Dementsprechend werden seither beste-
hende Regularien Schritt für Schritt über-
arbeitet und Lücken geschlossen. 

Schutzschirm in Österreich

Auch in Österreich musste die Bundes-
regierung in der Krise einen Schutz-
schirm über den Finanzmarkt aufspan-
nen, Banken mit staatlichen Garantien 
und Geld zur Seite stehen. Drei Banken 
(Kommunalkredit, Hypo Group Alpe 
Adria und Constantia Privatbank) muss-
ten aufgefangen werden. Heute, da die 
Schockwellen der Krise abebben, stellen 
wir fest, dass wir dank Krisenmanage-
ment mit einem „blauen Auge“ davon-
gekommen sind. 

Einer der Gründe ist, dass in Öster-
reich mit der Reform der Aufsicht bereits 
vor der Krise begonnen worden war. So 
wurde mit der Gründung der Finanz-
marktaufsichtsbehörde FMA 2002 das 
Fundament für effiziente und effektive 
Aufsicht nach internationalen Vorbildern 
gelegt. Als „integrierte Behörde“ deckt 
sie den gesamten Finanzmarkt – von 
Banken über Versicherungen und Pen-
sionskassen bis hin zu Investmentfonds, 
Wertpapierfirmen und den Handel in 
börsennotierten Wertpapieren – ab. An-
fangs – die FMA startete mit 90 Mitar-
beiterInnen, heute arbeiten hier mehr als 
300 ExpertInnen – traten zwar Schwä-
chen des neuen Aufsichtsmodells zutage, 
insbesondere an der Schnittstelle zwi-
schen der mikroprudentiellen – der auf 
Einzelinstitute fokussierten – Aufsicht 
der FMA und der makroprudentiellen 
– auf die Finanzmarktstabilität fokus-
sierten – Aufsicht der Oesterreichischen 
Nationalbank (OeNB). 2008 wurden 
Doppelgleisigkeiten abgebaut, die Ar-
beitsteilung festgelegt – seither greifen 
die Aufsichtsarbeit von FMA und OeNB 
reibungslos wie Zahnräder ineinander. 

Ganz ist die Krise noch nicht aus-
gestanden, noch sorgt die in einigen 
Staaten zum Teil exorbitant angestiegene 
Staatsverschuldung für Nervosität und 
Unruhe auf den Finanzmärkten. Den-
noch sind bereits wesentliche Lehren aus 
der Krise gezogen – und die erforder-
lichen Maßnahmen werden Schritt für 
Schritt umgesetzt. Denn in einer markt-
wirtschaftlichen Ordnung ist nach der 
Krise gleichzeitig vor der Krise. Und es 
gilt, für die nächste Krise besser vorbe-
reitet zu sein.

Was sind nun die Lehren aus der Kri-
se? Lassen Sie mich drei herausgreifen:

 » Stopp der Flucht aus der Bilanz!
 » Schließen der regulatorischen Lücken!
 » Intensivierung der grenzüberschrei-

tenden Zusammenarbeit in der Aufsicht!

Stopp der Flucht aus der Bilanz!

Die Krise hat schonungslos aufgezeigt, 
dass gewisse Risiken vorher in den Bi-
lanzen der Finanzinstitute gar nicht er-
fasst waren. Einerseits, weil diese Ge-
schäfte (etwa Derivate) unterhalb des Bi-
lanzstrichs verbucht waren, andererseits 
weil sie (etwa viele „Asset Backed Securi-
ties“, ABS und Strukturierte Produkte) 
in Zweckgesellschaften in nicht oder nur 
schwach regulierten „off-Shore-Zentren“ 
versteckt waren. Künftig müssen alle 
 Risiken in der Bilanz erfasst und dem 
 Risikomanagement des Instituts unter-
worfen werden. Sie sind mit Eigenkapital 
als Sicherheitspolster zu unterlegen oder 
werden, wenn es sich um Eigenmittel-
bestandteile handelt, nicht anerkannt. 

Die Flucht aus der Bilanz war mög-
lich, weil es im globalen Aufsichtssystem 
große Lücken gab. Einerseits geografisch, 
weil „Off-Shore-Zentren“ ihr Geschäfts-
modell gerade auf einer schwachen Auf-
sicht aufbauten. Mit dem gleichen Druck 
mit der es der internationalen Staatenge-
meinschaft nach dem 9/11-Terroran-
schlag gelungen ist, weltweit Mindest-
standards zur Prävention von Geldwäsche 
und Terrorfinanzierung durchzusetzen, 
muss sie nun globale Mindeststandards 
in der Aufsicht über Finanzprodukte  
und -märkte durchsetzen – auch in den 
„Off-Shore-Zentren“. Andererseits pro-

Autor: Helmut Ettl
Vorstand der Finanzmarktaufsichtsbehörde 

FMA
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duktspezifisch, weil wichtige Market-
player – etwa Shadow Banks, Hedgefonds 
aber auch Ratingagenturen – keiner Auf-
sicht unterlagen. Hier werden nun Stan-
dards implementiert.

Intensivierung der Zusammenarbeit

Die Krise führte dramatisch vor Augen, 
dass der EWR zwar keine Grenzen mehr 
für Finanzprodukte, deren Anbiete-
rInnen und deren KäuferInnen kennt, 
die Aufsicht aber trotzdem durch natio-
nale Grenzen eingeschränkt blieb. Dem-
entsprechend hat die EU nun ein neues 
„Europäisches System für Finanzauf-
sicht“ („European System of Financial 
Supervision“, ESFS) erarbeitet und mit 
1. Jänner 2011 umgesetzt. Dessen Archi-
tektur stützt sich – wie in Österreich – 
auf zwei starke Säulen: 

 » die vom „Europäischen Ausschuss für 
systemische Risiken“ („European Syste-
mic Risk Board“, ESRB) getragene ma-
kroprudentielle Aufsicht 

 » und die von den neuen „Europäischen 
Aufsichtsbehörden“ („European Supervi-
sory Authorities“, ESAs) getragene mikro-
prudentielle Aufsicht. 

ESRB und ESAs arbeiten institu-
tionalisiert eng zusammen, wodurch 
sowohl gewährleistet ist, dass makro-
prudentielle Analysen und Warnungen 
zu systemischen Risiken auch mikropru-
dentiell (auf Einzelinstitutsebene) umge-
setzt werden, als auch, dass Erkenntnisse 
der mikroprudentiellen Aufsicht auf 
EU- bzw. nationaler Ebene entsprechend 

in der makroprudentiellen Analyse des 
ESRB Berücksichtigung finden.

Das ESRB ist bei der Europäischen 
Zentralbank (EZB) angesiedelt und 
setzt sich aus dem EZB-Rat, den Vorsit-
zenden der Europäischen Aufsichtsbe-
hörden, VertreterInnen der nationalen 
Aufsichtsbehörden und Notenbanken 
sowie VertreterInnen der Europäischen 
Kommission zusammen. Als makropru-
dentielle Aufsicht hat es Systemrisiken 
zu analysieren, zu bewerten und zu über-
wachen, um durch entsprechende War-
nungen präventiv die Gefahr des Ausfalls 
von Systemkomponenten zu begrenzen, 
und die Widerstandsfähigkeit der Fi-
nanzmärkte gegen Schocks zu stärken. 

Die mikroprudentielle Aufsicht er-
folgt durch die ESAs: 

 » die „Europäische Bankenaufsichtsbe-
hörde“ („European Banking Authority“, 
EBA) mit Standort London, 

 » die „Europäische Aufsichtsbehörde für 
das Versicherungswesen und die betrieb-
liche Altersversorgung“ („European Insu-
rance and Occupational Pensions Autho-
rity“, EIOPA) mit Sitz in Frankfurt 

 » und die „Europäische Wertpapier- und 
Marktaufsichtsbehörde“ („European Se-
curities and Markets Authority“, ESMA) 
in Paris. 

Aufgabe der ESAs ist es, für eine soli-
de, wirksame und kohärente Regulierung 
und Überwachung innerhalb des EWR 
zu sorgen. Dabei haben sie auch die Sta-
bilität des Finanzsystems und die Schaf-

fung fairer Wettbewerbsbedingungen zu 
berücksichtigen sowie die internationale 
Koordinierung der Aufsicht und den 
VerbraucherInnenschutz zu verbessern. 

System für Finanzaufsicht

Beim „Europäischen System für Finanz-
aufsicht“ (ESFS) handelt es sich somit 
um ein integriertes Netzwerk bestehend 
aus dem ESRB, den drei EU-Aufsichts-
behörden und den nationalen Aufsichts-
behörden. Auf dieser Ebene werden sys-
temische, europäische und grenzüber-
schreitende Fragen adressiert, die 
laufende Beaufsichtigung der Einzelinsti-
tute sowie der nur national tätigen Grup-
pen verbleibt jedoch weiterhin auf nati-
onaler Ebene. 

Selbst wenn all diese Maßnahmen 
mit Leben erfüllt sind, heißt das aber 
nicht, dass es deshalb in Zukunft keine 
Krisen mehr geben kann. Krisen sind der 
Marktwirtschaft immanent, es ist das Auf 
und Ab, das sie vorantreibt. Die Maß-
nahmen sollen aber zumindest einen 
Beitrag leisten, die Risiken und die Aus-
wirkungen krisenhafter Erscheinungen 
einzudämmen.
 

Internet:

Finanzmarktaufsicht (FMA)
fma.gv.at

Schreiben Sie Ihre Meinung  
an den Autor

helmut.ettl@fma.gv.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

Heute, da die Schockwellen der Krise abebben, 
können wir feststellen, dass wir dank 
 Krisenmanagement mit einem „blauen Auge“ 
 davongekommen sind. 
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http://www.fma.gv.at/de/startseite.html
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D
ie Industriellenvereinigung (IV) 
schreibt auf ihrer Homepage: Die 
IV „ist eine Interessenvertretung 
auf freiwilliger Basis mit derzeit 

rund 3.500 Mitgliedern“ und versteht sich 
als „Lobbyorganisation“. Sie „verfügt über 
gute Kontakte zu Politik und Meinungs-
bildnern sowie über ein weit verzweigtes 
Beziehungsnetz.“1 Oh ja! Das Beziehungs-
netz hat – wie schon in vergangenen Jah-
ren z. B. bei  der von der IV gesponserten 
Homepage von Ex-Finanzminister Karl 
Heinz Grasser – funktioniert: Ab 1. Juli 
2011 wird der derzeitige IV-Generalsekre-
tär Markus Beyrer Vorstandsvorsitzender 
der Österreichischen Industrieholding AG 
(ÖIAG). Dann leitet die ÖIAG ein direkter 
Interessenvertreter von ein paar Tausend 
Privatindustriellen. Was bedeutet das für 
die Zukunft der ÖIAG? 

20 Beteiligungen vor zehn  Jahren

Noch vor zehn Jahren umfasste die ÖIAG 
über 20 Beteiligungen als Voll- oder Mehr-
heitseigentümerin, darunter die Voestal-
pine, VA Tech, Böhler-Uddeholm, Post, 
Postbus, Telekom, AUA usw. Seit 2000 gab 
die ÖIAG ihre Anteile an 16 Unterneh-
men teilweise oder vollständig ab, zuletzt 
verschleuderte sie die AUA um nur 366.00 
Euro und verschaffte der kaufenden Luft-
hansa noch eine staatliche Mitgift von 500 
Mio. Euro. Heute beschränken sich die 
Anteile gerade auf Post (52,9 Prozent) Te-
lekom (31,5 Prozent) und OMV (28,4 
Prozent). Außerdem hält die ÖIAG auch 
100 Prozent an der Fimbag, der Banken-

ÖIAG: Insgesamt geht es (noch) um mehr 
als 85.000 MitarbeiterInnen (im In- und 
Ausland) und 33 Mrd. Euro Umsatz.2 

Die ehemaligen Betriebe der verstaat-
lichten Industrie (VI) waren in der ÖIAG 
organisiert. Doch seit Beginn der Ver-
staatlichtungen (1946) trat die IV für de-
ren Überführung in Privatbesitz ein, was 
für die von schwachem Privatkapital ge-
kennzeichnete österreichische Industrie-
landschaft bedeutete, dass die meisten 
Privatisierungen der ÖIAG mit dem Aus-
verkauf an ausländische Konzerne ende-
ten, z. B. wie bei der Austria Tabak, bei 
der VA Tech oder bei der AUA.

Nach Umstrukturierungen in den 
späten 1980er-Jahren erhielt 1993 die 
ÖIAG einen ersten echten Privatisie-
rungsauftrag und war fortan eine Priva-
tisierungsagentur und Beteiligungshol-
ding. In der Zeitspanne von 1994 bis 
1999 (SPÖ/ÖVP-Regierung) wurden 14 
Unternehmen(-steile) mehrheitlich oder 
ganz privatisiert und erbrachten in Sum-
me einen einmaligen Privatisierungserlös 
von rund 4,787 Mrd. Euro. Mit dem 
ÖIAG-Gesetz 2000 (ÖVP/FPÖ-Regie-
rung) wurde faktisch die Privatisierung 
aller restlichen ÖIAG-Be teiligungen in 
Auftrag gegeben. Ein weiterer Regie-
rungs-Privatisierungsauftrag er folgte im 
Mai 2003 und dann zuletzt 2007/2008 
(SPÖ/ÖVP-Regierung) für den Verkauf 
der AUA. Von 2000 bis 2008 wurden 16 
Unternehmen(-steile) mehrheitlich oder 
ganz privatisiert. Der Einmalerlös dafür 
machte knapp 6,368 Mrd. Euro aus.3

Waren zu Beginn der Verstaatlichung 
in der verstaatlichten Industrie und den 
Konzernbetrieben der verstaatlichten 
Banken Ende der 1950er-Jahre in Sum-

me etwa 275.000 Menschen beschäftigt, 
sind es heute bezogen auf den Beschäf-
tigtenstand der ÖIAG-Beteiligungen in 
Österreich nicht einmal mehr 50.000. 
Gleichzeitig mit dem Ausverkauf der Be-
triebe an meist ausländische Private (z. B. 
Voestalpine samt der von ihr aufgekauf-
ten Böhler- Uddeholm oder die VA-Tech, 
die nun Siemens gehört) ging vor allem 
bei den größten Betrieben, den soge-
nannten „Flaggschiffen“  wie Voestalpine, 
Böhler-Udde holm, VA-Tech oder OMV, 
eine exorbitante Gewinnentwicklung ein-
her, und nach Berechnungen von Miron 
Passweg von der AK Wien wurden die 
Verkäufe meist zu billig, das heißt  unter 
dem realen Firmenwert, getätigt.4 

Vorwand Schuldenabbau

Der für die Privatisierungen als Grund viel 
bemühte „Schuldenabbau“ war und ist ein 
Vorwand, um Widerstand von Arbeitneh-
merInnenseite den Wind aus den Segeln 
zu nehmen. Denn die viel zitierten „Schul-
den“ der Verstaatlichten waren in der 
 Regel die Gewinne der Kredit gebenden 
Banken, weil die Verstaatlichte eben von 
ihrem Eigentümer, der Republik Öster-
reich,  keine entsprechenden Finanzmittel 
erhielt. Ganz verschwiegen wurde und 
wird bis heute in der Debatte, dass die 
verstaatlichten Betriebe über Jahrzehnte 
Milliarden an Steuern und Dividenden in 
das Budget zahlten, aber eben nicht die 
entsprechende Kapitalausstattung er-
hielten. Ja, im Jahr 2000 wurden der 

ÖIAG – ganz neu?
Ab Juli wird Markus Beyrer von der Industriellenvereinigung neuer ÖIAG-Chef. 

Verkommt die ÖIAG zur Filiale der Privatindustriellen?

Autor: Wilfried Leisch
Freier Journalist und Publizist

1 www.iv-net.at/bm96; www.iv-net.at/bm12
2 und 3 siehe www.oiag.at
4  H. Hautmann und M. Passweg, in: M. Mugrauer (Hg.): Öffentliches 

Eigentum – eine Frage von gestern? Wien, 2007, Seite 14 und 122)
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 ÖIAG auch noch die durch eine ähnliche 
Politik bei der Post entstandenen Schul-
den umgehängt.5 

Privatisierte Gewinne

Der ehemalige Finanzminister K. H. Gras-
ser, hat die Privatisierungsaufträge an die 
ÖIAG vor allem dazu genutzt, die Wiener 
Börse zu kapitalisieren. Was so viel bedeu-
tet, dass die oben genannten Privatisie-
rungserlöse für den Staat einmalig waren, 
die Unternehmen oft unter Preis zu Pri-
vatunternehmern wanderten und die jähr-
lichen Dividenden-Millionen der Firmen 
nun nicht mehr dem Staat, sondern ver-
mögenden PrivatanlegerInnen zugute 
kommen. Die Vorstände der Wiener Bör-
se, Michael Buhl und Heinrich Schaller 
haben nun moniert, dass seit 2007 ein 
Fünftel der inländischen an der Börse 
 notierenden Unternehmen von der ATX- 
Liste verschwunden seien und verlangt 
eine weitgehende Privatisierung. Milliar-
den Euro sollen so angeblich in die Staats-
kassen fließen. Summen zwischen acht 
und 25 Mrd. Euro nannte schon im 
Herbst 2010 das Wifo. Eine nun von der 
Wiener Börse beauftragte Studie an das 
„Economica Institut für Wirtschaftsfor-
schung“, das von Christian Helmenstein 
(Chefökonom der IV) und Erhard Fürst 
(ehemaliger Leiter der Abteilung Indus-
triepolitik und Wirtschaft der IV) geführt 
wird, kommt zufälligerweise zu ähnlichen 
Ergebnissen. Als Privatisierungskandi-
daten sieht die Wiener Börse u. a.: Bun-
desimmobiliengesellschaft (BIG), die 
Bundesländer-Flughäfen und die Landes-
energieversorger, bei Post, Telekom Aus-
tria und OMV (sie gehören zur ÖIAG), 
EVN, Verbund und Flughafen Wien. Par-
allel dazu verkündet die Wiener Börse in 
Inseraten in Printmedien, wie viel frühere 
und nunmehr privatiserte Staatsunterneh-
men abwerfen. Die voestalpine-Aktie warf 
2010 gegenüber 2000 um 407 Prozent 
mehr, die Aktie der noch teilverstaatlich-
ten OMV gar ein Plus von 418 Prozent 
ab. Was entlarvt: Ob privatisiert oder 
nicht, die Industrieflaggschiffe Österreichs 
stehen mehr als gut da. Nur, dass davon 

die Allgemeinheit, die für die Errichtung 
dieser Unternehmen in der Vergangenheit 
zahlte, nichts mehr hat, sondern Privatan-
legerInnen mit dicken Brieftaschen. Zu-
dem sind Privatisierungspläne der Wiener 
Börse, in die die IV stark involviert ist, ein 
Fingerzeig, von welchem Gedankengut 
der aus der IV kommende neue ÖIAG-
Chef getragen sein und sicherlich danach 
trachten wird, seinem „Herrl“ IV, auch in 
der ÖIAG brav zu apportieren.

Wie geht es weiter in der zuletzt zum 
Privilegien- und Privatisierungsstadel 
mutierten ÖIAG, in deren Unternehmen 
etwa „Geschäftsanbahnungsprovisionen“ 
(z. B. bei Telekom) oder an dubiose 
Kursentwicklungen der Telekom-Aktie 
gebundene Boni an die Telekom-Spitzen 
zur Auszahlung kamen, oder diverse Zu-
lagen, die bei den ÖIAG-Bossen üblich 
waren. Zuletzt meinte der scheidende 
ÖIAG-Chef Michaelis sogar, dass die 
„Bezahlung von Aufsichtsräten nicht ad-
äquat“ sei, also zu niedrig sei. „Wenn die 
ÖIAG als Filiale der IV verstanden wird, 
hat man offenkundig aus den Fehlern des 
Systems Michaelis nicht viel gelernt.“6 

Alter Wein in neuen Schläuchen

ÖIAG – ganz neu? Der künftige ÖIAG-
Chef soll „nur“ noch 500.000 Euro statt 
700.000 Euro Jahressalär erhalten. Gut so 
– sowieso überbezahlt. Und sonst? Bei 
dem, was bisher bekannt wurde, die neuen 
und umfassenden Privatisierungspläne 
noch vorhandener staatlicher und (teil-)
verstaatlichter Betriebe sowie von kommu-
nalen und landeseigenen Unternehmen, 
handelt es sich um Modelle des vorvorigen 
Jahrhunderts. Es handelt sich um alten 
Wein in neuen Schläuchen, der Umvertei-
lung und Privatsierungen zu Vermögenden 
und ausländischen Konzernen als im In-
teresse der Bevölkerung verkauft.

Internet:

Österreichische Industrieholding AG
www.oeiag.at

Schreiben Sie Ihre Meinung  
an den Autor

w.leisch@aon.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

5  Konzernbetriebsrat der voestalpine AG (Hg.), Gesamtkoordination/
Redaktion: G. Weissengruber, W. Leisch: du voest mir: Das Buch 
wider das Vergessen zur Voest-Privatisierung, Wien 2004, S 18–27

6  Staatssekretär Andreas Schieder, 1. 2. 2011, zit., nach Profil  
Nr. 6, 7. 2. 2011)
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Die IV „ist eine Interessenvertretung auf 
 freiwilliger Basis mit derzeit rund 3.500 
 Mitgliedern“ und versteht sich als „Lobby-
organisation“. Sie „verfügt über gute Kon-
takte zu Politik und Meinungsbildnern sowie 
über ein weit verzweigtes Beziehungsnetz.“
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M
it Logik lässt sich wahrlich nicht 
alles erklären. Sagenhafte Spe-
kulationen stürzten Börsen, An-
legerInnen und damit die ge-

samte Wirtschaft weltweit in eine Krise 
– massenweise Kündigungen, Banken, 
die gerettet werden mussten und multi-
ple Firmenpleiten waren die Folge. Plötz-
lich wusste beinahe jeder Mensch: Fannie 
Mae und Freddie Mac sind keine possier-
lichen Disney-Figuren. Einzig, weil die 
unter Zugzwang stehenden Staaten 
 enorme Geldsummen in Banken und 
Konjunktur investierten, konnte die 
Wirtschaftskrise gemeistert werden. Dass 
nun politische Parteien, die schon seit je-
her dem freien Spiel des Marktes miss-
trauen, die Stimmen der WählerInnen 
einheimsen, lag nahe. Allein, das europä-
ische Wahlverhalten sorgte deutlich für 
das Gegenteil: gewählt wurden ausgerech-
net konservative oder wirtschaftsliberale 
PolitikerInnen. In der Europäischen Uni-
on sind derzeit 21 konservative oder 
 liberale Regierungschefs an der Macht. 

„Lieber Staat, rette mich!“

„Genau jene, die jahrzehntelang ‚Weg mit 
dem Staat‘ gerufen haben, die alles pri-
vatisieren und liberalisieren wollten, wa-
ren auch die ersten, die ‚Lieber Staat, ret-
te mich‘ schrien“, sagt Georg Kovarik. 
Leiter des Referates für Volkswirtschaft 
des Österreichischen Gewerkschafts-
bundes. Auch Konservative vertrauten 
plötzlich nicht mehr dem Spiel der un-

regulierten Finanzmärkte. In der Krise 
machten sie sich Rezepte des britischen 
Ökonomen John Maynard Keynes zu-
nutze, den konservative Kräfte über De-
kaden hinweg als Urvater des Schulden-
machens verteufelt hatten. Und auch sie 
betrieben Deficit Spending: Neue Schul-
den aufnehmen, um etwa Konjunktur-
programme zu initiieren. Eigentlich klas-
sische sozialdemokratische Politik. Frei-
lich haben die gigantischen staatlichen 
Rettungsmaßnahmen die Staatshaushalte 
schwer belastet. Mit den notwendigen  
Sanierungsmaßnahmen steigt die Gefahr, 
dass wiederum nach allzu bekannten 
 Mustern gestrichen wird: geringe Steuern 
für Unternehmen und im Gegenzug 
 Kürzung der öffentlichen Ausgaben.

Für diese Sanierungspolitik ist Ir-
land ein gutes Beispiel. Dort wurde im 
Februar die führende konservative Par-
tei Fianna Fáil (übersetzt „Soldaten des 
Schicksals“) von den BürgerInnen ab-
gewählt und durch eine andere konser-
vative Partei, die Fine Gael (übersetzt 
„Familie der Iren“), ersetzt. Noch vor 
wenigen Jahren mit „Tiger Europas mit 
den höchsten Wirtschaftszuwachsraten“ 
umschrieben, präsentiert sich Irland  
nun recht zahnlos. Das Land ist auf 
 Kredite der Europäischen Finanz-Sta-
bilitäts-Fazilität (EFSF), wie das Euro-
päische Rettungspaket offiziell heißt, 
angewiesen und die Arbeitslosenquote 
liegt bei 14 Prozent. Erste Reden des 
neuen irischen Premierministers Enda 
Kenny beschworen deshalb ein aggres-
sives Arbeitsbeschaffungsprogramm, das 
neue Arbeitsplätze schaffen soll. Außer-
dem versprach Kenny: „Eine Haushalts- 
und Finanzpolitik, die unser System 

fairer macht und die Steuern niedrig 
hält.“ Das Europäische Rettungspa-
ket will der Premierminister noch ein-
mal nachverhandeln, er hofft  auf eine 
Zinssatz-Senkung. Denn Irland muss 
für die Kredite einen Durchschnittszins 
von 5,8 Prozent zahlen – die für einen 
Staat relativ hohen Zinsen werden als 
Zumutung empfunden. Um die maro-
de Wirtschaft zu sanieren, wurde noch 
unter der alten Regierung ein Sparpaket 
beschlossen. Sparen auf Kosten der Är-
meren, die weniger Kindergeld und eine 
höhere Mehrwertsteuer verkraften müs-
sen. Erstmals in der europäischen Wirt-
schaftsgeschichte wurde auch der Min-
destlohn gesenkt! Bestand hat jedoch der 
Steuersatz auf Unternehmensgewinne: 
mit 12,5 Prozent einer der geringsten in 
der gesamten EU. Bereits in den 1990er-
Jahren haben die Iren mit ihren geringen 
Steuern internationale Unternehmen 
angelockt, aber auch andere europäische 
Staaten dazu motiviert, die Steuern auf 
Gewinne zu senken. Diesen Steuersatz 
will auch Enda Kenny nicht verändern.

Überall wird gespart

Auch in den anderen europäischen Staa-
ten werden rigorose Sparmaßnahmen be-
schlossen und verwirklicht. Ziel ist es, die 
Defizite der einzelnen Staaten bis 2013 
wieder unter die – von der EU erlaubten 
– drei Prozent des Bruttoinlandspro-
duktes zu drücken. Gespart wird bei den 
Abfindungszahlungen staatlicher Unter-
nehmen, gekürzt werden Anspruchszeit-
raum auf Arbeitslosengeld, Kindergeld 
und Entwicklungshilfe. Gehälter von 
Staatsbediensteten werden eingefroren 

Konservativ führt
Während der Krise misstrauten auch konservative und liberal geführte Regierungen 

den Kräften der freien Marktwirtschaft. Jetzt läuft es wieder wie früher.

Autor: Christian Resei
Freier Journalist
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oder sogar gekürzt, die Mehrwertsteuer 
wird erhöht und Stellen im öffentlichen 
Dienst gestrichen. Frankreich etwa friert 
seine Staatsausgaben bis 2013 ein. Jede 
zweite frei werdende Stelle im öffentli-
chen Dienst wird nicht mehr besetzt. 
Auch Ausgaben für den Staatsbetrieb sol-
len binnen drei Jahren um zehn Prozent 
verringert werden. Alle Staaten müssen 
ihre Haushalte konsolidieren, doch wenn 
alle gleichzeitig auf die Bremse treten, 
werden sie vor allem eines zum Stehen 
bringen: die Konjunkturerholung. 

Blinder Sparkurs

„Ein blinder Sparkurs wird die wirtschaft-
liche Erholung abwürgen, die Steuerein-
nahmen werden sinken und auch die Ar-
beitslosigkeit wird steigen. Und letztlich 
wird dann auch die Verschuldung stei-
gen“, erklärt Georg Kovarik. Zudem ist 
eine rein ausgabenseitige Budgetsanie-
rung ungerecht und hätte zur Folge, dass 
die Kapitalgeber der Banken nichts dazu 
beitragen müssen. „Die Banken wurden 
vom Staat rausgeboxt und die Aktionäre 
der Banken hatten kein Risiko zu tragen. 
Warum sollen nur die ArbeitnehmerIn-
nen die Lasten tragen?“, fragt sich Georg 
Kovarik. Viele Menschen haben ihre Ar-
beit verloren oder mussten auf Kurzarbeit 
umstellen, gleichzeitig wurde ihr Geld 
zur Rettung der Banken verwendet. „So 
ist es nur fair, die Lasten gerechter zu ver-
teilen. Immerhin wurden ja die Vermö-
genswerte der Bankaktionäre gerettet. 
Hätte der Staat nicht geholfen, wären 
diese Werte der Bankaktionäre verloren 
gegangen.“ Auch Banken wie Aktionäre 
sollten bei der Sanierung des Budgets ih-
ren Beitrag leisten. 

In Österreich wurde eine Bankenab-
gabe und eine Besteuerung von Aktien-
gewinnen eingeführt. Stiftungen müssen 
seit Jahresbeginn 2011 einen höheren 
Steuersatz zahlen. Ebenso wurden ein 
paar Steuerlücken geschlossen und Steu-
erbetrug wird stärker bekämpft. Georg 
Kovarik: „Das ist ein erster Schritt in 
die richtige Richtung.“ Dennoch, es 
besteht weiter großer Reformbedarf. 
Der ÖGB fordert: Normalbesteuerung 
von Stiftungen, die Einführung einer 
Finanztransaktionssteuer, die Reform 
der Gruppensteuer, bei der die Verluste 
von ausländischen Tochtergesellschaften 

nicht abgezogen werden dürfen. Erb-
schaftssteuer und Schenkungssteuer auf 
große Vermögen müssen eingeführt wer-
den und Managergehälter über 500.000 
Euro dürfen für die Unternehmen nicht 
von der Steuer absetzbar sein. 

Doch für viele Menschen sind die 
großen wirtschaftlichen Zusammen-
hänge nicht nachvollziehbar. Leicht zu 
erfassen ist, was den Menschen hautnah 
betrifft. Das Einsparen von Ausgaben – 
besonders, wenn andere Gesellschafts-
gruppen davon betroffen sind – ist ein 
positiv besetzter Begriff, Schulden gelten 
in jedem Fall als negativ. „Wenn Unter-
nehmen und Banken wanken, wählen 
viele Menschen wieder diejenigen, bei 
denen sie Wirtschaftskompetenz ver-
muten. Die Krise macht konservativ“, 
schreibt etwa der deutsche Journalist Ul-
rich Schulte in der „taz“. 

Karl Schwarzenberg, tschechischer 
Politiker und Mann von Adel, nutzte 
diese Gedankengänge für seinen letzt-
jährigen Wahlkampf. Er schickte je-
dem Haushalt einen Erlagschein über 
121.000 Tschechische Kronen (rund 
4.761 Euro), um die Pro-Kopf-Verschul-
dung des Landes zu veranschaulichen. 
Laut der Tageszeitung „Mlada fronta 
Dnes“ musste deshalb eine 77-jährige 
Pensionistin psychiatrisch behandelt 
werden. „Sie hat immer wieder wieder-
holt, dass sie nichts getan hat, dass der 
Exekutor kommt, und dass wir das Haus 
verlieren“, erklärte der Sohn der Pensio-
nistin in der Zeitung. Karl Schwarzen-
berg hat mit seiner Schuldenkampagne 
den Nerv der Menschen getroffen und 
ihre Angst geschürt. Seine liberal-kon-
servative Partei „Top 09“ kam, obwohl 
sie überhaupt zum ersten Mal bei Wah-
len angetreten ist, auf 16,71 Prozent der 
Stimmen und wurde damit drittstärkste 
Partei.

 

Internet:

Georg Kovarik
tinyurl.com/69huvf8

Schreiben Sie Ihre Meinung  
an den Autor
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aw@oegb.at
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Alle Staaten müssen ihre Haushalte 
 konsolidieren, doch wenn alle gleichzeitig  
auf die Bremse treten, werden sie  
vor allem eines zum Stehen bringen:  
die Konjunkturerholung.

http://www.oegb.at/servlet/ContentServer?pagename=OEGBZ/Page/OEGBZ_Index&n=OEGBZ_2.4.f.a&cid=1060333883176
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Lebensstandard, Wachstum, Verteilung
Anfang der 1980er kam es zur neoliberalen Wende – seitdem profitiert die 

Bevölkerung nicht mehr vom Wirtschaftswachstum. Es ist höchste Zeit umzudenken.

I
m Februar dieses Jahres wurde in den 
USA von seinen Fans der 100. Ge-
burtstag Ronald Reagans gefeiert, der 
als 40. Präsident der USA von 1981 

bis 1989 regierte. Sein Name wird wie 
kaum ein anderer mit dem Begriff der 
„Wende“ – in Wirtschaft und Weltpolitik 
– verbunden. 

Die neoliberale Wende

Am Beginn der 1980er-Jahre war die  Lage 
der Weltwirtschaft vor allem in gro ßen 
Ländern wie USA, Großbritannien, 
Frankreich, Italien durch die „Stagflati-
on“, also das gleichzeitige Auftreten von 
hoher Inflation und hoher Arbeitslosig-
keit bei schwachem Wirtschaftswachs-
tum geprägt. Dies war die Situation, in 
der die konservativen Kräfte in Großbri-
tannien nach dem Wahlsieg der Tories 
unter Margret Thatcher 1979 und wenig 
später nach dem Wahlsieg der Republi-
kaner 1980 in den USA die Gelegenheit 
ergriffen, eine „neoliberale“ Wende in der 
Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik 
einzuleiten. Die neoliberale Ideologie trat 
mit dem Versprechen an, durch eine mas-
sive Zurückdrängung des Einflusses von 
Staat und Politik die Wirtschaft wieder 
in Schwung zu bringen und auf einen 
Pfad des Wohlstands zurückzuführen. 
Konkret gefordert wurden vor allem eine 
Demontage des Sozialstaats durch Priva-
tisierung von möglichst vielen Systemen 
der sozialen Sicherung, Verzicht auf ak-

tive Wachstums- und Beschäftigungspo-
litik, gezielte Schwächung der Gewerk-
schaften, insbesondere in ihrer Funktion 
bei der kollektivvertraglichen Lohnbil-
dung, Deregulierung des Arbeitsmarktes, 
Beseitigung oder Lockerung der Fesseln, 
die die Unternehmer und die freien 
Marktkräfte an ihrer vollen Entfaltung 
hindern. Krönung dieses Marktfunda-
mentalismus war die Finanzmarktideo-
logie, die die Wirtschaftspolitik von im-
mer mehr Ländern dominierte. Ihr 
Grundgedanke besteht darin, dass der 
Finanzsektor dem neoklassischen Ideal 
des „perfekten Marktes“ am nächsten 
kommt. Durch eine forcierte Deregulie-
rung der Finanzmärkte würde in allen 
Bereichen der Produktion die Effizienz 
und Dynamik der gesamten Wirtschaft 
nachhaltig verbessert, Wachstum und Be-
schäftigung gesteigert. 

Die 1980er- und 1990er-Jahre

Die Orientierung an den neoliberalen 
Konzepten der Wirtschaftspolitik war in 
den einzelnen Ländern durchaus unter-
schiedlich: am stärksten in den USA und 
in Großbritannien1, in viel geringerem 
Ausmaß in den kontinentaleuropäischen 
EU-Ländern, von denen Deutschland ei-
nige bemerkenswerte Annäherungen 
machte. Unter dem geänderten Regime 
konnte das Inflationsgespenst in den  
1980er-Jahren gebannt werden, es kam 
wieder zu einem moderatem Wirtschafts-
wachstum, die Beschäftigung nahm zu, 

die Arbeitslosigkeit ging zurück, wenn 
auch in Europa nur in sehr bescheidenem 
Ausmaß. Die beträchtlichen Fortschritte 
der Technik – PC, Mobiltelefon, Internet 
– wurden seit den 1990er-Jahren zuneh-
mend im Produktionsbereich, im Ar-
beits- und auch im Alltagsleben wirksam 
und ließen auch eine fortschrittsoptimis-
tische Stimmung aufkommen. 

Bevölkerung profitierte nicht

Einen grundlegenden Unterschied der 
letzten 30 Jahre (1980–2010) zu den ers-
ten drei Jahrzehnten nach dem Zweiten 
Weltkrieg bleibt jedoch unübersehbar: 
Der überwiegende Teil der Bevölkerung 
hat keinen oder nur noch einen geringen 
Anteil an der durch technische Fortschrit-
te ermöglichten Zunahme der Produkti-
vität bzw. an dem dadurch erzielten Wirt-
schaftswachstum. 

Das durchschnittliche Realeinkom-
men pro Beschäftigten lag in den USA 
2010 um zwei Prozent unter dem Stand 
von 1979. In den meisten europäischen 
Ländern haben die Reallöhne in den 
letzten 20 Jahren weitgehend stagniert 
oder sind sogar gesunken. Dies ist der 
Grund für die zunehmende Skepsis 
breiter Bevölkerungsschichten gegen-
über technischem Fortschritt und Wirt-
schaftswachstum. Parallel dazu hat die 
wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Ungleichheit massiv zugenommen. Dies 
manifestiert sich einerseits an enormen 
Vermögenszuwächsen der Superreichen 
und exzessiv steigenden Managerbezü-
gen, andererseits an einem fast durch-
gängigen Fall des Lohnanteils am Volks-
einkommen und einem Zurückbleiben 

Autor: Günther Chaloupek
Leiter der wirtschaftswissenschaftlichen 

Abteilung der AK Wien

1  Am Rande sei hier auf das bis zum Totalabsturz 2010 von vielen ge-
priesene Modell des „keltischen Tigers“ Irland verwiesen, an dem 
sich die Absurditäten des Neoliberalismus besonders krass zeigen.
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der Einkommen am unteren Ende der 
Skala. Trotz aller Beteuerungen in vielen 
EU-Programmen hat der soziale Zu-
sammenhalt abgenommen. Auch von 
einer (beginnenden) Erosion der Mit-
telschicht ist die Rede. Zweifellos haben 
die Dominanz der Finanzmärkte und 
der Einfluss der neoliberalen Ideologie 
die weltwirtschaftliche Entwicklungs-
dynamik der letzten drei Jahrzehnte 
maßgeblich geprägt. Der Finanzsektor 
hat zunehmend die Dominanz über  
die Realwirtschaft, d. h. die wohlfahrts-
relevante Produktion von Gütern und 
Dienstleistungen, erlangt. Der anhal-
tende, massive Druck zur Erzielung 
hoher und steigender Renditen in allen 
Bereichen hat auf die Löhne gedrückt, 
wobei die Konkurrenz auf den Arbeits-
märkten der Industrieländer durch stei-
gende Migration zusätzlich verschärft 
wurde. Aber letztlich ist dieses Wachs-
tumsmodell des Neoliberalismus nicht 
an der zunehmenden Ungleichheit ge-
scheitert, sondern an seiner Instabilität 
und mangelnden Nachhaltigkeit.

Niemand hat Krise vorausgesehen

Das Wachstum der Kernländer des Fi-
nanzkapitalismus (USA, Großbritannien) 
war in hohem Maße angetrieben von im-
mer weiter steigender, privater Verschul-
dung und von spekulativen Blasen der 
 Finanzmärkte. Gleichzeitig entstanden 
internationale Leistungsbilanzungleich-
gewichte von immer größeren Dimensi-
onen. Dass diese zu Krisen und Rezessi-
onen führen müssen, hatte sich schon 
2001 gezeigt. Den kurzfristigen Totalzu-
sammenbruch des Finanzsystems 2008 

hatte allerdings in dieser Form niemand 
vorhergesehen, ebenso wenig wie die 
schwerste Rezession der Weltwirtschaft 
seit 1930. Nur durch eine Rückkehr zu 
einer keynesianischen Wirtschaftspolitik, 
d. h. Stabilisierung der Wirtschaft durch 
massiven Einsatz staatlicher Mittel bzw. 
durch Aufnahme beträchtlicher Staats-
schulden, konnte verhindert werden, dass 
die große Rezession 2008/09 sich zu einer 
jahrelangen Weltwirtschaftskrise nach 
dem Muster der 1930er-Jahre verschärfte. 
Nach Überwindung der Krise bleiben im-
mer noch beträchtliche Nachwirkungen 
zu bewältigen (Schuldenkrisen einiger 
EU-Länder), darüber hinaus muss es mit-
tel- und langfristig zu einer grundlegen-
den Neuorientierung der Wirtschaftspo-
litik kommen. Diese beinhaltet zum einen 
eine tiefgreifende Reform der Finanz-
marktregulierung, welche die Finanz-
märk te wieder auf eine der Realwirtschaft 
dienende Funktion reduziert und ihr 
Störpotenzial durch Auferlegung viel en-
gerer Rahmenbedingungen für ihre Ge-
schäftstätigkeit so weit wie möglich aus-
schaltet.

Zum anderen brauchen wir ein neues 
Modell der wirtschaftlichen Entwicklung 
und des gesellschaftlichen Fortschritts, 
das die Fehler der letzten 30 Jahre kor-
rigiert und den veränderten weltwirt-
schaftlichen und -politischen Gegeben-
heiten Rechnung trägt. In ökonomischer 
Sicht ist statt der einseitigen Betonung 
von Profitabilität und Rentabilität eine 
ausgewogene Entwicklung anzustreben, 
bei der in Zukunft die Einkommen der 
arbeitenden Bevölkerung an der stei-
genden Produktivität der Wirtschaft, mit 
der wir auch in Zukunft rechnen kön-

nen, partizipieren. Dies ermöglicht eine 
allmähliche weitere Verbesserung von 
Lebensstandard und Wohlstandsniveau, 
wobei ein Teil des Wohlstandszuwachses 
auch für die sozialen Sicherungssysteme 
verwendet werden sollte. Auch bei stei-
genden Reallöhnen besteht ausreichend 
Spielraum für eine Erhöhung der Un-
ternehmensgewinne, die in Zukunft 
weniger in Finanzanlagen und mehr in 
Maschinen und Ausrüstung investiert 
werden sollten. Damit wird auch die 
Motivation der Arbeitskräfte gestärkt, 
von denen hohe Leistungsbereitschaft, 
Flexibilität und Mobilität erwartet wird, 
und die Akzeptanz des Gesellschafts-
modells verbessert.

Ressourcen werden knapp

Gleichzeitig müssen wir dieses Modell 
daraufhin adaptieren, in den kommen -
den Jahrzehnten eine zunehmende 
Knappheit bei natürlichen Ressourcen 
sozial verträglich zu bewältigen und zu 
verarbeiten. Die „Modernisierung“ des-
sen, was wir unter „Fortschritt“ verste-
hen, darf nicht mehr von den Finanzmärk-
ten vorgegeben werden.

Internet:
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Dies war die Situation, in der die konservativen 
Kräfte in Großbritannien nach dem Wahlsieg der 
 Tories unter Margret Thatcher 1979 und wenig später 
nach dem Wahlsieg der Republikaner 1980 in den 
USA die Gelegenheit ergriffen, eine „neoliberale“ 
Wende in der Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik 
einzuleiten.
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V
or vier Jahren wurde im Sozialmi-
nisterium die Arbeitsgruppe Be-
darfsorientierte Mindestsicherung 
(BMS) eingesetzt. In zahlreichen 

Sitzungen konnte dort auf Ebene der Ex-
pertInnen ein Kompromiss gefunden wer-
den, der sachlich stimmig und politisch 
durchaus herzeigbar schien. Dieses Ergeb-
nis, das bereits im Frühjahr 2008 vorlag, 
wurde dann in unzähligen politischen 
Runden modifiziert. Zuerst gab es Wi-
derstände einzelner Länder, auch die Be-
geisterung beim AMS über zusätzliche 
Aufgaben war begrenzt. Die großen Ein-
schnitte kamen freilich erst auf Ebene der 
Bundesregierung, insbesondere durch die 
Einschränkung auf eine nur 12-malige 
Auszahlung und die „Erfindung des Jah-
res 2010“: die Transparenzdatenbank.

Start am 1. September 2010

Am 1. September 2010 sind die Umset-
zungsregelungen, zu denen sich der Bund 
verpflichtet hat, sowie die Ländervor-
schriften in Niederösterreich, Salzburg 
und Wien in Kraft getreten. Nachdem im 
Herbst alle Landtage die Vereinbarung 
zwischen Bund und Ländern nach Art. 
15a B-VG genehmigt hatten, ist diese An-
fang Dezember wirksam geworden. Ihre 
Umsetzung steht dennoch in zwei Län-
dern immer noch aus. Diese Verzögerung 
ist angesichts des langen Vorbereitungs-
prozesses unverständlich. Zudem ist für 
jemanden, der an der Ausarbeitung der 
ursprünglichen Vorschläge beteiligt war, 

bei den nun vorliegenden Ergebnissen 
nicht immer leicht zu erkennen, dass es 
sich noch um dasselbe Projekt handelt. 
Dennoch kann kein Zweifel bestehen: 
Das Vorhaben BMS ist bei fast einer Mil-
lion Armutsgefährdeten sozialpolitisch 
unverzichtbar und auch in seiner kon-
kreten Ausrichtung der richtige Weg.

Diesen Weg theoretisch zu beglei-
ten und vielleicht vor Um- oder gar 
Irrwegen zu warnen, ist das Grundan-
liegen des Bandes, den ich zusammen 
mit Josef Wöss, Leiter der Sozialpolitik 
der AK Wien herausgeben durfte. Das 
Handbuch enthält aktuelle Daten zur 
Armutssituation, aufbereitet vom Leiter 
der Grundlagenabteilung des BMASK, 
Hans Steiner. Daneben findet sich eine 
historische Verortung des Konzepts 
von Christa Stelzer-Orthofer (Univer-
sität Linz) sowie eine Chronologie des 
Vorhabens von Andrea Otter und mir 
selbst. Dass eine Ergänzung unseres 
grundsätzlich gut aufgestellten Sozial-
systems durch eine Mindestsicherung 
Sinn macht, belegt der Beitrag von Josef 
Wöss. Und dass die damit verbundenen 
Kosten volkswirtschaftlich vertretbar 
sind, weisen Norman Wagner und Chri-
sta Schlager (AK Wien) nach. Dass die 
Regelung in den europäischen Kontext 
passt, und dass Österreich gerade wegen 
der BMS nicht zu den Nachzüglern in 
der Armutsbekämpfung zählt, macht 
Bernd Schulte (Max-PIanck-Institut 
München, ständiger Berater der EU-
Kommission) deutlich.

Eine zentrale Schwäche der Armuts-
bekämpfung in unserem Sozialsystem 
war bisher, dass zwar vereinzelte Ansätze 
auf verschiedenen Ebenen bestanden ha-

ben, diese aber kaum aufeinander abge-
stimmt waren und sich sogar gegenseitig 
blockiert haben. Da es im bundesstaatli-
chen Rahmen aussichtslos erschien, eine 
Mindestsicherung aus einer Hand zu 
schaffen, war es vordringlich, die Verbin-
dung der Subsysteme zu verbessern und 
diese stärker aufeinander abzustimmen.

Nur bedingt geeignet

Dass das Instrument einer Art.-15a-Ver-
einbarung dafür nur bedingt geeignet ist, 
und die Betroffenen daraus keine unmit-
telbaren Ansprüche ableiten können, ist 
unbefriedigend, aber angesichts der ver-
fassungsrechtlichen Ausgangssituation 
hinzunehmen. Dennoch sind die hier 
gefundenen Ansätze die nachhaltigsten 
der BMS: Die armutsbekämpfenden Ele-
mente auf Bundes- und Landesebene 

Richtiger, aber nur erster Schritt
Seit September 2010 existiert die bedarfsorientierte Mindestsicherung in Österreich – 

ein Handbuch zeigt Stärken und Schwächen.

B u c h t i p p

Walter J. Pfeil/Josef Wöss
Bedarfsorientierte 
 Mindestsicherung
Reihe: Gesetze und 
 Kommentare 188.  
Verlag des ÖGB, 2011,  
272 Seiten, € 58,–,  
ISBN 978-3-7035-1460-9

Bestellung:
ÖGB-Fachbuch handlung, 1010 Wien, 
Rathausstr. 21, Tel.: (01) 405 49 98-132 
fachbuchhandlung@oegbverlag.at

*)  Dieser Beitrag basiert auf der Präsentation des Handbuches 
 „Bedarfsorientierte Mindestsicherung“ im Rahmen des „Come 
 together“ des ÖGB-Verlags im Bundesministerium für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz am 31. 1. 2011.

Autor: Walter J. Pfeil
Universität Salzburg*)
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werden erstmals aufeinander abgestimmt. 
Das gilt etwa für die Aufwertung der Aus-
gleichszulage in der Pensionsversicherung 
und für die Einbeziehung der BMS-Be-
zieherInnen in die Krankenversicherung, 
wie im Buch Monika Weißensteiner (AK 
Wien) herausarbeitet.

Grundlegend neu gestaltet wurde 
auch das Verhältnis zwischen Landes-
ebene und AMS. Leider ist aus dem 
angestrebten „one-stop-shop“ für alle 
Arbeitsfähigen beim AMS vorerst nur 
ein (eher versteckter) „Briefkasten“ für 
die BMS-Anträge geworden. Die Ein-
bindung der BMS-BezieherInnen in das 
Dienstleistungsangebot des AMS ist hin-
gegen ein entscheidender Fortschritt.

Die bisherigen Ansätze der BMS 
weisen allerdings auch Schwächen auf. 
Diese betreffen etwa das Spannungs-
verhältnis zwischen Sozial- und Frem-
denrecht, besonders im Hinblick auf 
Drittstaatsangehörige, aber auch auf  
die Rechtsstellung von EU-Staatsange-
hörigen.

Armut ist weiblich

Armut ist, wie alle Statistiken wieder be-
legen, zunächst ein weibliches Problem. 
Auch wenn die BMS emanzipatorische 
Ansätze enthält (Antragsrecht nicht auf 
den „Haushaltsvorstand“ beschränkt, hö-
here Mindeststandards für Alleinerziehe-
rinnen), gibt es einigen Nachholbedarf.

Die größten strukturellen Defizite 
der BMS betreffen allerdings andere Pro-
blemfelder. Nikolaus Dimmel (Uni Salz-
burg) zeigt die Schwächen im Hinblick 
auf die Deckung des Wohnbedarfs auf. 
Die neuen Mindeststandards (für Einzel-

personen 753 Euro/Monat) sind fraglos 
eine Verbesserung im Vergleich zur bishe-
rigen Sozialhilfe. Dem ist aber zum einen 
die internationale Armutsgefährdungs-
schwelle (EU-SILC) gegenüberzustellen, 
die für 2008 bei 951 Euro monatlich 
liegt (beide Werte bei zwölf Zahlungen/
Jahr); zum anderen der Umstand, dass in 
den Mindeststandards bereits 25 Prozent 
Wohnanteil enthalten sind. Das sind ca. 
188 Euro für Alleinstehende, womit der 
Wohnbedarf nur in wenigen Regionen 
gedeckt werden kann.

Im Gegensatz zur bisherigen Rechts-
lage in der Sozialhilfe sind für zusätzliche 
Bedarfe keine Rechtsansprüche mehr 
gefordert und in den meisten Ländern 
nicht vorgesehen. Das führt nicht selten 
zu deutlichen Verschlechterungen im 
Vergleich zu vorher. Dies wiegt umso 
schwerer, als die Art.-15a-Vereinbarung 
ein Verschlechterungsverbot enthält, um 
zu verhindern, dass einzelne Länder den 
Systemwechsel dazu nützen, das Lei-
stungsniveau zu kürzen. Beispiele in den 
vergangenen Wochen belegen, dass es 
solche Kürzungen auch tatsächlich gibt. 
Manches wurde vielleicht bei der Imple-
mentierung des neuen Systems nur über-
sehen, manche sind bewusst erfolgt, wie 
die jüngst in der Steiermark beschlossene 
Verschärfung des Regresses gegenüber 
Angehörigen.

Damit sind zwei Aspekte angespro-
chen, die seit langem heftig kritisiert 
wurden und im Handbuch von Martin 
Schenk (Armutskonferenz) wieder aufge-
zeigt werden: Die Unterschiede zwischen 
den einzelnen Ländern, die weitestge-
hend angeglichen werden sollen, beste-
hen weiterhin. Zum anderen, selbst bei 

gut gemeinten Regelungen muss auch 
deren Vollzug funktionieren, um die 
Ziele der BMS zu erreichen. Inwieweit 
das in den Ländern und bei den Bun-
desregelungen sowie im Zusammenspiel 
beider Ebenen der Fall ist, wird im zwei-
ten Teil des Buches im Herbst einer ge-
naueren Analyse insbesondere in Form 
klassischer Gesetzeskommentierungen 
zu unterziehen sein. Ein Punkt ist noch 
anzusprechen: In Österreich gibt es rund 
eine Viertelmillion Menschen, die trotz 
Erwerbsarbeit ein Einkommen unter der 
Armutsgefährdungsschwelle beziehen. 
Ursachen dieses Problems und Ansät-
ze für seine Bewältigung analysiert im 
Handbuch Marcel Fink (Uni Wien).

Wenig für die „working poor“

Im Hinblick auf diese „working poor“ hat 
die BMS bisher wenig Spezifisches vorzu-
weisen. Hier besteht dringender Hand-
lungsbedarf – für die Politik, aber auch 
für die Gewerkschaften. Der Eindruck, 
den manche politisch Verantwortlichen 
erwecken, mit Einführung der BMS wä-
ren Armutsgefährdung oder gar Armut in 
Österreich abgeschafft, ist fatal. Was für 
unser Buch gilt, das noch einiger Folge-
lieferungen bedarf, gilt umso mehr für die 
BMS selbst: Ein erster wichtiger Schritt 
ist getan, weitere müssen aber bald folgen.

Schreiben Sie Ihre Meinung 
an den Autor

Walter.Pfeil@sbg.ac.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

Grundlegend neu gestaltet wurde auch das 
 Verhältnis zwischen der Landesebene und dem 
AMS. Leider ist aus dem angestrebten „one-stop-
shop“ für alle Arbeitsfähigen beim AMS vorerst  
nur ein (zumal eher versteckt aufgestellter) 
„Briefkasten“ für die BMS-Anträge geworden. 

©
 Ö

GB
-V

er
la

g/
M

ar
ku

s 
Za

hr
ad

ni
k



Arbeit&Wirtschaft 3/201134 Schwerpunkt

D
ie deutsche Bertelsmannstiftung hat 
vor kurzem eine länderübergrei-
fende Studie zum Thema soziale 
Gerechtigkeit publiziert. Dabei 

bediente sie sich der Daten der OECD, 
einer Vereinigung der v. a. westliche In-
dustriestaaten angehören und wo daher 
ein Ländervergleich Sinn macht. Zusätz-
lich wurden rund 70 internationale Ex-
pertInnen um ihre Einschätzungen gebe-
ten, die in die Ergebnisse eingeflossen 
sind.

Messung sozialer Gerechtigkeit

Soziale Gerechtigkeit ist grundsätzlich 
schwer zu erfassen und noch schwerer 
zwischen Ländern zu vergleichen. Tut 
man das trotzdem, muss man sich über 
die Unschärfen im Klaren sein. Daher ist 
es notwendig, solchen Vergleichen mit 
grundlegender Skepsis zu begegnen.

Trotzdem ist das in der Studie der 
Bertelsmannstiftung verwendete Kon-
zept eine sinnvolle Annäherung an den 
Begriff der sozialen Gerechtigkeit, wenn 
auch nicht ohne Schwächen. In der 
vorliegenden Studie liegt das Hauptau-
genmerk bei der Schaffung von Chan-
cengleichheit und nicht so sehr beim 
Ausgleich von Ungleichheit. Es sollte 
verglichen werden, inwieweit Staaten in 
der Lage sind, ihren BügerInnen – unab-
hängig von ihren persönlichen und sozi-
alen Voraussetzungen – gesellschaftliche 
Teilhabe zu ermöglichen. Und zwar über 
das Instrument der staatlichen Umver-

teilung. Dabei wird hervorgestrichen, 
dass es nicht darum gehen kann, dass  
ein sogenannter „Nachtwächterstaat“ 
auf staatliche Eingriffe verzichtet, um 
den Menschen größtmögliche Hand-
lungsfreiheit zu gewähren. Vielmehr, be-
tonen die AutorInnen, kann soziale Ge-
rechtigkeit nur von einem starken Staat 
über Umverteilung und Schaffung von 
Chancengleichheit erreicht werden.

Armutsvermeidung, Bildungszugang

In der Studie werden die Bereiche Ar-
mutsvermeidung, Zugang zu Bildung, 
Inklusion in den Arbeitsmarkt, soziale 
Kohäsion und Gleichheit sowie Genera-
tionengerechtigkeit zur Messung von so-
zialer Gerechtigkeit herangezogen. Dabei 
wird der Armutsvermeidung und dem 

Bildungszugang bei der Gewichtung der 
höchste Stellenwert zugeschrieben, da die 
StudienautorInnen diese beiden Indika-
toren als Grundvoraussetzung für eine 
gerechte Gesellschaft betrachten. Das Er-
gebnis der Studie weist Österreich bei et-
was kritischerem Hinsehen kein beson-
ders gutes Zeugnis aus. Im Vergleich von 
insgesamt 31 OECD-Staaten reicht es für 
den neunten Rang. Man könnte nun zu 
dem etwas voreiligen Schluss kommen, 
dass diese Platzierung als Erfolg zu werten 
ist. Dabei darf jedoch nicht übersehen 
werden, dass jene westlichen Wohlfahrts-
staaten, die hierzulande für Vergleiche in 
der Regel herangezogen meist vor Öster-
reich liegen. Die hinteren Ränge werden 
hauptsächlich von Staaten belegt, über 
deren ausgleichendes Sozialsystem (zu 
Recht) selten gesprochen wird: Mittel- 

Wo steht Österreich?
Vor kurzem wurde eine länderübergreifende Studie zu sozialer Gerechtigkeit  

in der OECD präsentiert.

Autor: Norman Wagner
Abteilung Sozialpolitik der AK Wien
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und osteuropäische Staaten mit starker 
Wettbewerbsorientierung wie Ungarn, 
Polen oder die Slowakei, Staaten mit ten-
denziell liberalen, wenig egalitären Syste-
men wie Großbritannien, Australien oder 
die USA und sogenannte Schwellenlän-
der, deren Sozialschutz (noch) nicht an 
jenen westlicher Wohlfahrtsstaaten heran-
reicht, wie Chile, Mexiko oder die Türkei.

Die vordersten Ränge und damit das 
höchste Maß sozialer Gerechtigkeit er-
reichen die nordischen Staaten Island, 
Schweden, Dänemark, Norwegen und 
Finnland, laut StudienautorInnen eine 
„Klasse für sich“. Ebenfalls besser als 
Österreich werden die Niederlande, die 
Schweiz und Frankreich eingestuft. Le-
diglich Luxemburg (14. Stelle), Deutsch-
land (15.) und Belgien (16.) erreichen 
unten den kontinentaleuropäischen 
Wohlfahrtsstaaten schlechtere Werte.

Gut in Armutsbekämpfung

In der Bekämpfung von Armut kann Ös-
terreich im Vergleich gute Werte für sich 
in Anspruch nehmen. Gemessen daran 
wie groß der Anteil jener Personen ist, die 
von weniger als 50 Prozent des Medi-
aneinkommens leben müssen, gibt es nur 
drei OECD-Länder in denen ein gerin-
gerer Teil der Bevölkerung betroffen ist. 
Ähnlich positiv stellt sich die Situation in 
der Vermeidung von Kinderarmut dar. 
Trotz dieser Ergebnisse gibt es auch hier-
zulande Potenzial für Verbesserungen in 
der Armutsbekämpfung. Daran ändert 
ein guter Wert im internationalen Ver-
gleich wenig. Spitzenplätze belegt Öster-
reich auch in den Bereichen niedrige Ar-
beitslosigkeit insgesamt und niedrige Zahl 

von Langzeitarbeitslosen im Speziellen. 
Allerdings landet Österreich in der Kate-
gorie Arbeitsmarktinklusion insgesamt – 
nicht zuletzt aufgrund der verhältnismä-
ßig niedrigen Erwerbsbeteiligung älterer 
Personen – nur im Mittelfeld (Rang zehn).

Wenig durchlässiges Bildungssystem

Wenig überraschend ist die schlechte Be-
urteilung Österreichs in der Durchlässig-
keit des Bildungssystems. Nur in sieben 
von 31 OECD-Staaten gibt es einen 
deutlicheren Zusammenhang zwischen 
sozialer Herkunft und schulischen Leis-
tungen. Weit besser als Österreich schnei-
det übrigens auch ein Land ab, über des-
sen Schulsystem immer wieder die Nase 
gerümpft wird – die USA.

Bedenkt man die großen Einkom-
mensunterschiede zwischen Männern 
und Frauen in Österreich (in der EU 
sind sie nur in Estland größer), so ist 
auch der 21. Rang in der Kategorie so-
ziale Kohäsion und Gleichheit wenig ver-
wunderlich.

Es gibt zweifellos viele Indikatoren, 
die in einem Konzept von sozialer Ge-
rechtigkeit eine Existenzberechtigung 
hätten. Einige sehr wichtige haben in 
die Studie leider keinen Eingang gefun-
den. Dazu zählten vor allem der Zugang 
und die Qualität des öffentlichen Ge-
sundheitssystems. Eine Gesundheitsver-
sorgung, die sehr von den finanziellen 
Möglichkeiten der oder des Einzelnen 
abhängt, ist ein starker Indikator für so-
ziale Ungerechtigkeit. Die USA sind ein 
gutes Beispiel dafür.

Auch der Beitrag den die öffentlichen 
Pensionen zur Vermeidung von Altersar-

mut leisten kann als Gerechtigkeitskrite-
rium dienen. Es ist vielen wirtschaftlich 
schlechter gestellten Personen aufgrund 
ihres niedrigen Einkommens nicht mög-
lich, sich zusätzlich privat zu versichern. 
Diese Menschen sind auf die Leistungen 
des öffentlichen Pensionssystems ange-
wiesen, um im Alter keine allzu großen 
Einschnitte in ihrem Lebensstandard 
hinnehmen zu müssen. Würden die 
beiden genannten Indikatoren in der 
Studie der Bertelsmannstiftung Berück-
sichtigung finden, hätte Österreich im 
OECD-Vergleich wahrscheinlich eine 
bessere Platzierung erreicht.

Internet:

Bertelsmann-Studie zur sozialen Gerechtigkeit
tinyurl.com/3484t5q

Schreiben Sie Ihre Meinung  
an den Autor

norman.wagner@akwien.at 
oder die Redaktion

aw@oegb.at

i n f o & n e w s

Die Studie der Bertelmannstiftung stellt 
Österreich im oECD-Vergleich nur ein 
mittelmäßiges Zeugnis im Bereich der 
sozialen Gerechtigkeit aus. Die in der 
Studie am besten bewerteten Staaten 
sind die nordischen: Island, Schweden, 
Dänemark, Norwegen und Finnland. Die 
Ergebnisse scheinen durchaus plausi-
bel, sollten aber auch nicht überbewer-
tet werden, weder im  Positiven noch im 
Negativen.
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Bedenkt man die großen Einkommensunter-
schiede zwischen Männern und Frauen  
in Österreich (in der EU sind sie nur in Estland 
größer), so ist auch der 21. Rang in der 
 Kategorie soziale Kohäsion und Gleichheit 
 wenig verwunderlich.

http://www.bertelsmann-stiftung.de/bst/de/media/xcms_bst_dms_33013_33014_2.pdf
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D
ie Eurozone befindet sich in einer 
Schuldenkrise. Ein „Pakt“ der Eu-
ro-Länder soll den Euro krisenfest 
machen und die Eurozone aus der 

Schuldenkrise führen: Das ist der Plan der 
deutschen Kanzlerin Angela Merkel und 
Frankreichs Staatschef Nikolas Sarkozy. 
Beim EU-Gipfel in Brüssel Anfang Febru-
ar schlugen sie ihre Pläne für eine EU-
Wirtschaftsregierung vor. Die Schulden-
bremse nach deutschem Vorbild ist nur 
ein Punkt des Paktes, weiters sollen die 
Steuern angepasst und das Pensionsan-
trittsalter in der Eurozone angehoben wer-
den. Ein Punkt, der nicht nur in Öster-
reich für Unmut sorgte, ist der geplante 
Eingriff in die Lohn- und Sozialpolitik. 
Geht es nach Merkel und Sarkozy, sollen 
Lohnerhöhungen von der Inflationsent-
wicklung entkoppelt werden, wie das zum 
Beispiel in Belgien und Portugal der Fall 
ist. Die beiden Regierungschefs wollen al-
so all jene Themen der Wirtschaftspolitik 
unter einen Hut bringen, die bisher in der 
Zuständigkeit der einzelnen 27 Mitglieds-
staaten liegen. 

Rettungsschirm der EU

Griechenland hatte Mitte Mai des ver-
gangenen Jahres als erstes Land Finanz-
hilfen der EU und des Internationalen 
Währungsfonds (IWF) in Millionenhöhe 
erhalten. Nun mehren sich die Zweifel, 
ob das Mittelmeerland in der Lage sein 
wird, seinen Verpflichtungen nachzu-

kommen und die enorme Summe zu-
rückzuzahlen. Obwohl auch weitere Län-
der mit der Finanzkrise zu kämpfen ha-
ben, wird die Kredithilfe aus dem 
Rettungsfonds der EU und des IWF nach 
Griechenland nur an ein weiteres Land 
fließen: Irland. Das wurde im November 
2010 bekannt. Anfangs gab es große Spe-
kulationen über einen irischen Hilfsan-
trag und es schien, als würde Irland die 
Hilfe regelrecht aufgezwungen. Doch die 
EU begründete die Entscheidung mit der 
Sicherung der Finanzstabilität in der Eu-
ropäischen Union und im Euroraum. 
Beide Länder mussten sich zu harten 
Sparmaßnahmen verpflichten. Anfang 
2011 wurden dem Europäischen Ge-
werkschaftsbund (EGB) seitens der Ge-
werkschaften in Irland und Griechenland 
bedenkliche Entwicklungen bei der kon-
kreten Umsetzung der Rettungspakete in 
beiden Ländern bekannt gegeben.

Die Gewerkschaften in Irland und 
Griechenland berichten, dass Kommissi-
onsbeamte die Rolle des Sozialen Dialogs 
und der Kollektivvertragsverhandlungen 
ignorieren und direkt in die Lohnpolitik 
eingreifen. Neben Kürzungen bei Min-
destlöhnen und Pensionen sollen auch 
die Arbeitsmärkte „flexibilisiert“ werden. 
Im Fall Irland geht die Kommission so-
gar einen Schritt weiter und verlangt, 
dass die Löhne „Marktbedingungen“ 
widerspiegeln sollen. Der EGB und auch 
ÖGB-Präsident Erich Foglar kritisieren 
diese Vorgangsweise heftig: „Die Idee 
der Europäischen Union war nicht ein 
Lohnwettbewerb nach unten. Die an-
gedachten Eingriffe in die Arbeitsbezie-
hungen stehen im krassen Widerspruch 
dazu, wie in die Finanzwirtschaft, die 

der Ausgangspunkt der Krise war, nur 
sehr zögerlich eingegriffen wird, und 
wie man dabei zuschaut, wie die Kurse 
und Bonuszahlungen wieder steigen.“ 
Der ÖGB wandte sich damals bereits an 
die heimische Bundesregierung mit der 
Aufforderung, sich in der EU klar und 
deutlich gegen derartige Einmischungen 
auszusprechen. 

Wettbewerbspakt

Merkels Plan löste heftige Debatten aus. 
Für die Gewerkschaften ist dieser Vor-
schlag ein weiterer Angriff auf die natio-
nale Lohnpolitik und ein massiver Eingriff 
in die Tarifautonomie der Sozialpartner. 
Auch die von den überschuldeten EU-
Ländern erhoffte Ausweitung des Euro-

Autorin: Amela Muratović
Mitarbeiterin der Öffentlichkeitsarbeit  

des ÖGB

Soziales Europa vor dem Aus?
Die von Merkel und Sarkozy vorgeschlagene Wirtschaftsregierung sorgt vor allem bei 

den ArbeitnehmerInnenvertretungen für heftige Debatten und Kritik. 

i n f o & n e w s

Der neue Pakt
Noch vor dem EU-Gipfel Anfang März 
 woll ten die Staats- und Regierungschefs  
der 17 Euroländer, obwohl laut Merkel  
und  Sarkozy der neue Pakt nicht auf die  
17 Euroländer beschränkt wäre, Grundzüge 
des Wettbewerbspaktes bei einem Sonder-
gipfel diskutieren und darüber entscheiden. 

Politische Vorgaben
Der EU-Rettungsfonds war im Frühjahr 2010 
als Reaktion auf die Krise in Griechenland 
geschaffen worden. Seither können hoch ver-
schuldete Euro-Staaten finanzielle Hilfen in 
Anspruch nehmen. Die betroffenen EU-Län-
der müssen die Kredite mit Zinsen zurück-
zahlen. Zudem müssen sie sich zu finanz- 
und wirtschaftspolitischen Reformen ver-
pflichten und ihre Haushalte konsolidieren.
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Rettungsschirmes wäre zukünftig an noch 
härtere Gegenbedingungen geknüpft. 
Auch Bundeskanzler Werner Faymann 
meldete sich zu Wort und unterstützte die 
Sozialpartner: „In Österreich fahren wir 
sehr gut damit, dass die Tarifverhand-
lungen Sozialpartnerverhandlungen 
sind.“ Die Diskussion finde er grundsätz-
lich richtig, in Lohnverhandlungen ein-
zugreifen falsch. Der EGB reagierte scharf 
auf die Vorschläge zum Thema Wirt-
schaftsregierung: „Wettbewerbsfähigkeit 
darf nicht als Alibi benutzt werden, um in 
die Kollektivvertragssysteme in ganz Eu-
ropa einzugreifen.“ Im EGB fürchtet man, 
dass Lohnkürzungen nur der Anfang eines 
Prozesses wären, der zu einer Aushöhlung 
der unterschiedlichen nationalen Systeme 
des sozialen Dialogs führen würde. „Das 
ist kein Pakt für Wettbewerbsfähigkeit. 
Das ist vielmehr ein Pakt für einen nied-
rigeren Lebensstandard, mehr Ungleich-
heit und mehr prekäre Arbeit“, sagt EGB-
Generalsekretär John Monks. 

Von einer ganz neuen Qualität der 
Euro-Zusammenarbeit sprachen jedoch 
Merkel und Sarkozy, als sie ihren „Pakt 
für Wettbewerbsfähigkeit“ präsentierten. 
Man wolle der Welt demonstrieren, dass 
„wir politisch zusammenwachsen wollen, 
zu enger wirtschaftlicher Kooperation“, 
sagte Merkel.

Klare Worte dagegen

Mehrere Regierungschefs äußerten deut-
liche Vorbehalte gegen die vorgeschla-
gene Wirtschaftsregierung. Luxemburg 
und Belgien etwa lehnen eine Abkehr 
von der Praxis von Lohnerhöhungen, die 
sich an der Inflation orientieren, ab. Ge-

nauso wie der spanische Arbeitsminister 
Valeriano Gómez: „Wir haben sehr gute 
Erfahrungen mit der Anpassung der 
 Löhne an die Inflation gemacht, die 
Übernahme des ,deutschen Modells‘ 
würde für unser Land einen sehr radi-
kalen Wandel bedeuten.“

Gegen Eingriffe ins Pensionssystem

Faymann stellt sich auch gegen Eingriffe 
beim Pensionsalter: „Ich persönlich halte 
das nicht für möglich, da es viele unter-
schiedliche Regelungen in den einzelnen 
Ländern gibt.“ Beim Thema Pensionen 
gibt es auch ein klares Nein von der slo-
wakischen Regierungschefin Iveta Radi-
čová, die als einzige Regierungschefin 
Griechenland die Finanzhilfe verweigerte. 
„Wir können unsere Probleme nur lösen, 
wenn wir unsere Haushalte konsolidieren. 
Wenn es aber den Vorschlag gibt, in allen 
EU-Staaten ein einheitliches Pensionsalter 
einzuführen, dann muss ich Nein sagen“, 
sagt Radičová in einem Interview mit der 
Zeitschrift „Die Zeit“ und begründet das 
Nein erstens mit der niedrigen Lebenser-
wartung in der Slowakei und zweitens da-
mit, dass das Pensionsalter in dem Land 
bereits schrittweise bis 2014 von 58 auf 
dann 62 Jahre angehoben wird. Auch 
 Italien rebelliert gegen die geplante Schul-
denbremse. Die italienische Regierung 
will sich nicht vorschreiben lassen, in 
 welcher Höhe sie die Staatsschulden ab-
bauen soll. 

Beim Neujahrsempfang des ÖGB 
und der Arbeiterkammer (AK) in Brüs-
sel kritisierte Foglar die Einmischung 
von VertreterInnen der Europäischen 
Kommission in die Tarifautonomie von 

Gewerkschaften, beispielsweise in Ir-
land. „Die europäischen Gewerkschaf-
ten werden dagegen gemeinsam massiv 
auftreten. Wir stehen Schulter an Schul-
ter, wenn es um eine Politänderung geht. 
Das gilt auch für die geplante Europä-
ische Wirtschaftsregierung, denn damit 
darf keinesfalls die neoliberale Politik 
der vergangenen Jahre fortgesetzt wer-
den“, sagte Foglar. AK-Präsident Her-
bert Tumpel führte Gespräche mit Ver-
treterInnen verschiedener Fraktionen 
im Europäischen Parlament und der 
einhellige Tenor lautete: „Regulierungs-
bedarf für die Finanzwirtschaft ist an-
gesagt.“ „Es kann aber nicht sein, dass 
die Finanzwirtschaft, die zulasten der 
ArbeitnehmerInnen und der Wirtschaft 
eine Krise verursacht hat, und die mit 
viel Aufwand gerettet wurde, die Situa-
tion jetzt umdeutet und behauptet, die 
Menschen hätten über ihre Verhältnisse 
gelebt, so wird´s nicht gehen“, so Tum-
pel. Auch László Andor, EU-Kommissar 
für Soziales, Beschäftigung und Inte-
gration, nahm Stellung zum deutsch-
französischen Plan: „Wir brauchen ei-
nen stabilisierenden Mechanismus, und 
er muss permanent sein – er muss aber 
auch Wohlstand für alle bringen.“
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Griechenland hatte Mitte Mai des vergangenen 
Jahres als erstes Land Finanzhilfen der EU und 
des Internationalen Währungsfonds (IWF) in
Millionenhöhe erhalten. Nun mehren sich die 
Zweifel, ob das Mittelmeerland in der Lage sein 
wird, seinen Verpflichtungen nachzukommen 
und die enorme Summe zurückzuzahlen.
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E
in ganzes Bündel von Vorschlägen 
für eine verstärkte wirtschaftspoli-
tische Koordinierung in der EU 
(„Economic Governance“) kursiert 

derzeit in Brüssel und Europas Hauptstäd-
ten. Was auf den ersten Blick positiv klingt, 
könnte die entscheidende Weichenstellung 
für ein europäisches Wettbewerbsmodell 
niedrigster Löhne und Sozialstandards sein. 
Schon bei der Umsetzung der Rettungs-
pakete für Griechenland und Irland hatte 
die Kommission massiv auf die Senkung 
von Mindestlöhnen gedrängt und Ein-
schränkungen der KV-Geltung verlangt. 
Europas Gewerkschaften und der ÖGB 
protestieren gegen diese neoliberale Neu-
ausrichtung der EU.

Pakt für Wettbewerbsfähigkeit

Die Verwirrung scheint perfekt: Nach den 
Vorschlägen für die Economic Governance, 
auch „EU-Wirtschaftsregierung“ genannt, 
forderten Deutschland und Frankreich An-
fang 2011 plötzlich einen „Pakt für Wett-
bewerbsfähigkeit“, der seit Wochen verhan-
delt wurde und beim Gipfel der Staats- und 
Regierungschefs Ende März beschlossen 
werden sollte. Doch dieser Pakt geht in die 
gleiche Richtung: Er ergänzt die bisherigen 
Vorschläge der Kommission und geht in 
einigen Bereichen deutlich darüber hinaus. 
Kommissionspräsident Barroso und Rats-
präsident Van Rompuy hatten einen Vor-
schlag ausgearbeitet, der für die Staaten der 
Eurozone verbindliche Vorschriften vor-
sieht, deren Einhaltung regelmäßig über-

prüft werden soll. Mit einer koordinierten 
EU-Wirtschaftspolitik, wie sie die Gewerk-
schaften seit Jahren fordern und die Wachs-
tum und Beschäftigung in den Mittelpunkt 
stellt, hat dieser „Pakt“ aber nichts gemein. 
Im Gegenteil: Er stellt Löhne und Produk-
tivitätsentwicklung in den Mittelpunkt, 
beides soll in Zukunft streng überwacht 
werden. Die Hauptstoßrichtung ist klar: 
Die Lohnentwicklung soll möglichst nied-
rig ausfallen oder gar rückläufig sein, um 
Wettbewerbs fähigkeit zu gewinnen. Damit 
soll das deutsche Exportmodell der vergan-
genen Jahre, das zu einem Großteil für die 
gefährlichen makroökonomischen 
Ungleich gewichte in der EU mitverant-
wortlich war, zum Vorbild für die ganze EU 
werden. In den ursprünglichen Vorschlägen 
wurde selbst vor Eingriffen in die Lohnpo-
litik nicht halt gemacht, die KV-Autonomie 
der Sozialpartner in Frage gestellt. Die Pro-
teste des ÖGB und des Europäischen Ge-
werkschaftsbundes (EGB) haben hier eine 
Entschärfung gebracht, sodass nun die Ta-
rifautonomie ausdrücklich garantiert wird. 
Dennoch beinhaltet der Pakt weiter inak-
zeptable Punkte. Er verschärft die Spar-
politik auf dem Rücken der Arbeitneh-
merInnen, sollen doch Leistungen der öf-
fentlichen Pensionssysteme, die Gesund- 
heitsversorgung und Sozialleistungen allge-
mein in Zukunft unter dem Gesichtspunkt 
der „langfristigen Tragfähigkeit“ reformiert 
werden. Auch die Arbeitsmärkte sollen wei-
ter im Sinne von „Flexicurity“ reformiert 
werden. 

Eine besonders unrühmliche Rolle 
spielt in der Diskussion Wirtschafts- und 
Währungskommissar Olli Rehn. Immer-
hin sagt der unverblümt, worum es geht: 
„Die Lohnpolitik wird das Kernstück des 

Wettbewerbsfähigkeitspaktes der Euro-
Zone sein“, so der Kommissar Anfang 
März zum Handelsblatt. Doch er geht 
noch weiter: Er greift Flächenkollektivver-
träge an und fordert „dezentrale Lohnab-
schlüsse“ auf Unternehmensebene, um die 
Inflation niedrig zu halten und das Wachs-
tum zu fördern. Die Stoßrichtung ist 
auch hier eindeutig: Durch Verlagerung 
der KV-Verhandlungen auf betriebliche 
Ebene sollen allgemeingültige Lohnerhö-
hungen erschwert werden. 

„Dumme Lohnerhöhungen“?

Der Chef der europäischen Zentralbank 
(EZB), Jean-Claude Trichet, legte gleich 
nach und verurteilte Lohnerhöhungen in 
der Eurozone: „Das wäre das Dümmste, 
was man machen könnte.“ Es ist eine breit 
angelegte Strategie der Kommission, einer 
Reihe von Mitgliedsstaaten und der EZB, 
dass die Konsequenzen der Wirtschafts- 
und Finanzkrise in erster Linie von den Ar-
beitnehmerInnen getragen werden sollen. 
Der EGB entgegnete Trichet sofort. „Zielen 
Sie auf das richtige Ziel – die Banker, nicht 
die ArbeitnehmerInnen!“, rief EGB-Gene-
ralsekretär John Monks die wirklich Ver-
antwortlichen für die Krise und ihre finan-
ziellen Folgen in Erinnerung. Für sie heißt 
es „Business and Boni as usual“. Eine wei-
tere Lohnzurückhaltung würde eine Wachs-
tumsbremse darstellen und zu einer Schwä-
chung der Binnennachfrage führen. 

Das eigentliche Gesetzespaket der 
Kommission für eine stärkere wirtschafts-
politische Steuerung, die „Economic Go-
vernance“, geriet dabei fast in den Hin-
tergrund. Dabei sind die Ende September 
2010 vorgeschlagenen sechs Rechtsakte, 

Economic Governance
Ist die EU-Wirtschaftsregierung der Einstieg in einen Wettbewerb  

des Lohn- und Sozialdumpings?

Autor: Oliver Röpke
Leiter ÖGB-Europabüro
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die derzeit in Rat und EU-Parlament 
beraten werden, von mindestens eben-
so  großer Sprengkraft: Sie reichen von 
einer Verschärfung des Stabilitäts- und 
Wachstumspaktes bis zur Bekämpfung 
„makroökonomischer Ungleichgewichte“. 
Haushaltsdisziplin und Schuldenstände 
der Mitgliedsstaaten sollen noch stärker 
bekämpft werden, die haushaltpolitische 
Überwachung wird verschärft. Vorgese-
hen sind auch finanzielle Sanktionen ge-
gen Mitgliedsstaaten, die die Ziele nicht 
erreichen: Sie können von verzinslichen 
Einlagen in Höhe von 0,2 Prozent des 
BIP bis zu Strafzahlungen und verstärkten 
Sanktionen führen. Besonders bedenklich: 
Die Strafzahlungen sollen nach Willen der 
EU-Kommission durch eine demokratie-
politisch fragwürdige „umgekehrte Mehr-
heitsregel“ quasi automatisch in Kraft tre-
ten: Sanktionsvorschläge der Kommission 
gelten als angenommen, wenn sie der Rat 
nicht innerhalb von zehn Tagen mit quali-
fizierter Mehrheit ablehnt. 

Warnmechanismus geplant

Einer der Vorschläge umfasst die regel-
mäßige Bewertung makroökonomischer 
Ungleichgewichte und führt einen Warn-
mechanismus ein. Mit ausgewählten Indi-
katoren sollen „problematische makroöko-
nomische Ungleichgewichte“ ermittelt und 
bekämpft werden. Über die Indikatoren 
herrscht Unklarheit, allerdings sollen wie-
der „Lohnstückkosten“ herangezogen wer-
den – also erfolgt auch im Economic-Go-
vernance-Pakt eine Bezugnahme auf (stei-
gende) Löhne. Hier vermutet nicht nur der 
EGB einen weiteren Angriff auf Lohnpoli-
tik und Tarifautonomie der Gewerkschaf-
ten: „Je nach Art des Ungleichgewichts 
können die Politikempfehlungen beispiels-
weise auf finanz- und lohnpolitische (!) As-
pekte abstellen.“ Mit Änderungsanträgen 
versuchen die Gewerkschaften über das 
EU-Parlament noch Entschärfungen der 
Pläne zu erreichen. 

Gleich zu Jahresbeginn hat mit dem 
sogenannten „Europäischen Semester“ 
ein weiterer Koordinierungsprozess der 
nationalen Budgetpolitik begonnen, der 
einen stärkeren Einfluss der EU auf die 
Haushaltspolitik bringen soll. Der erste 
Schritt, der „Jahreswachstumsbericht“ der 
EU-Kommission, legte die wirtschafts-
politischen Schwerpunkte der neuen 

EU-2020-Strategie fest und lässt nichts 
Gutes erahnen. Schon hier verlangte die 
Kommission „strikte Lohndisziplin“ zu-
mindest für verschuldete Mitgliedsstaaten, 
eine weitere Liberalisierung des Dienst-
leistungssektors und eine Anhebung des 
Pensionsantrittsalters. Natürlich soll auch 
der „übermäßige Schutz“ unbefristeter Ar-
beitsverträge bekämpft sowie eine Reform 
angeblich „verkrusteter Arbeitsmärkte“ 
angegangen werden. All diese Initiativen 
haben eines gemeinsam: Sie bedeuten 
nichts Geringeres als eine völlige Um-
kehrung des Projektes Europa. Während 
in den vergangenen Jahren vorsichtige 
Schritte in Richtung Sozialunion gemacht 
wurden, nicht zuletzt durch neue Vor-
schriften im Vertrag von Lissabon, soll die 
EU wieder zu einem einseitig neoliberal 
ausgerichteten Projekt gemacht werden: 
Zu einer Wettbewerbsgemeinschaft, in der 
Staaten um die niedrigsten Löhne und die 
„tragfähigsten“ (= sprich bescheidensten) 
Sozial systeme konkurrieren. Dies werden 
die Gewerkschaften nicht hinnehmen. 

Aktionstag am 9. April 2011

ÖGB-Präsident Erich Foglar kritisierte die 
Ausrichtung der EU-Politik mehrmals ve-
hement und rief den historischen Konsens 
beim EU-Beitritt Österreichs in Erinne-
rung: „Die Idee der EU war nicht ein Lohn- 
und Sozialwettbewerb nach unten.“ Der 
EGB stellt gar seine prinzipielle Unterstüt-
zung für das Projekt Europa in Frage und 
wird den für die Economic Governance 
notwendigen Vertragsänderungen nicht zu-
stimmen. Die drohende Neuausrichtung 
der EU wird auch den EGB-Kongress in 
Athen vom 16. bis 19. Mai thematisch be-
stimmen. Sowohl beim EU-Gipfel am 24. 
März in Brüssel als auch zum europäischen 
Aktionstag am 9. April in Budapest plant 
der EGB massive Protestaktionen, an denen 
sich der ÖGB beteiligen wird.
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Die Lohnentwicklung soll möglichst niedrig 
ausfallen oder gar rückläufig sein, um Wett-
bewerbsfähigkeit zu gewinnen. Damit soll  
das deutsche Exportmodell der vergangenen 
Jahre, das zu einem Großteil für die  gefähr - 
lichen  makroökonomischen Ungleichgewichte  
in der EU mitverantwortlich war, zum Vorbild 
für die gesamte EU gemacht werden.
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S
tändig wird seitens der Regierung 
beteuert, dass für Bildung, Gesund-
heit, Soziales oder öffentlichen Ver-
kehr (z. B. PendlerInnen) wegen 

Sanierung der Staatsfinanzen nicht genug 
Geld vorhanden sei. Gleichzeitig aber wird 
über die Einführung eines Berufsheeres 
diskutiert, das bis zu doppelt so viel als das 
bisherige Bundesheer mit Wehrpflicht und 
Miliz, nämlich drei bis vier statt bislang 
zwei Mrd. Euro kosten soll. Ganz abgese-
hen von den Zusatzkosten für die Anwer-
bung von Berufssoldaten, die Bereitstel-
lung von Katastrophenschutzaufgaben 
oder des Zivildienstes, der als Wehrersatz-
dienst gilt und im Falle eines Berufsheeres 
ersatzlos wegfallen würde. Würde man die 
dzt. rund 13.000 Zivildiener durch mäßig 
entlohnte Angestellte ersetzen, kostet das 
laut Rotem Kreuz jährlich zusätzlich min-
destens rund 351 Mio. Euro.2 

Rekrutierungsprobleme

Kaum erwähnt wird, dass viele Länder mit 
Berufsheer (z. B. Holland, Großbritan-
nien, Deutschland) ein Rekrutierungspro-
blem haben: Das von Verteidigungsmi-
nister Norbert Darabos bevorzugte Mo-
dell sieht vor, dass jährlich 2.000 Soldaten 
für ein Berufsheer ausgebildet werden sol-
len. ExpertInnen meinen, dass man drei 
bis fünf Bewerber pro Stelle benötigt, um 
einen qualifizierten Kandidaten zu finden. 
Eine Anzahl an Freiwilligen, die sich „auf 
dem Arbeitsmarkt so schnell nicht finden 
lässt“, meint dazu IHS-Chef Bernhard 

Felderer. Er schlägt zudem – sicher nicht 
billige – Werbekampagnen vor, damit ein 
Berufsheer nicht zum „Auffangbecken für 
Niedrigqualifizierte“ wird.1  

Noch im Juni 2010 hat Verteidi-
gungsminister Darabos erklärt: „Es wird 
mit mir als Verteidigungsminister keine 
Abschaffung der Wehrpflicht geben ...“2 
Nun tritt er vehement für ein Berufs-
heer ein und präsentiert sein Modell auf 
einmal als gleich oder nur wenig teurer 
wie das Bundesheer. Auch in den Medi-
en wird kaum noch über die Kostenseite 
oder die anderen angeführten offenen 
Fragen gesprochen. Möglicherweise liegt 
der Grund darin, dass durch die einsei-
tige Diskussion immer weniger ein Be-
rufsheer wollen. 

Ganz verschwiegen in der bisherigen 
Debatte und nicht erklärt wird, wa-
rum es jetzt auf einmal so dringend sei, 
ein Berufsheer einzuführen. Auch der 
Oberbefehlshaber des Österreichischen 
Bundesheeres, Bundespräsident Heinz 
Fischer, stellt fest: „Wer hetzt uns? Die 
internationale Lage nicht, das Ausland 
nicht, der Nationalrat auch nicht.“3 Und: 
„Meines Wissens ist die Abschaffung der 
allgemeinen Wehrpflicht nicht im Regie-
rungsprogramm enthalten.“4 

Seit 1995 kooperiert Österreich im 
Rahmen der „Partnerschaft für den Frie-
den“ militärisch mit der NATO – einem 
internationalen Militärbündnis. Mit 
dem 1999 von der SPÖ/ÖVP-Koalition 
geänderten Artikel 23f der Bundesverfas-
sung verpflichtet sich Österreich, auch 
die sogenannten „Petersberg-Aufgaben“, 
u. a. Kampfeinsätze zur „Friedensschaf-
fung“ der EU voll mitzutragen – aus-
drücklich auch ohne UNO-Mandat. Im 

Kosovo stehen 500 Bundesheer-Soldaten 
im Rahmen der KFOR unter NATO-
Kommando. Österreichische Soldaten, 
auch Panzer, wurden nach Afghanistan 
verlegt. Zuletzt ging es sogar in den 
Tschad. 2001 beschloss die ÖVP/FPÖ-
Regierung die NATO-Option, 2004 die 
Teilnahme an den aufzubauenden EU-
Kampftruppen (Battlegroups). Ab 2011 
und in den kommenden Jahren beteiligt 
sich Österreich aktiv mit mehreren Hun-
dert Soldaten an den EU-Battlegroups. 

EU-Militärstrategie

Schon 1999 hat die EU die Entscheidung 
gefällt, eine EU-Eingreiftruppe, in Form 
von Kampftruppen für globale Krisen- 
und Kriegseinsätze, verharmlost als 
 „Frieden schaffende Maßnahmen“ be-
zeichnet, aufzustellen. Zehn Jahre danach 
hat die EU schon 22 Einsätze, bei denen 
insgesamt schon ca. 70.000 Mann in 
 verschiedenen Ländern stationiert wur-
den. Im Endausbau soll diese Kriegs-
truppe 360.000 Mann ausmachen. Das 
Ziel der EU beschreibt der frühere Leiter 
der EU-Sicherheits- und Außenpolitik,  
J. Solana, in der öffentlich kaum be-
kannten EU-Militärstrategie-Studie für 
2020 ganz klar: 

„Die EU hat sich zu einem Akteur 
mit globalem Machtanspruch entwickelt 
und muss dazu die militärischen Mitteln 
bereitstellen ... Wir müssen über das Per-
sonal und die Kapazitäten, sowohl zivil 

Heeresdebatte
Wehrpflicht oder Berufsheer? Was steckt hinter der Heftigkeit und der Eile der 

Debatte? Warum soll Österreich auf einmal ein Berufsheer brauchen?

Autor: Wilfried Leisch
Freier Journalist und Publizist

1 Presse, 6. 2. 2011 
2  Beim Festakt „50 Jahre Österreichische Offiziersgesellschaft“, 

 tinyurl.com/6z8tsut 
3 Kleine Zeitung, 21. 1. 2011 
4 Standard, 15./16. 1. 2011 

http://www.bmlv.gv.at/archiv/a2010/pdf/rede_hbm_oeog.pdf


Arbeit&Wirtschaft 3/2011 43Gesellschaftspolitik

als auch militärisch verfügen, diese poli-
tischen Ambitionen zu verwirklichen ... 
Die USA und EU müssen in ihren Plä-
nen gemeinsam vorgehen ... Jedoch in 
den Fällen, in denen die USA die NATO 
nicht zum Krisenmanagement einsetzen 
will, brauchen die Europäer die Kapazi-
tät, allein zu handeln ... Die OECD-Staa-
ten ... müssen mit den transnationalen 
Konzernen, das sind die 1.000 größten 
Vermögen, eine symbiotische Beziehung 
finden ... sie haben größere Macht als je 
zuvor. Doch sie brauchen den Staat und 
der Staat braucht sie ... Die Nr.-1-Prio-
rität der EU ist der Schutz des globalen 
... ökonomischen Flusses ... sie muss den 
Fluss der transnationalen Ströme sichern 
und gegenüber den Staaten, die sich dem 
entgegenstellen, kann es zur direkten mi-
litärischen Konfrontation kommen ...“5

Seit dem EU-Vertrag von Lissabon 
können diese Kampftruppen sogar für 
Militäreinsätze im Inneren der EU ein-
gesetzt werden.6

Vorleistung Eurofighter

Wer glaubt, dass dies alles nichts mit Ös-
terreich zu tun hat, dem sei der unter der 
ÖVP/FPÖ-Regierung erfolgte und unter 
SPÖ-Minister Darabos vollzogene Euro-
fighter-Kauf in Erinnerung gerufen: Ge-
samtkosten auf 20 Jahre zwischen fünf 
und sechs Mrd. Euro. Wofür? Der Euro-

fighter ist ein Kampfbomber für offensive 
globale EU-Militäreinsätze. Generalmajor 
Günter Höfler, Streitkräftekommandant 
des Bundesheeres: Die Eurofighter dienen 
dazu, für „Kampfeinsätze im Europä-
ischen Verbund“, mit einem Einsatzradi-
us „Westbalkan bis hinunter nach Afrika, 
dem Nahen Osten und dem Kaukasus“ 
zur Verfügung zu stehen.7

Da 80 Prozent der ÖsterreicherInnen 
für die Beibehaltung der Neutralität 
sind, wird jetzt in der neuen Sicherheits-
doktrin behauptet, dass ein Berufsheer 
und die Teilnahme an EU-Kampfeinsät-
zen mit der Neutralität vereinbar seien. 
„Nennen wir uns halt neutral“, empfiehlt  
auch Kurier-Chefredakteur Helmut 
Brand stätter der Politik, um aus ihrem 
Dilemma herauszukommen und trotz-
dem an der „verstärkten Zusammenar-
beit der europäischen Armeen“ teilneh-
men zu können.8 Es ist dies de facto eine 
Einbindung Österreichs in die EU-Mili-
tarisierung. Dies macht Österreich nicht 
sicherer. Im Gegenteil: Es macht Öster-
reich zu einem Kriegsteilnehmer und 
somit auch zum Angriffsziel. Genau dies 
ist aber mit der Neutralität grundsätzlich 
nicht vereinbar.9

In seinen Statuten hat der ÖGB die 
Erhaltung und den Ausbau der Neutra-
lität festgeschrieben. In seinem Grund-
satzprogramm 2009 forderte der ÖGB 
eine „aktive Neutralitätspolitik“ und 
„die Revision der sicherheits- und rüs-
tungspolitischen Teile des Vertrags von 
Lissabon“. Er verlangt „angesichts des 
Ausbaus der EU-Rüstungsindustrie die 
Rücknahme der Novellierungen des 
Kriegsmaterialien- und des Truppen-
aufenthaltsgesetzes von 2001, d. h. un-

ter anderem die Wiederaufnahme des 
Neutralitätsvorbehalts und eine strikte 
Bindung an Beschlüsse des Weltsicher-
heitsrats“. Weiters betrachtet der ÖGB 
die „EU-Battlegroups, die nicht an ein 
Mandat des UN-Sicherheitsrats gebun-
den sind, als Ausdruck einer neutralitäts-
widrigen und militarisierten Außenpoli-
tik und lehnt eine Teilnahme Österreichs 
an diesen daher ab“.10

Gefährliche Irreführung

Die BefürworterInnen eines Berufsheeres 
im Rahmen der EU sagen, sie stünden auf 
der Seite der Jugend und geben ein „Aus 
für die Wehrpflicht“ als Abrüstung aus. 
Vor dem Hintergrund des Geschilderten 
entpuppt sich das als zynisch und fahr-
lässige Irreführung der arbeitenden Men-
schen. Ein Berufsheer wird zudem gerne 
als „Freiwilligenheer“ bezeichnet und da-
mit so getan, als ob es heutzutage keine 
Wahlfreiheit bezüglich der Wehrpflicht 
gäbe. Doch kein junger Mensch in 
 Österreich wird zum Waffendienst ge-
zwungen. Jeder kann auch Zivildienst 
 leisten. Das heißt, ein Freiwilligenheer 
gibt es bereits. 

Internet:

Bundesministerium für Landesverteidigung 
www.bmlv.gv.at
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Wehrpflicht oder Berufsheer?  
Was steckt hinter der Heftigkeit und der Eile 
der Debatte? Warum soll Österreich  
auf einmal ein  Berufsheer brauchen?

 5   tinyurl.com/mn6v7k
 6  Vgl. Vertrag von Lissabon, Amtsblatt der Europäischen Union,  

17. 12. 2007, Seiten C 306/34 ff, insb. Artikel 28
 7  Kleine Zeitung, 13. 12. 2005, ORF MJ, 6. 6. 2010
 8  Kurier, 26. 2. 2011
 9  Vgl. Bundesverfassung Art. 9; Neutralitätsgesetz Artikel I.(1)  

tinyurl.com/6a8ps43
10  Grundsatzprogramm, S 58 – 17. ÖGB Bundeskongress 2009

http://www.iss.europa.eu/uploads/media/What_ambitions_for_European_defence_in_2020.pdf
http://www.atomgegner.at/Plattform%20Neutralit%C3%A4t%20-%20gegen%20Berufsheer.pdf
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n den für den Weltmarkt produzie-
renden Ländern der Bekleidungsin-
dustrie, vor allem in Zentralamerika 
und Südostasien, sind in dieser Bran-

che über 80 Prozent der Beschäftigten 
Frauen. Und ebenso ist es die Regel, dass 
der gesetzliche Mindestlohn nicht zum 
Überleben ausreicht, wenn Familien zu 
erhalten sind. Die Situation hat sich in 
den vergangenen Jahren durch das starke 
Ansteigen der Lebensmittelpreise sogar 
noch verschlechtert, obendrein werden 
selbst die schlechten gesetzlichen Lohn-
bestimmungen nicht eingehalten. An der 
Armutsgrenze lebende Menschen geben 
ungefähr die Hälfte ihrer Ausgaben für 
Ernährung aus.

Arbeit rund um die Uhr

Mit exzessiven Überstunden und Zusatz-
schichten muss der Grundlohn aufgebes-
sert werden, um das Überleben der Fa-
milie zu sichern. Der extreme Arbeits-
stress wirkt sich natürlich negativ auf die 
Gesundheit und auf das Familienleben 
aus. Die Frauen verlassen frühmorgens 
das Haus und kommen spät am Abend 
zurück. „Meine Tochter sieht mein Ge-
sicht nur an einem Tag in der Woche“, 
erzählt Amanthi, eine Arbeiterin aus Sri 
Lanka.

Der Ruf nach existenzsichernden 
Löhnen, die ein menschenwürdiges Le-
ben ermöglichen, ist in den vergangenen 
Jahren immer stärker geworden. Die 
Verantwortung für die entsprechenden 

Löhne und Arbeitsbedingungen läge ei-
gentlich beim Gesetzgeber, doch locken 
die Länder der Weltmarktproduktion 
die Investoren und Auftraggeber gerade 
mit Hungerlöhnen sowie schlechten Ar-
beits- und Umweltschutzbedingungen 
an. Und die Produktionsbetriebe selbst 
wälzen den Preis- und Zeitdruck, dem 
sie durch den internationalen Standort-
wettbewerb ausgesetzt sind, auf die Ar-
beitskräfte ab. 

So bleibt der Kampf um menschen-
würdige Löhne eine Aufgabe der Ge-
werkschaften, die jedoch in vielen Län-
dern schwach strukturiert sind und in 
ihrer Arbeit behindert werden. Obwohl 
im Allgemeinen das Vereinigungsrecht 
gesetzlich verankert ist, ist die Gewerk-
schaftsfreiheit in Staaten wie Bangla-
desch, Sri Lanka, Honduras und vielen 
anderen stark beschnitten. Oder dieses 
Recht wird nur den staatlichen Gewerk-
schaften zugestanden, wie beispielsweise 
in China.

In Asien läuft seit einiger Zeit ein 
interessantes Experiment, wie diesem 
Dilemma entkommen werden kann. 
Vor vier Jahren, im Mai 2007, fand in 
Dhaka, der Hauptstadt von Bangla-
desch, ein erstes Planungstreffen der 
„Asia Floor Wage“-Kampagne statt, 
einer Initiative zur Einführung eines 
flächendeckenden existenzsichernden 
Mindestlohns in Asien. Es handelt sich 
dabei um den historischen Versuch, für 
Millionen von ArbeiterInnen in einer 
ganzen Industriebranche einen Lohn 
einzuführen, der nicht nur das nackte 
Überleben sichert, sondern auch Aus-
gaben für Gesundheit, Bildung und 
Kultur. In der Kampagne sind Ge-

werkschaften, darunter auch die In-
ternationale Textil-, Bekleidungs- und 
Lederarbeiter-Vereinigung (ITGLWF), 
Nichtregierungsorganisationen und zi-
vilgesellschaftliche Initiativen wie die 
Clean Clothes-Kampagne (CCC), das 
europaweite Netzwerk zur Verbesse rung 
der Arbeitsbedingungen in der Beklei-
dungsindustrie, zusammengeschlossen. 

Gründung 7. oktober 2009

Nach mehreren Vorbereitungstreffen 
wurde die AWF am 7. Oktober 2009, 
dem „Internationalen Tag der menschen-
würdigen Arbeit“, öffentlich lanciert. In 
Hongkong und Indonesien befinden sich 
Verwaltungsbüros; im internationalen 
Leitungsgremium sitzen auch Vertrete-
rInnen von Initiativen aus Europa, Ka-
nada und den Vereinigten Staaten.

Immer mehr Gewerkschaften und 
arbeitsrechtliche Organisationen schlie-
ßen sich der Allianz an, die mittlerwei-
le bereits elf asiatische Länder umfasst. 
Ziel ist es, in den Produktionsländern 
der Bekleidungsindustrie in Asien eine 
gemeinsame Lohnuntergrenze einzu-
führen, die nicht nur ein menschenwür-
diges Leben ermöglicht, sondern durch 
die einheitliche Lohnbasisberechnung 
auch den regionalen Wettbewerb verrin-
gert und die Verhandlungsposition der 
ArbeiterInnen stärkt. 

„Die Asia Floor Wage Alliance ist 
keine bloße Gewerkschaftsinitiative, 
sondern Ausdruck einer neuen sozialen 
Bewegung“, sagt Ashim Roy, General-
sekretär des indischen Gewerkschafts-
dachverbandes New Trade Union In-
itiative. Der studierte Mathematiker 

Für einen existenzsichernden  
Mindestlohn in Asien

Die „Asia Floor Wage Alliance“ (AFW) kämpft für fairen Lohn in der Textilbranche.

Autor: Werner Hörtner
Journalist bei Südwind
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Ziel ist es, in den Produktionsländern der 
 Bekleidungsindustrie in Asien eine gemeinsame 
Lohnuntergrenze einzuführen, die nicht nur ein 
menschenwürdiges Leben ermöglicht, sondern 
durch die einheitliche Lohnbasisberechnung auch 
den regionalen Wettbewerb verringert und die 
 Verhandlungsposition der ArbeiterInnen stärkt. 

war maßgeblich an der Ausarbeitung 
des Berechnungsmodells für den AWF-
Lohn beteiligt. Er gehört mit Anannya 
Bhattacharjee, Leiterin des internationa-
len AWF-Sekretariats, zu den führenden 
Köpfen der Allianz.

Die Arbeit für einen existenzsichern-
den Grundlohn ist allerdings nicht un-
gefährlich. Die von der AWF im Vorjahr 
inspirierten Streiks in Kambodscha und 
Bangladesch wurden von der Polizei mit 
brutaler Repression und der Verhaftung 
führender AktivistInnen beantwortet. 
Vorstandstreffen der Kampagne in Dha-
ka mussten schon mehrmals aus Sicher-
heitsgründen an geheimen Orten statt-
finden, und immer wieder kommt es zu 
behördlichen Schikanen.

Verhaltenskodex für Auftraggeber 

Die Einführung des Grundlohnes ist in 
den Produktionsbetrieben jedoch nur 
möglich, wenn die – meistens in Europa 
und Nordamerika angesiedelten – Auf-
traggeber ihre Geschäftspraktiken än-
dern. Sie müssen sich in ihrem Verhal-
tenskodex verpflichten, nicht nur den im 
Land der Zulieferfirma branchenüb-
lichen oder gesetzlichen Mindestlohn 
einzuhalten, sondern sich zur Zahlung 
eines existenzsichernden Lohnes ver-
pflichten. Angesichts der Tatsache, dass 
die Lohnkosten in der Produktion gerade 
einmal 0,5 bis drei Prozent des Verkaufs-
preises ausmachen, keine besondere 
Mehrausgabe. 

Das AWF-Modell kann nur mit 
starken ArbeiterInnenvertretungen 
vor Ort funktionieren. Angesichts der 
großen Diskrepanz zwischen dem ge-

setzlichen Mindestlohn und dem AWF-
Grundlohn kann dessen Umsetzung 
nicht von heute auf morgen erfolgen. 
Deshalb sollen die Auftraggeber einen 
Implementierungsplan mit konkreten 
Meilensteinen erstellen und öffentlich 
machen.

Noch erscheint die Einführung eines 
existenzsichernden Mindestlohns auf 
kontinentaler Ebene als Utopie, doch 
sind auf diesem Weg schon wichtige 
Schritte wie Planung und Berechnung 
umgesetzt worden. Die in der Asia Floor 
Wage Alliance praktizierte Zusammen-
arbeit von Gewerkschaften und zivil-
gesellschaftlichen Initiativen aus dem 
Süden und dem Norden kann den nö-
tigen Druck schaffen, um bei diesem 
historischen Projekt weitere Fortschritte 
zu erzielen. 

Internet:

Weiterführende Information:
■ Dokumentation „fairness en vogue“  

der Erklärung von Bern vom 3. September 2010
 www.evb.ch

■ Studie „Würdige Löhne über Grenzen hinweg: 
Der „Asiatische Grundlohn“

Download auf 
www.saubere-kleidung.de 

Dort findet sich auch eine Protestmail-Vorlage 
an 14 deutsche Unternehmen

Schreiben Sie Ihre Meinung  
an den Autor

werner.hoertner@suedwind.at
oder die Redaktion

aw@oegb.at

i n f o & n e w s

Das Asia-Floor-Wage-Modell

Die Berechnung eines existenzsichernden, 
über Ländergrenzen hinweg vergleich-
baren Mindestlohnes für Asien erfolgt in 
fünf Schritten. Zuerst wird der AWF-Lohn 
definiert, und zwar auf Basis eines täg-
lichen Bedarfs von 3.000 Kalorien für Fa-
briksarbeiterInnen. Zu den Ausgaben für 
Ernährung werden in einem Verhältnis 
von 1:1 andere Ausgaben wie Unterkunft, 
Bekleidung, Gesundheitsversorgung, Bil-
dung, Transport usw. (non-food-cost) da-
zugerechnet. Schließlich soll vom AWF-
Lohn eine Familie, d. h. eine Arbeitskraft 
und zwei Angehörige, leben können.

Auf Basis dieser Komponenten kann für je-
des Land ein Mindestlohn in lokaler Wäh-
rung errechnet werden, also Ausgaben 
für Ernährung für drei Personen mal zwei 
(non-food-cost).

Um den Mindestlohn über Landesgrenzen 
hinaus vergleichbar zu machen, wird eine 
theoretische Währung nach dem Konzept 
der Kaufkraftparität (PPP = Purchasing 
Power Parity) benützt. Dieses rechnet die 
unterschiedlichen Preisniveaus der ein-
zelnen Länder ein. Dieser Grundlohn liegt 
gegenwärtig bei 475 PPP-Dollar, d. h. in 
jedem Land soll die umgerechnete Kauf-
kraft dieses Betrags als Mindestlohn an-
gestrebt werden. 

Gemäß diesem Berechnungsschema lag 
2009 der AWF-Lohn in Bangladesch um 
85 Prozent über dem gesetzlichen Min-
destlohn, in Sri Lanka um 70 Prozent, in 
China um 59 Prozent und in Indonesien 
um 48 Prozent.
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15a-Vereinbarung: Gängige Bezeichnung für eine 
Vereinbarung zwischen Bund und Ländern nach 
§15a des Bundesverfassungsgesetzes, mit der 
Gesetze, Verordnungen, Vereinbarungen etc., die 
an sich unter die Kompetenz der Länder fallen, 
bundesweit vereinheitlicht werden können.  
(Seiten 17, 32)

ambivalent: in sich widersprüchlich (Seite 14)

Andor, László: ungarischer Ökonom, geb. 1966, 
seit 2010 EU-Kommissar für Beschäftigung, 
 Soziales und Integration. Andor gilt als eher links-
orientierter Wirtschaftsfachmann und der unga-
rischen sozialistischen Partei (MSZP) naheste-
hend. (Seiten 17, 37)

Armutskonferenz: 1995 gegründetes Netzwerk 
gegen Armut und soziale Ausgrenzung; die hier 
zusammengeschlossenen sozialen Organisati-
onen betreuen und unterstützen mehr als 500.000 
Bedürftige pro Jahr. (Seite 33)

Bertelsmannstiftung: 1977 vom Leiter des Ver-
lagshauses Bertelsmann, Reinhard Mohn (1921–
2009) ins Leben gerufene gemeinnützige Stiftung; 
Fundament der Stiftungsarbeit ist die Überzeu-
gung, dass Wettbewerb und bürgerschaftliches 
Engagement eine wesentliche Basis für gesell-
schaftlichen Fortschritt sind. (Seite 34)

EBIT: Earnings before interest and taxes = Gewinn 
vor Zinsen und Steuern (Seite 12)

EU-SILC: Community Statistics on Income an 
 Living Conditions (Gemeinschaftsstatistiken über 
Einkommen und Lebensbedingungen): Erhebung, 
durch die jährlich Informationen über die Lebens-
bedingungen der Privathaushalte in der Euro-
päischen Union gesammelt werden. Auch die 
Republik Österreich nimmt, vertreten durch die 
Statistik Österreich, an diesem Projekt teil. Rund 
4.500 Haushalte nehmen jährlich an SILC in Ös-
terreich teil. Die Adressen dafür werden zufällig 
aus dem Zentralen Melderegister (ZMR) gezogen. 
Drei Viertel der befragten Haushalte werden wie-
derholt befragt, um Veränderungen der Lebenssi-
tuation im Zeitverlauf feststellen zu können. 
(Seite 17)

FMA (Finanzmarktaufsicht): 2002 gegründete 
Institution zur Beaufsichtigung von Banken, Ver-
sicherungen, Pensionskassen, betrieblichen Vor-
sorgekassen, Wertpapierfirmen und Wertpapier-
dienstleistungsunternehmen, Investmentfonds, 
Finanzkonglomeraten sowie Börsenunternehmen. 
Als Behörde kann die FMA verbindliche Normen, 
wie etwa Verordnungen und Bescheide, erlassen 
oder Zwangsakte setzen (Konzessionen entziehen, 
Geschäftsleiter abberufen, Verwaltungsstrafen 
verhängen). Die beaufsichtigten Unternehmen 
werden über ihren gesamten Lebenszyklus be-
gleitet. (Seite 24)

Gómez, Valeriano: sozialdemokratischer spa-
nischer Politiker, geb. 1957, seit Oktober 2010 
Minister für Arbeit und Einwanderung unter José 
Luis Rodriguez Zapatero. (Seite 37)

goutieren: gut heißen, Geschmack an etwas fin-
den (Seite 14)

Gruppenbesteuerung: Zusammenfassen der 
steuerlichen Ergebnisse finanziell verbundener 
Körperschaften; dadurch wird ein steuerlicher 
Ausgleich zwischen Anfangsverlusten nach 
 Neugründungen und Gewinnen des jeweiligen 
Mutterunternehmens ermöglicht. (Seite 13)

immanent: innewohnend (Seite 25)

implementieren: in ein bestehendes System ein-
bauen (Seite 32)

Kenny, Enda: irischer Politiker (geb. 1951) der 
irischen Volkspartei Fine Gael, seit 9. März 2011 
Ministerpräsident. (Seite 28)

Klein, Naomi: kanadische Journalistin, Schrift-
stellerin und Globalisierungskritikerin, geb. 1970, 
deren Eltern aus Protest gegen den Vietnamkrieg 
1967 von den USA nach Kanada emigrierten. In 
ihrem ersten, 2000 erschienenen Buch „No Logo“ 
analysierte sie, wie klassische Produktionsbe-
triebe zu Lifestyle-Vermarktungsunternehmen 
wurden. Weitere Werke: Über Zäune und Mauern 
– Berichte von der Globalisierungsfront; Die 
Schock-Strategie – Der Aufstieg des Katastro-
phenkapitalismus. (Seite 21)

kohärent: zusammenhängend (25)

Kohäsion: (innerer) Zusammenhalt einzelner 
 Bestandteile (Seite 35)

makroprudentiell: Der Begriff bezieht sich auf die 
Tätigkeiten einer Aufsichtsbehörde, deren Haupt-
augenmerk auf den Finanzmarkt im Gesamten 
gerichtet ist. Im Gegensatz dazu versteht man 
unter „mikroprudentiell“ die Aufsicht einzelner 
Institute. (Seite 24)

off-Shore-Zentren: Finanzplätze, die sich außer-
halb des Geltungsbereiches einzelstaatlicher 
Währungshoheit extraterritorial entwickelt haben, 
z. B. internationale Freizonen oder Steueroasen 
wie die Bahamas. (Seite 24)

Petersberg-Aufgaben: 1992 auf dem Petersberg 
beim Gipfel des Ministerrats der Westeuropä-
ischen Union (militärischer Beistandspakt zwi-
schen Frankreich, Großbritannien, Deutschland, 
Luxemburg, Niederlande, Belgien und Italien) 
definierte Aufgaben. Diese sollten damals noch 
vor den Verteidigungsaufgaben der WEU durch-
geführt werden und umfassten humanitäre Auf-
gaben, Rettungseinsätze etc. (Seite 42)

Radi čová, Iveta: slowakische Soziologin und Poli-
tikerin, geb. 1956, stellvertretende Vorsitzende 

der SDKÚ-DS (Slowakische Demokratische und 
Christliche Union – Demokratische Partei), seit 
 Juli 2010 Ministerpräsidentin. (Seite 37)

Roosevelt, Franklin Delano: US-Politiker (1882–
1945), schon früh war Roosevelt als progressiver 
Demokrat bekannt, der für die Stärkung der 
 Demokratie und eine gerechtere Weltordnung 
 sowie für eine starke Position der USA eintrat. 
Während seiner Präsidentschaft (1933–1945) 
verfolgte er außenpolitisch die sogenannte „Good 
Neighbor Policy“ (v. a. gegenüber Südamerika), 
für eine starke Position der USA ohne imperialis-
tische Tendenzen. (Seite 20)

Sekundärmarktrendite: Als Sekundärmarkt wird 
der Markt bezeichnet, auf dem bereits im Umlauf 
befindliche Wertpapiere gehandelt werden. Der 
Durchschnittswert aus den einzelnen Renditen 
dieser Wertpapiere (z. B. Anleihen) wird regel-
mäßig berechnet und veröffentlicht. Die SMR ist 
eine Maßzahl, wie hoch die Verzinsung bei mittel-
fristigen Geldveranlagungen ist. (Seite 12)

Shadow Banks: Unternehmen des Finanzsektors, 
die legal Bankgeschäfte betreiben, aber keiner 
Regulierung bzw. Beaufsichtigung unterliegen. 
(Seite 25)

Solana, Javier: spanischer (sozialistischer) Politi-
ker, geb. 1942, 1995–1999 NATO-Generalsekretär, 
1999–2009 Generalsekretär des Rates der Euro-
päischen Union und Hoher Vertreter für die Ge-
meinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), 
ab November 1999 darüber hinaus auch General-
sekretär der Westeuropäischen Union (WEU). 
 Wegen seiner weitreichenden Kompetenzen wurde 
Solana auch als „Außenminister“ der EU bezeich-
net. Heute ist er hauptsächlich wissenschaftlich 
tätig. (Seite 42)

Tories: Anhänger/Mitglieder der konservativen 
Partei; zur Zeit des amerikanischen Unabhängig-
keitskrieges wurden auch die Anhänger der bri-
tischen Krone so bezeichnet. (Seite 30)

Tucholsky, Kurt: deutscher Journalist und Schrift-
steller (1890–1935), verstand sich als linker 
 Demokrat, verfasste sozialkritische Werke, zum 
Teil in locker-frivolem Stil, er kritisierte unter an-
derem heftig die Politiker der Weimarer Republik, 
die nicht energisch genug gegen faschistische 
Tendenzen und die Anschläge gegen Rosa Luxem-
burg, Karl Liebknecht u. a. auftraten. 1930 emi-
grierte Tucholsky, der auch davor schon viel Zeit 
im Ausland verbracht hatte, nach Schweden. 
Werke: Rheinsberg – ein Bilderbuch für Verliebte, 
Schloss Gripsholm, Deutschland, Deutschland 
über alles, Sudelbuch. (Seite 13)
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